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Die erste Oktoberhälfte war von einer Anspannung auf den weltweiten Finanzmärk-
ten und einem spürbaren Verfall der Börsenkurse gekennzeichnet. Diese negative 
Marktentwicklung hat eine Reihe von Ursachen: Zu den bekannten Risikothemen wie 
der handelspolitischen Konfrontation der USA mit China, dem Streit in der EU um Itali-
ens Staatshaushalt, der Rohölverteuerung und den schwierigen Brexit-Verhandlungen 
kamen zuletzt auch ernüchternde Konjunkturnachrichten. Im Euro-Raum wuchs die 
Wirtschaft im III. Quartal gegenüber dem Vorquartal um nur 0,2%. Ein Sonderfaktor 
dämpfte die Dynamik besonders: die Produktionsausfälle in der Autoindustrie, vor al-
lem in Deutschland. Diese waren auf die Umstellung der Abgasmessung bzw. die ver-
spätete Anpassung der Unternehmen daran zurückzuführen. 

Wesentlich günstiger waren die Konjunkturdaten aus Österreich. Die Wirtschaft wuchs 
im III. Quartal viel kräftiger (+0,5% bzw. +0,4% laut Eurostat-Vorgabe) als im Durch-
schnitt des Euro-Raumes. Die robusten Wachstumszahlen können aber nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass die Industrie auch hierzulande an Dynamik verlor. Als stabilisie-
rend erwiesen sich die Konsumnachfrage und der florierende Sommertourismus. Die 
Einkommen der privaten Haushalte wurden durch die günstige Lage auf dem Arbeits-
markt gestützt. Die Beschäftigung tendiert weiterhin aufwärts, und die Arbeitslosigkeit 
geht zurück. Der Stellenandrang (Zahl der Arbeitslosen je offene Stelle) ist so gering 
wie zuletzt 1989/1991. Nicht zuletzt diese Konstellation auf dem Arbeitsmarkt ermög-
licht es den Gewerkschaften, in der aktuellen Herbstlohnrunde relativ hohe Gehalts-
forderungen zu stellen. 

Die Inflation wird nach wie vor vom Anstieg der Wohnungsmieten und der Preise in 
der Gastronomie getrieben, wobei Letzteres angesichts der florierenden Wertschöp-
fung in diesem Bereich überwiegend nachfragebestimmt sein dürfte. Dritter Preistrei-
ber waren zuletzt die Treibstoff- bzw. Rohölpreise. Sie zogen vor allem aufgrund der 
Sanktionen der USA gegen den Iran an. Diese bewirkten im Vorfeld eine erhebliche 
Zunahme der (spekulativen) Nachfrage nach Rohölreserven, während die abflau-
ende Weltkonjunktur und die Ausweitung der weltweiten Fördermengen eher preis-
dämpfend wirkten. 
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1. Rohölpreis durch spekulative Nachfrage angefacht 
Rohöl kostete Anfang Oktober so viel wie zuletzt vor vier Jahren (86 $ je Barrel), im 
Laufe des Monats entspannte sich die Lage wieder. Die Verteuerung war großteils 
nachfragegetrieben. Allerdings geht der tatsächliche Mehrbedarf an Rohöl entspre-
chend der weltweiten Konjunkturabschwächung zurück, was den Rohölpreis eher 
dämpft. Laut einer aktuellen Analyse des Oxford Institute for Energy Studies war viel-
mehr die spekulative Nachfrage nach Rohöl für den Preisschub bestimmend, d. h. der 
Markt erwartete angesichts der Sanktionen gegen den Iran, die seit November auch 
für den Energiesektor gelten, eine Verknappung des Angebotes, die Rohölreserven 
wurden aufgestockt. Dank der kräftigen Expansion der Fördermengen in Russland, 
den Vereinigten Arabischen Emiraten, dem Irak und vor allem in den USA zog der 
Rohölpreis nicht noch stärker an bzw. gab im Oktober wieder nach. 

2. Handelskonflikt der USA mit China eskaliert 
Die lebhafte Konsumnachfrage trug in den USA im III. Quartal wieder zu einem sehr 
hohen Wirtschaftswachstum bei (+0,9% gegenüber dem Vorquartal, +3,0% gegen-
über dem Vorjahr). Auch die Lagerbestände wurden aber stark ausgeweitet, wahr-
scheinlich weil mit Anfang 2019 kräftige Zollerhöhungen bevorstehen (siehe unten). 
Zudem nahm die Importnachfrage erheblich zu, während die Exporte rückläufig wa-
ren. Die Industrieproduktion wurde im September gegenüber dem Vormonat um 0,3% 
ausgeweitet (+5,2% gegenüber dem Vorjahr). Die Wachstumseinbußen durch den 
Hurrikan Florence waren demnach deutlich geringer (weniger als 0,1 Prozentpunkte 
laut Zentralbank der USA) als durch die Hurrikans im Herbst 2017, welche das Wachs-
tum der Industrieproduktion um ½ bis 1 Prozentpunkt gedämpft hatten. 

Der Handelsstreit der USA mit China erreichte mit der Einführung eines Strafzolls von 
10% auf Konsumgüterimporte aus China im Volumen von 200 Mrd. $ am 24. Septem-
ber 2018 eine neue Eskalationsstufe, nachdem bereits am Tag davor chinesische Gü-
ter im Volumen von 16 Mrd. $ mit einem Strafzoll von 25% belegt worden waren. Im 
Laufe des 1. Halbjahres 2019 dürften nahezu alle aus China in die USA importierten 
Waren mit dem angedrohten Strafzoll von 25% belegt werden. Ob die Zentralbank 
der USA den zusätzlichen Preisauftrieb, der dadurch entstehen wird, als vorrüberge-
hend interpretiert oder ihm mit einer zusätzlichen Straffung der Geldpolitik begegnet, 
bleibt abzuwarten. Im September hob sie das Leitzinsintervall wie erwartet um 25 Ba-
sispunkte auf 2,00% bis 2,25% an. Die überwiegende Mehrheit der Mitglieder des Fe-
deral Open Market Committee, das geldpolitische Steuerungsgremium der Zentral-
bank, rechnet noch heuer mit einem weiteren Zinsschritt, und die Erwartung von drei 
Zinsschritten im Jahr 2019 hat sich erhärtet. 

3. Getrübte Stimmung in den Schwellenländern 
Der mäßige Abwärtstrend, der bereits seit Anfang 2018 in der Unternehmensstimmung 
im verarbeitenden Gewerbe der Schwellenländer zu beobachten ist, hielt im Septem-
ber an. Größte Belastungsfaktoren sind die protektionistischen Maßnahmen und die 
Straffung der Geldpolitik der USA. In den zwei Krisenländern Türkei und Argentinien 
entspannte sich die Lage zuletzt leicht. In der Türkei stabilisierte die Notenbank durch 
eine kräftige Zinsanhebung die Lira, Argentinien einigte sich mit dem Internationalen 
Währungsfonds auf eine Aufstockung des Hilfsprogrammes. Die Inflation beschleu-
nigte sich in Argentinien zuletzt aber: Im September stiegen die Preise gegenüber Au-
gust um 6,5% und gegenüber dem Vorjahr um 40,5%. 

In China gaben die Einkaufsmanagerindizes im Oktober nach: Sowohl im verarbeiten-
den Gewerbe als auch im Dienstleistungsbereich trübte sich die Stimmung ein. 
Schwach entwickelten sich u. a. die Exportaufträge, was auf die Verunsicherung 
durch den Handelskonflikt mit den USA zurückzuführen sein dürfte. Auf dessen Ver-
schärfung dürfte die chinesische Regierung mit einer Ankurbelung der Inlandsnach-
frage reagieren, um empfindliche Wachstumseinbußen zu verhindern. 

In den USA boomt die Kon-
sumnachfrage. 
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Abbildung 1: Internationale Konjunktur 

Saisonbereinigt, 2015 = 100, gleitende Dreimonatsdurchschnitte 
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4. Konjunkturdynamik wird im Euro-Raum schwächer 
Das Wachstum verlangsamte sich im Euro-Raum im III. Quartal 2018 merklich. Nach 
der vorläufigen Schnellschätzung von Eurostat übertraf das BIP den Vorquartalswert 
um nur 0,2%. In Frankreich und Spanien war die Konjunkturdynamik überdurchschnitt-
lich, in Italien stagnierte die Wirtschaft, und in Deutschland dürfte das Wachstum 
ebenfalls unterdurchschnittlich ausgefallen sein. Im IV. Quartal trübte sich die Stim-
mung der Unternehmen ein. Im Oktober ergaben die Indikatoren für die Industrie ein 
ungünstigeres Bild als für den Dienstleistungssektor. Wie die Umfrage zu den Einkaufs-
managerindizes zeigt, wurde vor allem der Rückgang der Exportaufträge als belas-
tend gesehen. 

Die Inflation überschritt im Euro-Raum im Oktober laut erster Schätzung knapp die 
Marke von 2% (2,2%), vor allem aufgrund der merklichen Energieverteuerung. Die 
Kerninflation war mit 1,3% weiterhin verhalten. Die Arbeitslosenquote betrug im Sep-
tember zum dritten Mal in Folge 8,1%. Gedämpft wurde sie durch den Rückgang in 
Italien: Dort sank die Arbeitslosenquote im August erstmals seit Anfang 2012 unter 10%, 
im September erhöhte sie sich wieder etwas. Entsprechend der schwachen BIP-
Entwicklung im III. Quartal (siehe oben) nahm die Beschäftigung in Italien aber nur 
mäßig zu. Somit dürfte dieser Rückgang weniger ein Zeichen der Konjunkturerholung 
als eher einer Einschränkung des Arbeitskräfteangebotes gewesen sein, die unter-
schiedliche Ursachen haben kann. Frankreich (9,3%) und Spanien (14,9%) verzeichne-
ten im September trotz relativ kräftiger Konjunktur keinen nennenswerten Rückgang 
der Arbeitslosenquote. 

5. Deutschland: Produktionsausfälle in der Autoindustrie 
Die Schlüsselbranche in Deutschland, die Autoindustrie, schwächelte zuletzt wegen 
eines Sonderfaktors. Seit September müssen für alle neu zugelassenen Pkw zertifizierte 
Messungen gemäß dem "weltweit harmonisierten Prüfverfahren für leichte Nutzfahr-
zeuge" (Worldwide Harmonized Light-Duty Vehicles Test Procedure, WLTP) vorliegen; 
dieses Verfahren ersetzt die Prüfroutine "Neuer Europäischer Fahrzyklus" (NEFZ), die in 
der EU seit 1992 in Kraft war. Da die deutschen Autohersteller nicht rechtzeitig für alle 
Fahrzeugtypen die Zulassung erhalten hatten, wurde die Produktion massiv gedros-
selt; Volkswagen verkürzte sogar die Arbeitswoche auf vier Tage. Die Produktionsaus-
fälle dürften zwar später aufgeholt werden, im III. Quartal bremsten sie das Wirt-
schaftswachstum aber spürbar. 

6. Konjunktur in Österreich noch dynamischer als im Euro-Raum 
Nachdem die österreichische Industrie sich zunächst gegenüber der Wachstumsver-
langsamung der Branche im Euro-Raum als relativ widerstandsfähig erwiesen hatte, 
macht sich der dämpfende Einfluss der weltweiten Nachfrageabschwächung und 
der Spannungen im Welthandel nun bemerkbar. Im August ging die Industrieproduk-
tion zum dritten Mal in Folge zurück (0,8% gegenüber dem Vormonat). Gemäß der 
aktuellen WIFO-Schnellschätzung expandierte die Wertschöpfung in der Sachgüter-
erzeugung im III. Quartal gegenüber der Vorperiode um nur mehr 0,6%, nach +1,0% 
im II. Quartal und +1,4% im I. Quartal. Auch der Exportzuwachs verlangsamte sich et-
was, wenngleich die entsprechende Dämpfung der Importe die Belastung des BIP-
Wachstums im III. Quartal begrenzte. Insgesamt stützt aber das Exportwachstum die 
Konjunktur immer weniger. Auch die Ausweitung der Investitionen fiel im III. Quartal 
geringer aus als im 1. Halbjahr. 

Während die Exporte und die Investitionen (Verwendungsseite) und die Sachgüter-
produktion (Entstehungsseite) an Dynamik verloren, stabilisierten die Konsumnach-
frage (Verwendungsseite) und die Dienstleistungen (Entstehungsseite) die Entwick-
lung. Die Nachfrage der privaten Haushalte expandierte im III. Quartal mit +0,4% 
ebenso stark wie die öffentlichen Konsumausgaben. Anhaltend positive Beiträge zum 
Wirtschaftswachstum kamen erneut von den Marktdienstleistungen (+0,7%). Die Wert-
schöpfung des Handels expandierte mit +0,3% gegenüber dem 1. Halbjahr weit-

Die Arbeitslosigkeit sank im 
Euro-Raum vor allem in 
Italien. 

Auch in Österreich kühlt sich 
die Industriekonjunktur ab. 
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gehend unverändert. Die neuerlich kräftige Steigerung im Bereich Beherbergung und 
Gastronomie (+1,2%) sorgte weiterhin für Preisdruck von der Nachfrageseite (siehe un-
ten). 

  

Abbildung 2: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests 

Indizes der aktuellen Lagebeurteilung und der unternehmerischen Erwartungen, 
saisonbereinigt 

Sachgütererzeugung 

 

Bauwirtschaft 

 

Q: WIFO-Konjunkturtest. Angaben in Indexpunkten (Prozentpunkten) zwischen +100 und 100. Werte über 0 
zeigen insgesamt positive, Werte unter 0 negative Erwartungen an. 

6.1 Stimmungseintrübung auf hohem Niveau 
Ähnlich wie im übrigen Euro-Raum trübte sich die Stimmung der Unternehmen zu Be-
ginn des IV. Quartals in Österreich erneut leicht ein; sie ist aber nach wie vor als opti-
mistisch zu bewerten. In der Sachgütererzeugung meldete die Mehrheit der Unterneh-
men weiterhin Produktionssteigerungen, wenn auch in geringerem Ausmaß als in den 
vergangenen Monaten. Die Auftragslage wurde wieder etwas günstiger einge-
schätzt, und auch die Kapazitätsauslastung war gemäß den Meldungen mit 86% au-
ßerordentlich hoch. Entsprechend wurden als wichtigste Produktionshemmnisse ein 
Mangel an Arbeitskräften (rund 20%) sowie an Material und Kapazität (rund 10%) ge-
nannt. 60% der Unternehmen meldeten keine Produktionshemmnisse, 8% einen Man-
gel an Nachfrage. Insbesondere die Erwartungen zur Entwicklung der Auslandsauf-
träge trübten sich im Oktober jedoch etwas ein. 
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Abbildung 3: Wirtschaftspolitische Eckdaten 

Unselbständig aktiv Beschäftigte1), in 1.000, saisonbereinigt 

 

Entwicklung in den 
letzten 12 Monaten 
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Arbeitslosenquote, in % der unselbständigen Erwerbspersonen, saisonbereinigt 
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Q: Arbeitsmarktservice Österreich, Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger, OeNB, 
Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.  1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreu-
ungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten, ohne in der Beschäftigungsstatistik erfasste Arbeitslose in 
Schulung. 
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6.2 Kräftige Nachfrage im Sommertourismus 
In den ersten fünf Monaten der Sommersaison 2018 verzeichnete der Tourismus in Ös-
terreich eine nominelle Umsatzsteigerung von 3,3% gegenüber dem Vorjahr. Von Mai 
bis September wurden vorläufig rund 68,6 Mio. Übernachtungen registriert (+2,1%). 
Diese entfielen zu über zwei Dritteln auf ausländische Gäste, deren Nachfrage mit 
+2,3% stärker stieg als jene der inländischen (+1,6%). Das Wetter begünstigte die 
Nachfrage nach einem Urlaubsaufenthalt in Österreich: Die durchschnittlichen Tem-
peraturen lagen zum Teil deutlich über den langjährigen Mittelwerten, der Großteil 
Österreichs war darüber hinaus von anhaltender Trockenheit geprägt. Am stärksten 
erhöhte sich die Zahl der Nächtigungen von Gästen aus Polen (+11,4%), Tschechien 
(+10,9%) und Ungarn (+7,1%) sowie den USA (+5,6%). Aber auch Deutsche, die mit 
Abstand den größten Anteil an den ausländischen Gästen in Österreich ausmachen, 
weiteten ihre Tourismusnachfrage um 2,6% aus. 

6.3 Treibstoffpreise, Gastronomie und Wohnungsmieten sorgen für 
Preisauftrieb 

Der Auftrieb der Verbraucherpreise betrug im September 2,0%. Die Preise zogen in 
jenen beiden Bereichen wieder kräftig an, die schon seit einigen Jahren für eine über-
durchschnittliche Inflationsrate in Österreich sorgen: in der Gastronomie (Bewirtungs-
dienstleistungen +3,0%) und in der Kategorie Wohnen (gezahlte Wohnungsmieten 
+3,6%). Zudem erhöhten sich aufgrund des Rohölpreisanstieges auch die Kosten für 
den Verkehr erheblich (Betrieb von privaten Verkehrsmitteln +6,9%). Zusammen tru-
gen die Bereiche "Verkehr", "Wohnung, Wasser, Energie" und "Restaurants und Hotels" 
somit im September mehr als die Hälfte (1,24 Prozentpunkte) zur Gesamtinflationsrate 
bei. 

6.4 Beschäftigungsausweitung bei geringem Stellenandrang 
Die saisonbereinigte Zahl der unselbständig aktiv Beschäftigten erhöhte sich im Okto-
ber gegenüber dem Vormonat um 0,1%, jene der Arbeitslosen sank um 0,4%. Das Stel-
lenangebot wurde neuerlich kräftig ausgeweitet, sodass die Stellenandrangziffer sai-
sonbereinigt auf 4 Arbeitslose je offene Stelle gesunken sein dürfte. Diese Kennzahl 
war seit den 1980er-Jahren nur einmal so niedrig, und zwar während des Booms im 
Gefolge der deutschen Wiedervereinigung. Damals war die Arbeitslosenquote aber 
um gut 2 Prozentpunkte niedriger als heute. Ein Grund für die Gleichzeitigkeit von ge-
ringem Stellenandrang und noch relativ hoher Arbeitslosigkeit ist die regionale Un-
gleichverteilung von Arbeitslosen und offenen Stellen. Zuletzt wurde das Stellenange-
bot aber auch in den östlichen Bundesländern, die stärker von Arbeitslosigkeit betrof-
fen sind als der Westen Österreichs, deutlich ausgeweitet. Insgesamt waren in Öster-
reich im Oktober rund 296.000 Arbeitslose vorgemerkt (7,3% der unselbständigen Er-
werbspersonen). Unter Ausschaltung der saisonbedingten Zusatzauslastung, die im 
Oktober vor allem noch im Baugewerbe besteht, wäre die Zahl um rund 16.000 höher 
gewesen (7,7% der unselbständigen Erwerbspersonen). 

Der Stellenandrang war im 
Oktober so gering wie zuletzt 

Anfang 1992. 
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Methodische Hinweise und Kurzglossar 
Die laufende Konjunkturberichterstattung gehört zu den wichtigsten Produkten des WIFO. Um die Lesbar-
keit zu erleichtern, werden ausführliche Erläuterungen zu Definitionen und Fachbegriffen nach Möglich-
keit nicht im analytischen Teil gebracht, sondern im vorliegenden Glossar zusammengefasst. 

Rückfragen: astrid.czaloun@wifo.ac.at, christine.kaufmann@wifo.ac.at, maria.riegler@wifo.ac.at, martha.steiner@wifo.ac.at   

 

Periodenvergleiche 
Zeitreihenvergleiche gegenüber der Vorperiode, z. B. dem Vor-
quartal, werden um jahreszeitlich bedingte Effekte bereinigt. 
Dies schließt auch die Effekte ein, die durch eine unterschiedli-
che Zahl von Arbeitstagen in der Periode ausgelöst werden 
(etwa Ostern). Im Gegensatz zu den an Eurostat gelieferten 
und auch von Statistik Austria veröffentlichten "saison- und ar-
beitstägig bereinigten Veränderungen" der vierteljährlichen 
BIP-Daten bereinigt das WIFO diese zusätzlich um irreguläre 
Schwankungen. Diese als Trend-Konjunktur-Komponente be-
zeichneten Werte weisen einen ruhigeren Verlauf auf und ma-
chen Veränderungen des Konjunkturverlaufes besser interpre-
tierbar. 
Die Formulierung "veränderte sich gegenüber dem Vorjahr . . ." 
beschreibt hingegen eine Veränderung gegenüber der glei-
chen Periode des Vorjahres und bezieht sich auf unbereinigte 
Zeitreihen. 
Die Analyse der saison- und arbeitstägig bereinigten Entwick-
lung liefert genauere Informationen über den aktuellen Kon-
junkturverlauf und zeigt Wendepunkte früher an. Die Daten un-
terliegen allerdings zusätzlichen Revisionen, da die Saisonberei-
nigung auf statistischen Methoden beruht.  

Wachstumsüberhang 
Der Wachstumsüberhang bezeichnet den Effekt der Dynamik 
im unterjährigen Verlauf (in saisonbereinigten Zahlen) des vo-
rangegangenen Jahres  0t  auf die Veränderungsrate des 

Folgejahres  1t . Er ist definiert als die Jahresveränderungsrate 

des Jahres 1t , wenn das BIP im Jahr 1t  auf dem Niveau des 

IV. Quartals des Jahres 0t  (in saisonbereinigten Zahlen) bleibt. 

Durchschnittliche Veränderungsraten 
Die Zeitangabe bezieht sich auf Anfangs- und Endwert der Be-
rechnungsperiode: Demnach beinhaltet die durchschnittliche 
Rate 2005/2010 als 1. Veränderungsrate jene von 2005 auf 
2006, als letzte jene von 2009 auf 2010. 

Reale und nominelle Größen 
Die ausgewiesenen Werte sind grundsätzlich real, also um Preis-
effekte bereinigt, zu verstehen. Werden Werte nominell ausge-
wiesen (z. B. Außenhandelsstatistik), so wird dies eigens ange-
führt. 

Produzierender Bereich 
Diese Abgrenzung schließt die NACE-2008-Abschnitte B, C und 
D (Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Herstel-
lung von Waren, Energieversorgung) ein und wird hier im inter-
nationalen Vergleich verwendet. 

Inflation, VPI und HVPI 
Die Inflationsrate misst die Veränderung der Verbraucherpreise 
gegenüber dem Vorjahr. Der Verbraucherpreisindex (VPI)  

ist ein Maßstab für die nationale Inflation. Der Harmonisierte 
Verbraucherpreisindex (HVPI) ist die Grundlage für die ver-
gleichbare Messung der Inflation in der EU und für die Bewer-
tung der Preisstabilität innerhalb der Euro-Zone (siehe auch 
http://www.statistik.at/). 
Die Kerninflation als Indikator der Geldpolitik ist nicht eindeutig 
definiert. Das WIFO folgt der gängigen Praxis, für die Kerninfla-
tion die Inflationsrate ohne die Gütergruppen unverarbeitete 
Nahrungsmittel und Energie zu verwenden. So werden über 
87% der im österreichischen Warenkorb für den Verbraucher-
preisindex (VPI 2015) enthaltenen Güter und Dienstleistungen 
in die Berechnung der Kerninflation einbezogen. 

WIFO-Konjunkturtest und WIFO-Investitionstest 
Der WIFO-Konjunkturtest ist eine monatliche Befragung von 
rund 1.500 österreichischen Unternehmen zur Einschätzung ih-
rer aktuellen und künftigen wirtschaftlichen Lage. Der WIFO-
Investitionstest ist eine halbjährliche Befragung von Unterneh-
men zu ihrer Investitionstätigkeit (http://www.konjunkturtest. 
at). Die Indikatoren sind Salden zwischen dem Anteil der positi-
ven und jenem der negativen Meldungen an der Gesamtzahl 
der befragten Unternehmen. 

Arbeitslosenquote 
Österreichische Definition: Anteil der zur Arbeitsvermittlung re-
gistrierten Personen am Arbeitskräfteangebot der Unselbstän-
digen. Das Arbeitskräfteangebot ist die Summe aus Arbeitslo-
senbestand und unselbständig Beschäftigten (gemessen in 
Standardbeschäftigungsverhältnissen). Datenbasis: Registrie-
rungen bei AMS und Hauptverband der österreichischen Sozi-
alversicherungsträger. 
Definition gemäß ILO und Eurostat: Als arbeitslos gelten Perso-
nen, die nicht erwerbstätig sind und aktiv einen Arbeitsplatz su-
chen. Als erwerbstätig zählt, wer in der Referenzwoche mindes-
tens 1 Stunde selbständig oder unselbständig gearbeitet hat. 
Personen, die Kinderbetreuungsgeld beziehen, und Lehrlinge 
zählen zu den Erwerbstätigen, nicht hingegen Präsenz- und Zi-
vildiener. Die Arbeitslosenquote ist der Anteil der Arbeitslosen 
an allen Erwerbspersonen (Arbeitslose plus Erwerbstätige). Da-
tenbasis: Umfragedaten von privaten Haushalten (Mikrozen-
sus). 

Begriffe im Zusammenhang mit der 
österreichischen Definition der Arbeitslosenquote 
Personen in Schulungen: Personen, die sich zum Stichtag in 
AMS-Schulungsmaßnahmen befinden. Für die Berechnung der 
Arbeitslosenquote wird ihre Zahl weder im Nenner noch im Zäh-
ler berücksichtigt. 
Unselbständig aktiv Beschäftigte: Zu den "unselbständig Be-
schäftigten" zählen auch Personen in aufrechtem Dienstver-
hältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst 
leisten. Zieht man deren Zahl ab, so erhält man die Zahl der "un-
selbständig aktiv Beschäftigten". 
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Kennzahlen zur Wirtschaftslage 
Der Tabellensatz "Kennzahlen zur Wirtschaftslage" bietet monatlich einen Überblick über die wichtigsten 
Indikatoren zur Entwicklung der österreichischen und internationalen Wirtschaft. Die Daten werden unmit-
telbar vor Redaktionsschluss aus der Volkswirtschaftlichen Datenbank des WIFO abgefragt. Täglich aktu-
elle Informationen enthalten die "WIFO-Wirtschaftsdaten" auf der WIFO-Website 
(http://www.wifo.ac.at/daten). 
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Internationale Konjunkturindikatoren 
Übersicht 1: Standardisierte Arbeitslosenquote  

2015 2016 2017 2017 2018 2018   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu.  III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber  
In % der Erwerbspersonen (saisonbereinigt) 

  
             

OECD insgesamt 6,8 6,3 5,8 5,5 5,4 5,3 5,3 5,3 5,2 5,4 5,3 5,3 5,2 
USA 5,3 4,9 4,4 4,1 4,1 3,9 3,8 3,9 3,8 4,0 3,9 3,9 3,7 
Japan 3,4 3,1 2,8 2,7 2,5 2,4 2,4 2,5 2,2 2,4 2,5 2,4 2,3 
Euro-Raum 10,9 10,0 9,1 8,7 8,5 8,3 8,1 8,4 8,2 8,2 8,1 8,1 8,1 

Belgien 8,5 7,8 7,1 6,4 6,1 6,3 6,5 6,3 6,3 6,4 6,6 6,5 6,3 
Deutschland 4,6 4,2 3,8 3,6 3,5 3,4 3,4 3,5 3,4 3,4 3,4 3,4 3,4 
Irland 10,0 8,4 6,7 6,4 5,8 5,8 5,6 5,8 5,8 5,8 5,8 5,6 5,4 
Griechenland 25,0 23,5 21,5 21,0 20,5 19,5 . 19,9 19,4 19,1 19,0 . . 
Spanien 22,1 19,7 17,2 16,5 16,2 15,4 15,0 15,7 15,4 15,2 15,0 15,0 14,9 
Frankreich 10,4 10,1 9,4 9,1 9,2 9,1 9,3 9,1 9,1 9,1 9,2 9,3 9,3 
Italien 11,9 11,7 11,3 11,0 10,9 10,6 10,0 10,9 10,4 10,6 10,2 9,8 10,1 
Luxemburg 6,5 6,3 5,6 5,4 5,3 5,2 5,1 5,3 5,2 5,2 5,2 5,2 5,0 
Niederlande 6,9 6,0 4,9 4,4 4,1 3,9 3,8 3,9 3,9 3,9 3,8 3,9 3,7 
Österreich 5,7 6,0 5,5 5,4 5,0 4,7 4,9 4,8 4,7 4,8 4,9 4,9 4,9 
Portugal 12,6 11,2 9,0 8,1 7,7 7,0 6,8 7,1 7,0 6,8 6,8 6,9 6,6 
Slowakei 11,5 9,7 8,1 7,6 7,2 6,8 6,6 6,9 6,8 6,8 6,7 6,6 6,6 
Finnland 9,3 8,9 8,5 8,3 8,0 7,6 7,4 7,7 7,6 7,6 7,5 7,4 7,3 

Tschechien 5,1 4,0 2,9 2,4 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 2,4 2,3 2,3 2,3 
Ungarn 6,8 5,1 4,2 3,9 3,7 3,7 . 3,7 3,6 3,7 3,7 3,8 . 
Polen 7,5 6,2 4,9 4,5 4,0 3,7 3,5 3,8 3,7 3,7 3,5 3,5 3,4 
Schweiz 4,8 4,9 4,8 4,8 4,9 4,9 . . . . . . . 

Q: OECD; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 
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Übersicht 2: Verbraucherpreise  
2015 2016 2017 2017 2018 2018   

  IV. Qu. I. Qu. II. Qu.  III.Qu. April Mai Juni Juli August Septem-
ber  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Verbraucherpreisindex 

             

OECD insgesamt  + 0,6  + 1,1  + 2,2  + 2,3  + 2,2  + 2,5  + 2,9  + 2,3  + 2,6  + 2,8  + 2,9  + 2,9  + 2,9 
USA  + 0,1  + 1,3  + 2,1  + 2,1  + 2,2  + 2,7  + 2,6  + 2,5  + 2,8  + 2,9  + 2,9  + 2,7  + 2,3 
Japan  + 0,8  – 0,1  + 0,5  + 0,6  + 1,3  + 0,6  + 1,1  + 0,6  + 0,6  + 0,7  + 0,9  + 1,3  + 1,2 

               
Harmonisierter VPI              
Euro-Raum  + 0,0  + 0,2  + 1,5  + 1,4  + 1,3  + 1,7  + 2,1  + 1,3  + 1,9  + 2,0  + 2,1  + 2,0  + 2,1 

Belgien  + 0,6  + 1,8  + 2,2  + 2,0  + 1,6  + 2,2  + 2,7  + 1,6  + 2,3  + 2,6  + 2,7  + 2,6  + 2,8 
Deutschland  + 0,1  + 0,4  + 1,7  + 1,6  + 1,3  + 1,9  + 2,1  + 1,4  + 2,2  + 2,1  + 2,1  + 1,9  + 2,2 
Irland  – 0,0  – 0,2  + 0,3  + 0,5  + 0,5  + 0,4  + 1,0  – 0,1  + 0,7  + 0,7  + 1,0  + 0,9  + 1,2 
Griechenland  – 1,1  + 0,0  + 1,1  + 0,8  + 0,3  + 0,7  + 0,9  + 0,5  + 0,8  + 1,0  + 0,8  + 0,9  + 1,1 
Spanien  – 0,6  – 0,3  + 2,0  + 1,6  + 1,1  + 1,8  + 2,3  + 1,1  + 2,1  + 2,3  + 2,3  + 2,2  + 2,3 
Frankreich  + 0,1  + 0,3  + 1,2  + 1,2  + 1,5  + 2,1  + 2,6  + 1,8  + 2,3  + 2,3  + 2,6  + 2,6  + 2,5 
Italien  + 0,1  – 0,1  + 1,3  + 1,1  + 0,9  + 1,0  + 1,7  + 0,6  + 1,0  + 1,4  + 1,9  + 1,6  + 1,5 
Luxemburg  + 0,1  + 0,0  + 2,1  + 1,8  + 1,2  + 1,9  + 2,5  + 1,3  + 2,1  + 2,4  + 2,5  + 2,4  + 2,7 
Niederlande  + 0,2  + 0,1  + 1,3  + 1,4  + 1,3  + 1,5  + 1,8  + 1,0  + 1,9  + 1,7  + 1,9  + 1,9  + 1,6 
Österreich  + 0,8  + 1,0  + 2,2  + 2,4  + 2,0  + 2,1  + 2,2  + 2,0  + 2,1  + 2,3  + 2,3  + 2,3  + 2,1 
Portugal  + 0,5  + 0,6  + 1,6  + 1,8  + 0,9  + 1,2  + 1,8  + 0,3  + 1,4  + 2,0  + 2,2  + 1,3  + 1,8 
Slowakei  – 0,3  – 0,5  + 1,4  + 2,0  + 2,4  + 2,9  + 2,7  + 3,0  + 2,7  + 2,9  + 2,6  + 2,9  + 2,7 
Finnland  – 0,2  + 0,4  + 0,8  + 0,6  + 0,8  + 1,0  + 1,4  + 0,8  + 1,0  + 1,2  + 1,4  + 1,4  + 1,4 

Tschechien  + 0,3  + 0,6  + 2,4  + 2,5  + 1,7  + 2,1  + 2,3  + 1,8  + 2,0  + 2,4  + 2,2  + 2,4  + 2,1 
Ungarn  + 0,1  + 0,4  + 2,4  + 2,3  + 2,0  + 2,8  + 3,5  + 2,4  + 2,9  + 3,2  + 3,4  + 3,4  + 3,7 
Polen  – 0,7  – 0,2  + 1,6  + 1,8  + 1,0  + 1,1  + 1,4  + 0,9  + 1,2  + 1,4  + 1,4  + 1,4  + 1,5 
Schweiz  – 0,8  – 0,5  + 0,6  + 0,9  + 0,7  + 0,8  + 1,2  + 0,4  + 1,0  + 0,9  + 1,2  + 1,3  + 1,1 
Q: Statistik Austria; OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 

 

Übersicht 3: Internationale Aktienkursindizes  
2015 2016 2017 2017 2018 2018     

IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
  

           
 

Europa, MSCI Europa  + 12,8  – 10,0  + 13,0  + 13,5  + 4,6  + 0,2  + 1,6  + 0,1  + 1,5  + 2,9  + 0,2  – 6,4 
Euro-Raum, STOXX 50  + 9,5  – 12,8  + 16,2  + 16,3  + 3,9  – 2,0  – 1,6  – 3,0  – 0,7  – 0,4  – 4,0  – 10,2 

Deutschland, DAX 30  + 15,0  – 7,0  + 22,0  + 21,0  + 7,1  + 0,9  + 0,6  – 0,4  + 1,5  + 2,5  – 2,4  – 10,2 
Österreich, ATX  + 1,2  – 5,4  + 34,9  + 34,0  + 26,8  + 11,4  + 3,1  + 5,6  + 4,0  + 3,7  + 1,6  – 3,7 

Vereinigtes Königreich, FTSE 100  – 1,4  – 1,7  + 14,0  + 7,9  + 1,1  + 2,2  + 2,3  + 2,6  + 3,5  + 2,7  + 0,7  – 4,9 
Ostmitteleuropa,  
CECE Composite Index  – 4,6  – 16,3  + 29,6  + 34,1  + 20,1  + 1,3  – 5,6  – 3,4  – 5,5  – 4,7  – 6,5  – 10,3 

Tschechien, PX 50  + 0,8  – 11,5  + 14,3  + 17,4  + 16,6  + 10,0  + 5,8  + 7,6  + 8,3  + 4,6  + 4,9  + 2,4 
Ungarn, BUX Index  + 17,1  + 29,0  + 31,5  + 29,5  + 18,8  + 8,3  – 1,9  + 1,5  – 0,3  – 1,5  – 3,7  – 5,2 
Polen, WIG Index  – 0,3  – 9,9  + 30,1  + 30,2  + 11,2  – 3,1  – 7,3  – 5,6  – 7,0  – 5,3  – 9,5  – 12,0 

Russland, RTS Index  – 26,5  + 5,3  + 19,8  + 9,8  + 10,5  + 8,1  + 5,7  + 12,4  + 13,7  + 4,5  – 0,7  + 0,7 
              
Amerika             
USA, Dow Jones Industrial  
Average   + 4,9  + 1,8  + 21,4  + 25,6  + 23,1  + 17,0  + 16,9  + 16,3  + 15,6  + 17,0  + 18,3  + 11,2 
USA, S&P 500 Index  + 6,7  + 1,6  + 16,9  + 19,1  + 17,5  + 12,7  + 15,5  + 13,2  + 13,8  + 16,4  + 16,4  + 8,9 
Brasilien, BM&FBOVESPA  – 5,6  + 7,0  + 27,7  + 21,9  + 28,6  + 25,3  + 11,9  + 17,2  + 19,2  + 13,1  + 3,7  + 10,5 
              
Asien             
Japan, Nikkei 225  + 24,2  – 11,9  + 19,5  + 23,6  + 16,0  + 14,5  + 13,8  + 12,6  + 11,4  + 14,4  + 16,4  + 6,9 
China, Shanghai Index  + 65,8  – 19,3  + 8,2  + 6,4  + 4,3  – 2,1  – 16,0  – 5,3  – 12,4  – 16,4  – 19,0  – 23,2 
Indien, Sensex 30 Index  + 10,8  – 3,5  + 17,3  + 22,6  + 21,0  + 14,5  + 17,0  + 13,7  + 14,2  + 19,8  + 17,3  + 6,9 
Q: Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at 

 

Übersicht 4: Dreimonatszinssätze  
2015 2016 2017 2017 2018 2018     

IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

In % 
  

             

USA 0,5 0,9 1,3 1,5 2,0 2,4 2,4 2,4 2,4 2,4 2,4 2,4 2,5 
Japan 0,1 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Kanada 0,8 0,8 1,1 1,3 1,6 1,6 1,8 1,7 1,7 1,8 1,8 1,9 2,0 
Euro-Raum 0,0  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3 
Tschechien 0,3 0,3 0,4 0,7 0,9 0,9 1,4 0,9 0,9 1,2 1,5 1,5 1,8 
Dänemark  – 0,1  – 0,1  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3 
Ungarn 1,5 1,0 0,2 0,1 0,0 0,1 0,2 0,1 0,2 0,3 0,1 0,2   . 
Polen 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 
Schweden  – 0,3  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7 
Vereinigtes Königreich 0,6 0,5 0,4 0,4 0,5 0,7 0,8 0,7 0,6 0,7 0,8 0,8 0,8 
Norwegen 1,3 1,1 0,9 0,8 0,9 1,1 1,1 1,1 1,0 1,0 1,0 1,1 1,1 
Schweiz  – 0,8  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7  – 0,7 
Q: OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, nathalie.fischer@wifo.ac.at 
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Übersicht 5: Sekundärmarktrendite  
2015 2016 2017 2017 2018 2018 

  
   

IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

In % 
  

             

USA 2,1 1,8 2,3 2,4 2,8 2,9 2,9 3,0 2,9 2,9 2,9 3,0 3,2 
Japan 0,4  – 0,1 0,0 0,0 0,1 0,0 0,1 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 0,1 
Kanada 1,5 1,3 1,8 2,0 2,2 2,3 2,3 2,4 2,2 2,2 2,3 2,4 2,5 
Euro-Raum 1,3 0,9 1,2 1,0 1,2 1,2 1,3 1,2 1,3 1,2 1,4 1,3 1,6 

Belgien 0,8 0,5 0,7 0,6 0,8 0,8 0,7 0,8 0,8 0,7 0,7 0,8 0,9 
Deutschland 0,5 0,1 0,3 0,3 0,6 0,4 0,3 0,5 0,3 0,3 0,3 0,4 0,4 
Irland 1,2 0,7 0,8 0,6 1,0 0,9 0,9 1,0 0,9 0,8 0,9 0,9 1,0 
Griechenland 9,7 8,4 6,0 5,1 4,1 4,2 4,1 4,3 4,4 3,9 4,2 4,2 4,4 
Spanien 1,7 1,4 1,6 1,5 1,4 1,3 1,4 1,4 1,4 1,3 1,4 1,5 1,6 
Frankreich 0,8 0,5 0,8 0,7 0,9 0,8 0,7 0,8 0,8 0,7 0,7 0,8 0,8 
Italien 1,7 1,5 2,1 1,9 2,0 2,2 2,9 2,2 2,7 2,6 3,2 3,0 3,5 
Luxemburg 0,4 0,3 0,5 0,5 0,7 0,6 0,5 0,6 0,5 0,5 0,5 0,5 0,6 
Niederlande 0,7 0,3 0,5 0,5 0,7 0,6 0,5 0,7 0,6 0,5 0,5 0,6 0,6 
Österreich 0,7 0,4 0,6 0,5 0,8 0,7 0,6 0,8 0,7 0,6 0,6 0,7 0,7 
Portugal 2,4 3,2 3,1 2,0 1,9 1,8 1,8 1,8 1,9 1,8 1,8 1,9 2,0 
Finnland 0,7 0,4 0,5 0,5 0,7 0,7 0,6 0,7 0,6 0,5 0,6 0,7 0,7 

Dänemark 0,7 0,3 0,5 0,5 0,7 0,5 0,3 0,5 0,4 0,3 0,3 0,4 0,4 
Schweden 0,7 0,5 0,7 0,8 0,8 0,6 0,5 0,7 0,6 0,5 0,5 0,6 0,7 
Vereinigtes Königreich 1,8 1,2 1,2 1,3 1,5 1,4 1,4 1,4 1,3 1,3 1,3 1,5 1,6 
Norwegen 1,6 1,3 1,6 1,6 1,9 1,9 1,8 1,9 1,8 1,8 1,8 1,9 2,0 
Schweiz  – 0,1  – 0,3  – 0,1  – 0,1 0,1 0,1 0,0 0,1 0,0 0,0 0,0 0,1 0,1 
Q: OeNB; OECD; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Rendite langfristiger staatlicher Schuldverschreibungen. • Rückfragen: ursula.glauninger@ 
wifo.ac.at, nathalie.fischer@wifo.ac.at 

 

Wechselkurse 
Übersicht 6: Referenzkurse der wichtigsten Währungen zum Euro  

2015 2016 2017 2017 2018 2018   
  III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Fremdwährung je Euro 

  
             

Dollar 1,11 1,11 1,13 1,17 1,18 1,23 1,19 1,16 1,17 1,17 1,15 1,17 1,15 
Yen 134,29 120,31 126,65 130,37 132,93 133,13 130,09 129,66 128,53 130,23 128,20 130,54 129,62 
Schweizer Franken 1,07 1,09 1,11 1,13 1,16 1,17 1,17 1,14 1,16 1,16 1,14 1,13 1,14 
Pfund Sterling 0,73 0,82 0,88 0,90 0,89 0,88 0,88 0,89 0,88 0,89 0,90 0,89 0,88 
Schwedische Krone 9,35 9,47 9,64 9,56 9,80 9,97 10,33 10,41 10,28 10,31 10,47 10,44 10,38 
Dänische Krone 7,46 7,45 7,44 7,44 7,44 7,45 7,45 7,46 7,45 7,45 7,46 7,46 7,46 
Norwegische Krone 8,94 9,29 9,33 9,35 9,62 9,63 9,55 9,58 9,47 9,50 9,62 9,62 9,48 
Tschechische Krone 27,29 27,03 26,33 26,09 25,65 25,40 25,59 25,72 25,78 25,85 25,68 25,61 25,82 
Russischer Rubel 68,01 74,22 65,89 69,25 68,83 69,95 74,01 76,31 73,29 73,39 76,67 78,88 75,61 
Ungarischer Forint 309,90 311,46 309,27 306,48 311,67 311,07 317,12 324,15 322,70 324,60 323,02 324,82 323,84 
Polnischer Zloty 4,18 4,36 4,26 4,26 4,23 4,18 4,26 4,30 4,30 4,32 4,29 4,30 4,30 
Neuer Rumänischer Leu 4,45 4,49 4,57 4,58 4,62 4,66 4,65 4,65 4,66 4,65 4,64 4,65 4,67 
Bulgarischer Lew 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 1,96 
Chinesischer Renminbi 6,97 7,35 7,63 7,83 7,79 7,81 7,61 7,92 7,55 7,85 7,91 7,99 7,95 
  

 
             

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Effektiver Wechselkursindex 

             

Nominell  – 2,2  + 1,2  + 0,5  + 1,3  + 2,0  + 2,9  + 2,3  + 1,3  + 1,7  + 1,4  + 1,0  + 1,3  + 1,0 
Industriewaren  – 2,9  + 1,2  + 0,7  + 1,6  + 2,1  + 2,9  + 2,2  + 1,2  + 1,6  + 1,4  + 1,0  + 1,3  + 0,9 

Real  – 2,4  + 1,4  + 0,8  + 1,7  + 2,5  + 3,2  + 2,4  + 1,1  + 1,7  + 1,3  + 1,0  + 0,9   . 
Industriewaren  – 2,9  + 1,3  + 1,0  + 2,0  + 2,6  + 3,2  + 2,3  + 1,0  + 1,6  + 1,3  + 0,9  + 0,9   . 

Q: OeNB; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, nathalie.fischer@wifo.ac.at 

 

Weltmarkt-Rohstoffpreise 
Übersicht 7: HWWI-Index  

2015 2016 2017 2017 2018 2018   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
             

Auf Dollarbasis  – 41,9  – 12,7  + 20,5  + 13,5  + 16,4  + 34,8  + 34,4  + 37,0  + 44,3  + 39,4  + 31,8  + 32,3  + 31,4 
Ohne Energierohstoffe  – 22,8  – 0,8  + 11,2  + 3,2  + 1,2  + 11,3  – 1,5  + 13,2  + 13,5  + 2,3  – 2,4  – 4,1  – 1,0 

Auf Euro-Basis  – 30,2  – 12,4  + 18,0  + 3,8  + 0,8  + 24,3  + 35,7  + 28,2  + 38,6  + 37,4  + 34,8  + 35,1  + 34,7 
Ohne Energierohstoffe  – 7,5  – 0,4  + 9,1  – 5,6  – 12,4  + 2,6  – 0,5  + 5,9  + 9,2  + 0,9  – 0,2  – 2,1  + 1,5 
Nahrungs- und Genussmittel  – 1,4  + 2,4  – 4,6  – 15,8  – 18,6  – 6,3  – 7,6  – 3,4  – 5,0  – 10,2  – 4,7  – 7,6  – 2,7 
Industrierohstoffe  – 11,3  – 2,3  + 19,1  + 1,2  – 8,7  + 8,2  + 3,6  + 11,7  + 18,1  + 7,6  + 2,4  + 1,0  + 3,8 
Energierohstoffe  – 32,9  – 14,3  + 19,7  + 5,4  + 3,1  + 28,0  + 42,1  + 32,0  + 43,8  + 43,9  + 41,1  + 41,4  + 40,0 
Rohöl  – 35,9  – 14,9  + 19,5  + 7,8  + 5,0  + 33,3  + 47,2  + 38,0  + 49,9  + 49,9  + 45,9  + 45,9  + 43,4 

Q: Hamburgisches WeltWirtschaftsInstitut; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Jahreswerte auf Basis von Monatswerten berechnet. • Rückfragen: 
ursula.glauninger@wifo.ac.at 
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Kennzahlen für Österreich 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung laut ESVG 2010 
Übersicht 8: Verwendung des Bruttoinlandsproduktes und Herstellung von Waren  

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2017 2018   
      I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu.  

Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes 

           

Bruttoinlandsprodukt  + 0,0  + 0,7  + 1,1  + 2,0  + 2,6  + 3,0  + 2,0  + 3,0  + 2,3  + 2,5  + 2,4  + 3,7  + 2,7 
Exporte  + 0,6  + 2,9  + 3,5  + 2,7  + 4,7  + 4,9  + 3,7  + 4,8  + 3,3  + 3,7  + 6,8  + 4,9  + 4,7 
Importe  + 0,7  + 3,0  + 3,6  + 3,4  + 5,1  + 4,0  + 3,5  + 5,3  + 4,7  + 5,1  + 5,4  + 2,1  + 3,1 
Inländische Verwendung1)  + 0,0  + 0,6  + 1,1  + 2,4  + 2,7  + 2,4  + 1,8  + 3,2  + 2,9  + 3,2  + 1,5  + 2,1  + 1,8 

Konsumausgaben insgesamt  + 0,1  + 0,4  + 0,5  + 1,5  + 1,4  + 1,5  + 1,4  + 1,7  + 1,7  + 1,8  + 0,6  + 1,9  + 1,5 
Private Haushalte2)  – 0,1  + 0,3  + 0,4  + 1,4  + 1,4  + 1,8  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 1,7  + 0,7  + 2,9  + 1,5 
Staat  + 0,8  + 0,8  + 0,8  + 1,8  + 1,5  + 0,8  + 0,7  + 1,8  + 1,8  + 2,0  + 0,2  – 0,6  + 1,5 

Bruttoinvestitionen3)  – 0,7  + 0,7  + 3,2  + 4,2  + 5,6  + 5,9  + 2,8  + 7,6  + 6,2  + 6,4  + 2,7  + 1,6  + 2,5 
Bruttoanlageinvestitionen  + 1,6  – 0,4  + 2,3  + 4,3  + 3,9  + 3,4  + 2,7  + 4,3  + 3,9  + 4,1  + 3,4  + 2,9  + 3,9 

Ausrüstungen und Waffen-
systeme  + 1,7  – 1,4  + 3,9  + 10,6  + 4,6  + 4,7  + 4,0  + 3,1  + 4,4  + 6,4  + 4,4  + 2,2  + 5,4 
Bauten  – 1,6  + 0,3  + 0,1  + 0,4  + 3,5  + 2,3  + 1,5  + 5,0  + 4,2  + 2,8  + 2,7  + 2,5  + 3,0 
Sonstige Anlagen4)  + 9,2  – 0,4  + 4,8  + 3,6  + 3,7  + 3,6  + 3,3  + 5,1  + 2,4  + 3,8  + 3,6  + 4,7  + 3,2                

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
           

Herstellung von Waren  + 0,3  + 2,2  + 1,3  + 3,5  + 4,8  + 6,2  + 3,2  + 5,6  + 3,6  + 5,6  + 4,4  + 7,0  + 5,9                 
Trend-Konjunktur-Komponente, Veränderung gegen das Vorquartal in %, real 

(berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 
Verwendung des Bruttoinlandsproduktes            
Bruttoinlandsprodukt         + 0,7  + 0,6  + 0,7  + 0,9  + 0,8  + 0,6 

Exporte         + 1,6  + 1,3  + 1,3  + 1,6  + 1,1  + 1,1 
Importe         + 1,6  + 1,3  + 0,7  + 0,7  + 0,9  + 1,1 
Inländische Verwendung1)         + 0,7  + 0,5  + 0,3  + 0,2  + 1,0  + 0,5 

Konsumausgaben insgesamt         + 0,4  + 0,4  + 0,4  + 0,3  + 0,4  + 0,5 
Private Haushalte2)         + 0,3  + 0,4  + 0,5  + 0,5  + 0,5  + 0,5 
Staat         + 0,4  + 0,2  + 0,1  – 0,0  + 0,2  + 0,5 

Bruttoinvestitionen3)         + 0,9  + 1,4  + 0,6  + 0,5  + 1,6  + 0,7 
Bruttoanlageinvestitionen         + 1,3  + 0,8  + 0,7  + 0,7  + 1,0  + 1,0 

Ausrüstungen und Waffen-
systeme         + 2,1  + 1,1  + 0,6  + 0,6  + 1,3  + 1,7 
Bauten         + 0,9  + 0,5  + 0,6  + 0,7  + 0,8  + 0,7 
Sonstige Anlagen4)         + 1,0  + 0,9  + 0,9  + 1,0  + 0,9  + 0,7                

Bruttowertschöpfung zu Herstellungspreisen 
           

Herstellung von Waren         + 1,3  + 1,4  + 1,7  + 1,7  + 1,4  + 1,1 
Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2018 und 2019: Prognose.  1) Einschließlich statistischer Differenz.  2) Einschließlich privater 
Organisationen ohne Erwerbszweck.  3) Einschließlich Vorratsveränderung und Nettozugang an Wertsachen.  4) Überwiegend geistiges Eigentum (For-
schung und Entwicklung, Computerprogramme, Urheberrechte). • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 
  

Übersicht 9: Einkommen und Produktivität  
2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2017 2018   

      I. Qu. II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu.  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Nominell 
             

Bruttonationaleinkommen  + 1,8  + 2,7  + 2,2  + 4,4  + 3,7  + 4,4  + 4,1       
Arbeitnehmerentgelte  + 2,8  + 2,8  + 3,1  + 3,9  + 3,4  + 4,6  + 3,8  + 3,3  + 3,3  + 3,2  + 3,8  + 4,8  + 4,9 
Betriebsüberschuss und Selbstän-
digeneinkommen  + 0,2  + 3,3  + 3,1  + 3,6  + 4,9  + 5,8  + 4,9  + 5,8  + 4,3  + 5,5  + 4,0  + 7,3  + 3,9                

Gesamtwirtschaftliche Produktivität              
BIP real pro Kopf (Erwerbstätige)  – 0,5  – 0,3  + 0,4  + 0,6  + 0,8  + 1,1  + 0,8  + 1,0  + 0,5  + 1,0  + 0,7  + 1,9  + 0,8                
BIP nominell  Mrd. € 323,91 333,15 344,26 356,24 369,90 387,36 403,21 89,29 91,41 92,70 96,50 94,01 95,24 
Pro Kopf (Bevölkerung) in € 38.209 38.992 39.893 40.760 42.058 43.799 45.344 10.171 10.400 10.533 10.951 10.653 10.777                
Arbeitsvolumen Gesamtwirtschaft1)  – 0,6  + 0,3  – 0,4  + 2,1  + 1,6  + 2,2  + 1,2  + 2,7  + 1,3  + 1,1  + 1,5  + 1,7  + 2,0 
Stundenproduktivität Gesamtwirt-
schaft2)   + 0,6  + 0,4  + 1,6  – 0,0  + 0,9  + 0,7  + 0,7  + 0,4  + 1,0  + 1,4  + 0,8  + 2,0  + 0,7 
Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. 2018 und 2019: Prognose.  1) Von Erwerbstätigen geleistete Arbeitsstunden.  2) Produktion 
je geleistete Arbeitsstunde. • Rückfragen: christine.kaufmann@wifo.ac.at 
 

Konjunkturklima 
Übersicht 10: WIFO-Konjunkturklimaindex und WIFO-Frühindikator  

2017 2018 2018  
III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Indexpunkte (saisonbereinigt)             

Konjunkturklimaindex Gesamt-
wirtschaft   + 17,3  + 20,2  + 21,8  + 19,2  + 19,2  + 19,6  + 18,9  + 19,4  + 18,7  + 19,6  + 18,0 

Index der aktuellen Lagebeurtei-
lungen   + 19,1  + 22,4  + 24,9  + 22,1  + 21,3  + 23,3  + 21,4  + 21,9  + 20,7  + 21,2  + 19,4 
Index der unternehmerischen  
Erwartungen   + 15,4  + 18,0  + 18,7  + 16,3  + 17,2  + 15,9  + 16,4  + 16,9  + 16,7  + 18,0  + 16,5             

Konjunkturklimaindex Wirtschaftsbereiche           
Sachgütererzeugung  + 15,2  + 19,5  + 20,2  + 17,6  + 16,9  + 17,4  + 17,1  + 16,6  + 17,1  + 17,1  + 14,7 
Bauwirtschaft  + 19,1  + 22,5  + 23,6  + 25,0  + 26,4  + 26,0  + 26,7  + 27,1  + 26,8  + 25,2  + 25,6 
Dienstleistungen  + 18,2  + 20,3  + 22,5  + 19,1  + 19,3  + 19,8  + 18,5  + 19,7  + 18,1  + 20,2  + 18,7              

WIFO-Frühindikator1)   .   .   .   .   .  + 1,05  + 0,96  + 0,91  + 0,89  + 0,87  + 0,83 
Q: WIFO-Konjunkturtest; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond, http://konjunktur.wifo.ac.at/. WIFO-Konjunkturklimaindex: Werte zwischen 100 (pes-
simistisches Konjunkturklima) und +100 (optimistisches Konjunkturklima).  1) Monatlicher Sammelindikator, der Konjunkturwendepunkte der öster-
reichischen Gesamtwirtschaft zeitnah anzeigt (standardisierte Werte, saisonbereinigt). • Rückfragen: birgit.agnezy@wifo.ac.at, alexandros.charos@ 
wifo.ac.at, astrid.czaloun@wifo.ac.at 
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Tourismus 
Übersicht 11: Tourismusentwicklung in der laufenden Saison  

Sommersaison 2017 Mai bis September 2018  
Umsätze im 

Gesamtreise-
verkehr 

Übernachtungen Umsätze im 
Gesamtreise-

verkehr2) 

Übernachtungen1)  
Insgesamt Aus dem 

Inland 
Aus dem 
Ausland 

Insgesamt Aus dem 
Inland 

Aus dem 
Ausland  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
  

        

Österreich  + 4,8  + 2,8  + 0,7  + 3,7  + 3,3  + 2,2  + 1,7  + 2,4 
          
Wien  + 10,3  + 3,7  + 0,5  + 4,4  + 4,7  + 3,2  + 3,7  + 3,2 
Niederösterreich  + 6,3  + 4,3  + 1,8  + 8,9  + 2,6  + 1,9  + 0,0  + 5,2 
Burgenland  + 0,7  – 0,0  – 0,6  + 1,9  + 0,3  – 0,9  – 2,1  + 2,4 
Steiermark  + 2,6  + 1,8  – 0,5  + 6,1  + 0,8  + 0,9  + 0,4  + 1,5 
Kärnten  + 3,5  + 3,8  + 2,8  + 4,4  + 1,0  + 0,1  + 2,3  – 1,2 
Oberösterreich  + 6,6  + 3,5  + 1,0  + 6,4  + 7,1  + 4,9  + 4,0  + 5,9 
Salzburg  + 3,3  + 3,3  + 1,1  + 4,1  + 3,6  + 2,5  + 2,5  + 2,5 
Tirol  + 3,8  + 2,1  – 0,8  + 2,5  + 4,1  + 3,0  + 2,9  + 3,0 
Vorarlberg  + 1,4  + 1,1  – 1,0  + 1,5  + 0,8  + 0,9  + 1,5  + 0,8 
Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Unbereinigte Werte. Wintersaison: 1. November bis 30. April des Folgejahres, Sommersaison: 
1. Mai bis 31. Oktober. Umsätze einschließlich des internationalen Personentransportes.  1) September 2018: Hochrechnung.  2) Schätzung. • 
Rückfragen: sabine.ehn-fragner@wifo.ac.at, susanne.markytan@wifo.ac.at 
 

Außenhandel 
Übersicht 12: Warenexporte und Warenimporte  

2017 2018 2017 2018 2015 2016 2017 2018 2018 
  

 
Jänner 

bis 
August 

 
Jänner 

bis 
August 

 
  Jänner 

bis 
August 

April Mai Juni Juli August 

 
Mrd. € Anteile in % Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
             

Warenexporte insgesamt 141,9 99,3 100,0 100,0  + 2,7  – 0,3  + 8,2  + 6,5  + 10,8  – 2,4  + 11,6  + 11,8  + 5,0 
               
Intra-EU 28 99,1 69,9 69,8 70,4  + 3,0  + 0,4  + 8,7  + 7,3  + 12,7  + 1,0  + 13,6  + 11,9  + 7,0 

Intra-EU 15 73,9 51,9 52,0 52,3  + 2,1  + 0,5  + 8,6  + 6,5  + 12,3  – 0,7  + 12,5  + 12,5  + 7,6 
Deutschland 42,9 30,3 30,2 30,6  + 3,7  + 1,5  + 7,0  + 6,8  + 12,5  – 0,7  + 14,2  + 11,1  + 5,5 
Italien 9,1 6,5 6,4 6,6  + 0,3  + 1,4  + 8,7  + 10,3  + 11,4  + 8,3  + 13,4  + 12,9  + 5,2 

EU-Länder seit 2004 25,2 18,0 17,8 18,1  + 5,8  + 0,0  + 8,8  + 9,7  + 14,0  + 5,9  + 16,6  + 10,2  + 5,5 
5 EU-Länder1) 20,3 14,5 14,3 14,6  + 5,6  – 0,1  + 9,4  + 9,6  + 13,4  + 6,0  + 15,3  + 11,3  + 6,5 

Tschechien 5,3 3,7 3,7 3,7  + 8,5  + 1,3  + 10,0  + 6,8  + 9,1  – 0,7  + 15,1  + 8,2  + 1,7 
Ungarn 4,8 3,4 3,4 3,4  + 0,7  + 1,5  + 10,1  + 6,7  + 12,2  + 5,5  + 8,8  + 5,3  + 4,8 

Baltische Länder 0,5 0,4 0,3 0,4  – 2,3  + 10,8  + 2,9  + 15,0  + 29,8  + 3,7  + 26,1  + 6,5  + 19,4 
Bulgarien, Kroatien, Rumänien 4,3 3,1 3,0 3,1  + 8,4  – 0,0  + 6,4  + 10,0  + 15,8  + 5,0  + 22,0  + 6,5  + 2,4 

Extra-EU 28 42,9 29,3 30,2 29,6  + 2,0  – 1,8  + 7,3  + 4,6  + 6,3  – 9,9  + 7,1  + 11,7  + 0,8 
Schweiz 7,0 4,7 4,9 4,7  + 6,5  + 0,6  – 2,3  + 0,4  + 3,0  – 16,5  – 2,4  + 11,4  – 16,2 
Westbalkanländer 1,3 0,9 0,9 0,9  + 5,4  + 7,1  + 7,7  + 3,5  + 11,5  + 3,4  – 0,9  + 9,8  – 3,0 
GUS-Europa 2,9 1,8 2,0 1,9  – 36,6  – 2,7  + 15,9  – 0,4  – 12,5  – 11,0  – 3,5  – 3,3  + 10,1 

Russland 2,2 1,4 1,5 1,4  – 38,1  – 4,8  + 16,1  – 2,7  – 16,1  – 16,4  – 3,4  – 7,0  + 9,0 
Industrieländer in Übersee 15,9 11,2 11,2 11,3  + 11,3  + 0,3  + 13,4  + 9,1  + 16,3  – 8,0  + 11,9  + 12,5  + 7,0 

USA 9,7 6,7 6,8 6,8  + 16,7  – 3,9  + 10,7  + 7,1  + 17,0  – 6,9  + 11,5  + 16,0  + 10,1 
China 3,7 2,5 2,6 2,6  – 2,2  + 0,2  + 11,7  + 5,7  + 5,1  – 14,6  + 15,2  + 9,4  + 1,3 
Japan 1,4 1,0 1,0 1,0  + 1,4  – 1,3  + 3,7  + 13,4  + 22,2  – 16,6  + 12,5  + 12,8  + 19,4 

               
Agrarwaren 10,5 7,3 7,4 7,3  + 3,3  + 3,1  + 6,6  + 5,0  + 8,4  – 4,5  + 6,4  + 7,1  + 2,4 
Roh- und Brennstoffe 7,3 5,4 5,1 5,4  – 5,2  – 2,6  + 14,5  + 13,0  + 15,0  + 15,1  + 21,9  + 22,3  + 18,7 
Industriewaren 124,2 86,6 87,5 87,2  + 3,1  – 0,5  + 8,0  + 6,2  + 10,7  – 3,2  + 11,4  + 11,7  + 4,5 

Chemische Erzeugnisse 19,8 13,4 14,0 13,5  + 0,7  – 1,0  + 11,9  + 0,6  + 6,7  – 10,1  + 5,6  + 15,3  – 1,4 
Bearbeitete Waren 30,9 22,3 21,8 22,5  + 2,3  – 2,2  + 9,8  + 8,7  + 11,6  + 2,4  + 14,0  + 11,5  + 4,5 
Maschinen, Fahrzeuge 56,7 39,4 39,9 39,7  + 4,7  + 0,4  + 7,8  + 6,8  + 11,4  – 2,9  + 11,5  + 10,2  + 4,9 
Konsumnahe Fertigwaren 15,8 10,8 11,2 10,9  + 2,5  + 0,7  + 3,2  + 6,7  + 10,9  – 1,4  + 8,9  + 11,6  + 4,9 

               
Warenimporte insgesamt 147,5 102,4 100,0 100,0  + 2,8  + 1,6  + 8,8  + 5,5  + 11,1  + 1,6  + 11,6  + 9,4  + 2,7 
               
Intra-EU 28 104,5 72,4 70,9 70,7  + 1,7  + 3,1  + 7,9  + 5,8  + 8,0  – 1,7  + 9,5  + 8,3  + 2,9 

Intra-EU 15 82,6 57,0 56,0 55,6  + 1,4  + 2,6  + 7,4  + 5,1  + 7,3  – 3,3  + 9,7  + 6,4  + 2,5 
Deutschland 54,4 36,9 36,9 36,0  + 1,4  + 2,4  + 7,9  + 2,9  + 5,6  – 5,2  + 4,4  + 4,9  + 0,3 
Italien 9,1 6,4 6,2 6,3  + 2,1  + 2,4  + 8,3  + 8,1  + 12,2  – 1,8  + 13,9  + 8,9  + 6,2 

EU-Länder seit 2004 21,9 15,5 14,9 15,1  + 2,6  + 4,8  + 9,5  + 8,3  + 11,0  + 4,6  + 8,4  + 15,8  + 4,1 
5 EU-Länder1) 19,1 13,5 12,9 13,2  + 2,1  + 4,5  + 9,4  + 8,6  + 11,7  + 5,4  + 9,2  + 17,2  + 4,9 

Tschechien 6,3 4,3 4,3 4,2  + 3,2  + 5,2  + 8,3  + 5,0  + 12,5  + 0,0  + 8,4  + 8,7  + 1,8 
Ungarn 4,0 2,8 2,7 2,7  – 9,6  + 1,8  + 12,4  + 7,9  + 16,9  – 3,0  + 3,8  + 14,4  + 6,7 

Baltische Länder 0,2 0,2 0,1 0,2  + 16,0  + 6,8  + 18,6  + 19,2  + 33,5  – 4,2  + 6,8  + 3,4  + 21,2 
Bulgarien, Kroatien, Rumänien 2,6 1,8 1,7 1,7  + 5,0  + 7,3  + 9,9  + 6,2  + 3,9  – 0,3  + 1,9  + 7,6  – 2,9 

Extra-EU 28 43,0 30,0 29,1 29,3  + 5,7  – 1,9  + 11,0  + 5,0  + 19,6  + 10,2  + 17,4  + 12,1  + 2,3 
Schweiz 7,6 4,2 5,2 4,1  + 13,0  – 5,3  + 7,4  – 15,9  – 35,9  – 32,8  + 16,0  – 6,9  – 37,9 
Westbalkanländer 1,1 0,8 0,8 0,8  + 6,7  + 4,1  + 14,5  + 8,0  + 12,5  – 1,5  + 8,1  + 5,5  + 2,2 
GUS-Europa 3,5 2,5 2,4 2,5  + 0,5  + 1,6  + 15,9  + 8,6  + 18,2  + 5,8  + 22,7  + 11,8  + 25,0 

Russland 2,8 2,1 1,9 2,0  + 6,2  + 1,1  + 12,3  + 10,9  + 19,3  + 8,5  + 24,0  + 19,2  + 33,9 
Industrieländer in Übersee 9,9 7,0 6,7 6,9  + 15,7  – 3,4  + 14,1  + 0,9  + 50,3  + 56,8  + 12,7  + 4,5  + 5,1 

USA 5,8 4,3 3,9 4,2  + 19,3  – 4,8  + 16,2  + 0,5  + 78,8  + 110,2  + 19,3  + 5,2  + 14,2 
China 8,5 5,8 5,8 5,7  + 8,7  + 0,2  + 6,7  + 7,4  + 7,9  – 1,7  + 9,2  + 14,7  + 9,6 
Japan 2,1 1,5 1,5 1,5  + 6,9  + 5,7  + 8,9  + 5,7  + 10,4  – 3,2  + 5,0  + 10,0  – 2,4 

               
Agrarwaren 11,0 7,3 7,5 7,2  + 3,4  + 3,1  + 5,0  + 2,3  + 6,8  – 3,4  + 2,2  + 2,7  – 1,4 
Roh- und Brennstoffe 16,6 12,3 11,3 12,0  – 14,0  – 11,6  + 16,6  + 11,8  + 22,3  + 10,2  + 28,5  + 20,8  + 15,5 
Industriewaren 119,9 82,8 81,3 80,8  + 5,9  + 3,4  + 8,1  + 5,0  + 10,0  + 0,9  + 10,3  + 8,5  + 1,3 

Chemische Erzeugnisse 20,3 14,3 13,7 14,0  + 4,2  + 1,4  + 8,7  + 4,3  + 13,5  + 23,9  + 15,1  + 12,2  + 0,5 
Bearbeitete Waren 23,4 16,8 15,8 16,4  + 4,5  + 1,0  + 10,3  + 8,5  + 11,2  – 1,9  + 10,2  + 11,8  + 6,0 
Maschinen, Fahrzeuge 52,5 35,9 35,6 35,0  + 6,1  + 6,4  + 8,4  + 4,7  + 7,0  – 1,9  + 7,9  + 6,9  – 0,9 
Konsumnahe Fertigwaren 22,0 14,8 14,9 14,5  + 5,6  + 4,7  + 4,3  + 5,1  + 12,2  – 3,8  + 10,0  + 3,9  + 4,0 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Monatsdaten für das aktuelle Jahr werden laufend revidiert.  1) Tschechien, Ungarn, Polen, 
Slowenien, Slowakei. • Rückfragen: irene.langer@wifo.ac.at, gabriele.wellan@wifo.ac.at 
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Landwirtschaft 
Übersicht 13: Markt- und Preisentwicklung von Agrarprodukten  

2014 2015 2016 2017 2017 2018 2018      
II. Qu. III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Mai Juni Juli August  

1.000 t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Marktentwicklung             

 
    

 
        

Milchanlieferung1) 3.062 3.102 3.197 3.313  + 2,1  + 5,3  + 9,3  + 7,6  + 3,8  + 4,4  + 1,7  + 1,9  – 0,3 
Marktleistung Getreide insgesamt2) 2.735 2.540 2.819 2.438   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
BEE3) Rindfleisch 206 210 213 213  – 2,0  – 0,2  + 4,6  + 6,7  + 3,4  – 5,5  + 2,5  + 4,5  + 7,9 
BEE3) Kalbfleisch 9 8 7 7  – 3,3  + 18,0  + 18,3  + 10,5  – 2,5  + 12,7  – 3,5  + 21,4  + 61,5 
BEE3) Schweinefleisch 487 490 475 467  – 3,9  – 2,8  + 3,8  – 0,1  – 0,3  – 6,7  – 0,5  + 5,2  – 1,6 
Geflügelschlachtungen4) 97 102 107 108  + 0,5  – 1,0  + 0,0  – 1,9  – 0,8  – 4,8  – 1,2  + 7,8  + 5,4 
  

             
 

€ je t Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Erzeugerpreise (ohne Umsatzsteuer)  

            

Milch (4% Fett, 3,3% Eiweiß) 385 328 303 364  + 18,5  + 29,8  + 27,3  + 9,5  – 1,9  – 0,8  – 5,9  – 6,7  – 9,0 
Qualitätsweizen5) 163 168 149 156  + 3,2  + 5,7  + 7,9  – 0,4  + 3,9  + 5,7  + 4,9  + 5,8  + 2,2 
Körnermais5) 151 133 143 144  – 0,8  – 0,8  + 10,4  + 6,7  + 6,3  + 6,6  + 5,7  + 4,2  + 2,4 
Jungstiere (Handelsklasse R3)6)7) 3.722 3.884 3.753 3.861  + 4,3  + 4,7  + 3,9  + 3,8  + 2,5  + 1,9  + 0,5  – 1,3  – 2,6 
Schweine (Handelsklasse E)6) 1.596 1.438 1.501 1.668  + 26,5  + 5,3  – 5,0  – 6,1  – 15,8  – 17,7  – 16,4  – 15,6  – 11,8 
Masthühner bratfertig, lose8) 2.338 2.114 2.093 2.082  – 0,5  – 1,1  + 0,2  + 1,4  + 42,0  + 42,5  + 41,1  + 39,4  + 41,3 
Q: Agrarmarkt Austria; Statistik Austria; Bundesanstalt für Agrarwirtschaft; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Milchanlieferung an die Be- und 
Verarbeitungsbetriebe.  2) Wirtschaftsjahre, Summe der Marktleistung von Juli bis Juni des nächsten Jahres, Körnermais von Oktober bis September 
(Wirtschaftsjahr 2014/15 = Jahr 2014).  3) Bruttoeigenerzeugung (BEE) von Fleisch: untersuchte Schlachtungen in Österreich einschließlich Exporte und 
abzüglich Importe von lebenden Tieren.  4) Schlachtungen von Brat-, Back- und Suppenhühnern in Betrieben mit mindestens 5.000 Schlachtungen im 
Vorjahr.  5) Preise der ersten Handelsstufe; für das laufende Wirtschaftsjahr Mischpreise aus A-Konto-Zahlungen und zum Teil endgültigen Preisen.  6) € 
je t Schlachtgewicht.  7) Preis frei Rampe Schlachthof, gemäß Viehmeldeverordnung.  8) Verkaufspreis frei Filiale. • Rückfragen: dietmar.weinberger@ 
wifo.ac.at 
 

Herstellung von Waren 
Übersicht 14: Produktion, Beschäftigung und Auftragslage  

2015 2016 2017 2017 2018 2018    
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Produktionsindex (arbeitstägig bereinigt) 

           

Insgesamt  + 2,4  + 2,6  + 4,6  + 6,5  + 6,2  + 6,6  + 6,4  + 5,2  + 5,2  + 8,3  + 5,6  + 3,3  + 2,4 
Vorleistungen  + 0,6  + 7,1  + 7,4  + 6,9  + 7,4  + 4,8  + 5,4  + 4,8  + 6,2  + 6,9  + 5,4  + 4,4  + 2,5 
Investitionsgüter  – 1,6  + 5,9  + 9,7  + 5,8  + 9,7  + 7,4  + 10,8  + 7,4  + 3,5  + 13,7  + 10,8  + 3,5  + 3,9 

Kfz  + 1,7  + 2,7  + 4,7  + 6,9  + 16,6  + 19,1  + 13,7  + 11,5  + 14,0  + 10,6  + 16,7  + 0,2  + 4,2 
Konsumgüter  – 2,7  + 6,0  + 1,3  + 2,5  + 1,3  + 2,2  – 1,6  + 2,2  + 4,9  + 3,5  – 1,6  + 0,9  – 0,8 

Langlebige Konsumgüter  – 3,5  + 22,0  – 3,3  + 2,2  – 3,3  – 2,9  + 4,3  – 2,9  + 3,8  + 5,2  + 4,3  + 6,8  – 0,8 
Kurzlebige Konsumgüter  – 2,4  + 2,2  + 2,8  + 2,7  + 2,8  + 3,8  – 3,2  + 3,8  + 5,2  + 3,4  – 3,2  – 0,5  – 0,8 

               
Beschäftigte  + 0,9  + 0,7  + 3,0  + 2,4  + 3,0  + 3,8  + 3,5  + 3,8  + 3,8  + 3,4  + 3,5  + 3,6   . 
Geleistete Stunden  – 0,5  – 0,3  + 1,8  + 1,7  + 3,0  + 3,0  + 2,6  – 0,3  + 5,1  – 3,5  + 6,6  + 5,9   . 
Produktion pro Kopf 
(Beschäftigte)  – 2,4  + 5,6  + 3,7  + 3,5  + 3,7  + 1,4  + 2,1  + 1,4  + 1,4  + 4,7  + 2,1  – 0,3   . 
Produktion (unbereinigt) je 
geleistete Stunde  + 0,9  + 5,1  – 1,5  + 1,0  – 2,5  – 0,6  + 6,5  + 2,7  + 2,6  + 5,0  + 2,5  + 0,9   . 
               
Auftragseingänge  + 3,7  + 2,7  + 10,6  + 11,1  + 7,6  + 12,8  + 8,2  + 2,1  + 12,9  + 3,8  + 8,3  + 7,8   . 

Inland  + 1,1  + 0,4  + 14,2  + 15,3  + 12,9  + 13,3  – 1,1  + 3,9  – 1,6  – 6,4  + 4,7  + 5,9   . 
Ausland  + 4,5  + 3,4  + 9,5  + 9,8  + 6,0  + 12,6  + 11,3  + 1,6  + 18,1  + 7,2  + 9,4  + 8,4   . 

Auftragsbestand  + 5,9  + 3,6  + 17,1  + 21,2  + 17,1  + 21,0  + 20,6  + 21,0  + 21,9  + 21,6  + 20,6  + 20,6   . 
Inland  + 5,0  + 4,0  + 19,6  + 22,9  + 19,6  + 24,2  + 19,8  + 24,2  + 22,5  + 20,0  + 19,8  + 17,4   . 
Ausland  + 6,1  + 3,5  + 16,5  + 20,8  + 16,5  + 20,3  + 20,8  + 20,3  + 21,8  + 22,0  + 20,8  + 21,3   . 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: anna.strauss@wifo.ac.at 
 

Übersicht 15: Ergebnisse des WIFO-Konjunkturtests für die Sachgütererzeugung 
 2017 2018 2018 
 III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Indexpunkte (saisonbereinigt)1) 
 

           

Konjunkturklimaindex Sachgüter-
erzeugung  + 15,2  + 19,5  + 20,2  + 17,6  + 16,9  + 17,4  + 17,1  + 16,6  + 17,1  + 17,1  + 14,7 

Index der aktuellen Lagebeur-
teilungen  + 16,8  + 21,9  + 23,7  + 21,0  + 19,3  + 21,1  + 20,0  + 19,6  + 19,0  + 19,2  + 16,3 
Index der unternehmerischen 
Erwartungen  + 13,6  + 17,0  + 16,8  + 14,3  + 14,5  + 13,8  + 14,2  + 13,7  + 15,0  + 14,8  + 12,7 

 
 

          
 In % der Unternehmen (saisonbereinigt) 
Auftragsbestände zumindest 
ausreichend 82,3  84,2  86,0  85,3  84,8  84,7  84,9  85,6  86,2  82,7  83,9  
Auslandsauftragsbestände 
zumindest ausreichend 73,4  78,4  80,1  79,0  77,9  78,3  79,2  78,0  77,1  78,5  77,7  
 

 
          

 Salden aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
 

           

Fertigwarenlager zur Zeit  + 1,3  – 0,5  – 0,8  + 0,1  + 2,5  – 0,1  + 2,4  + 1,1  + 3,0  + 3,3  + 3,9 
Produktion in den nächsten 
3 Monaten  + 15,9  + 19,4  + 19,1  + 18,1  + 17,8  + 17,5  + 18,6  + 16,9  + 18,2  + 18,3  + 17,9 
Geschäftslage in den nächsten 
6 Monaten  + 14,4  + 16,6  + 16,3  + 13,5  + 13,8  + 13,9  + 12,6  + 10,8  + 14,8  + 15,9  + 11,7 
Verkaufspreise in den nächsten 
3 Monaten  + 13,5  + 18,8  + 19,0  + 17,9  + 16,0  + 16,6  + 18,2  + 15,5  + 16,3  + 16,3  + 16,6 
Q: WIFO-Konjunkturtest; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Werte zwischen 100 (pessimistisches Konjunkturklima) und +100 (optimistisches 
Konjunkturklima). • Rückfragen: birgit.agnezy@wifo.ac.at, alexandros.charos@wifo.ac.at 
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Bauwirtschaft 
Übersicht 16: Bauwesen  

2015 2016 2017 2017 2018 2018   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Konjunkturdaten1) 
             

Produktion2) 
             

Bauwesen insgesamt  – 0,0  + 8,5  + 3,4  + 3,1  + 4,3  + 5,5   .  + 0,2  + 9,4  + 11,1   .   .   . 
Hochbau  + 6,0  + 16,2  + 2,5  + 2,3  + 2,9  + 5,9   .  + 0,5  + 9,6  + 13,7   .   .   . 
Tiefbau  – 11,6  + 4,6  – 0,9  – 1,5  + 2,8  + 2,7   .  – 3,6  + 5,4  + 7,4   .   .   . 
Baunebengewerbe3)  + 0,9  + 5,2  + 5,4  + 4,9  + 5,6  + 6,1   .  + 1,3  + 10,5  + 10,6   .   .   . 

               
Auftragsbestände  + 0,9  + 4,4  + 9,9  + 18,9  + 20,5  + 18,5   .  + 18,2  + 18,5  + 20,4   .   .   . 
Auftragseingänge  + 0,9  + 1,1  + 8,5  + 11,9  + 20,7  + 15,8   .  + 5,8  + 19,6  + 27,2   .   .   . 
               
Arbeitsmarkt              
Unselbständig aktiv Beschäftigte  – 0,5  + 1,2  + 1,7  + 2,0  + 3,0  + 3,2  + 3,2  + 3,1  + 3,0  + 3,3  + 3,0  + 3,4  + 3,6 
Arbeitslose  + 7,2  – 6,7  – 7,7  – 9,8  – 7,4  – 16,1  – 12,7  – 15,3  – 15,8  – 13,7  – 11,6  – 12,8  – 11,6 
Offene Stellen  + 6,2  + 49,6  + 41,3  + 42,7  + 46,8  + 51,5  + 46,7  + 49,2  + 49,4  + 38,0  + 50,6  + 52,6  + 35,9 
               
Baupreisindex              
Hoch- und Tiefbau  + 0,6  + 1,3  + 2,1  + 2,4  + 2,5  + 2,6  + 3,1   .   .   .   .   .   . 
Hochbau  + 1,8  + 1,9  + 2,7  + 3,2  + 3,8  + 3,8  + 3,8   .   .   .   .   .   . 

Wohnhaus-, Siedlungsbau  + 1,6  + 1,8  + 2,7  + 3,2  + 3,8  + 3,7  + 3,7   .   .   .   .   .   . 
Sonstiger Hochbau  + 2,0  + 2,0  + 2,7  + 3,2  + 3,9  + 4,0  + 3,9   .   .   .   .   .   . 

Tiefbau  – 0,8  + 0,6  + 1,3  + 1,2  + 0,9  + 1,2  + 2,0   .   .   .   .   .   . 
Q: Statistik Austria; Arbeitsmarktservice Österreich; Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond.  1) Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). 2017: vorläufig; aufgrund der Umklassifikationen von Unternehmen Verschiebung vom Tiefbau zum 
Hochbau.  2) Abgesetzte Produktion nach Aktivitätsansatz.  3) Vorbereitende Baustellenarbeiten, Bauinstallation und sonstiges Ausbaugewerbe. • 
Rückfragen: michael.weingaertler@wifo.ac.at 

 

Binnenhandel 
Übersicht 17: Umsätze und Beschäftigung  

2015 2016 2017 2017 2018 2018     
III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. März April Mai Juni Juli August  

Veränderung gegen das Vorjahr in % 
  

             

Nettoumsätze nominell  – 0,3  + 1,3  + 5,1  + 4,7  + 4,6  + 3,1  + 4,7  – 0,9  + 6,8  + 1,3  + 6,3  + 7,2  + 5,0 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 2,7  + 7,2  + 7,5  + 6,1  + 8,3  + 3,1  + 8,1  – 4,1  + 15,5  + 2,0  + 7,6  + 5,9  + 2,6 
Großhandel  – 2,2  – 0,4  + 5,7  + 5,1  + 4,9  + 2,9  + 5,4  – 2,8  + 7,9  + 1,7  + 6,7  + 11,0  + 6,1 
Einzelhandel  + 1,6  + 1,6  + 3,0  + 3,4  + 2,2  + 3,6  + 1,9  + 4,7  + 0,9  + 0,2  + 4,6  + 1,5  + 4,4 

Nettoumsätze real1)  + 0,7  + 2,0  + 2,1  + 1,7  + 1,6  + 1,1  + 2,1  – 2,6  + 4,5  – 1,4  + 3,2  + 4,1  + 2,3 
Kfz-Handel und -Reparatur  + 2,3  + 6,7  + 6,3  + 4,8  + 7,5  + 2,3  + 6,7  – 4,5  + 14,0  + 0,5  + 6,5  + 4,9  + 1,4 
Großhandel  – 0,2  + 1,3  + 1,8  + 1,1  + 1,1  + 0,6  + 2,1  – 4,9  + 5,4  – 1,6  + 2,8  + 7,2  + 2,8 
Einzelhandel  + 1,6  + 1,4  + 0,7  + 1,2  – 0,3  + 1,7  – 0,3  + 2,7  – 1,2  – 2,0  + 2,2  – 1,1  + 2,0 

Beschäftigte2)  + 0,1  + 0,4  + 0,6  + 0,6  + 0,7  + 1,3  + 1,4  + 1,2  + 1,5  + 1,3  + 1,4  + 1,5  + 1,4 
Kfz-Handel und -Reparatur  – 0,5  + 0,3  + 1,3  + 1,4  + 1,8  + 1,9  + 2,0  + 1,5  + 2,2  + 1,8  + 2,2  + 2,4  + 2,5 
Großhandel  – 0,0  + 0,8  + 0,8  + 0,8  + 1,2  + 1,9  + 2,1  + 1,8  + 2,2  + 2,1  + 2,1  + 1,9  + 1,9 
Einzelhandel  + 0,3  + 0,2  + 0,5  + 0,4  + 0,2  + 0,8  + 0,8  + 0,8  + 0,9  + 0,8  + 0,8  + 1,0  + 0,9 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. ÖNACE 2008, 2015 = 100.  1) Die Preisbereinigung der nominellen Umsatzindizes erfolgt mit 
den Messzahlen jener Waren des Großhandelspreisindex und des Verbraucherpreisindex, die den einzelnen Gliederungsbereichen entsprechen.  2) Un-
selbständige und selbständige Beschäftigungsverhältnisse. • Rückfragen: martina.einsiedl@wifo.ac.at 

 

Private Haushalte 
Übersicht 18: Privater Konsum, Sparquote, Konsumklima  

2015 2016 2017 2017 2018 2018     
IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in %, real (berechnet auf Basis von Vorjahrespreisen) 

  
             

Privater Konsum  + 0,4  + 1,4  + 1,4  + 0,7  + 2,9  + 1,5   .       
Dauerhafte Konsumgüter  + 1,9  + 3,0  + 0,5  – 0,5  + 3,0  – 1,3   .       
  

 
             

In % des persönlichen verfügbaren Einkommens 
  

             

Sparquote1) 6,8 7,8 6,8 6,8 7,0 6,6 .       
  

 
             

Saldo aus positiven und negativen Antworten in % aller Antworten (saisonbereinigt) 
  

             

Konsumklimaindikator  – 12,4  – 10,2  + 4,1  + 10,3  + 12,2  + 11,1  + 8,9  + 11,2  + 9,2  + 8,7  + 8,1  + 9,9  + 9,3 
Finanzielle Situation in den 
nächsten 12 Monaten  – 0,6  + 1,3  + 1,8  + 4,3  + 3,4  + 3,0  + 3,5  + 3,5  + 3,0  + 4,8  + 3,5  + 2,3  + 3,2 
Allgemeine Wirtschaftslage in 
den nächsten 12 Monaten  – 17,1  – 11,7  + 7,9  + 18,5  + 19,4  + 14,8  + 9,2  + 14,2  + 10,3  + 7,1  + 7,5  + 13,0  + 8,7 
Arbeitslosigkeit in den nächsten 
12 Monaten  + 42,5  + 43,0  + 12,1  + 2,7  – 4,5  – 4,1  + 1,5  – 4,9  – 3,4  + 1,2  + 3,7  – 0,4  – 1,6 
Sparen in den nächsten 
12 Monaten  + 10,8  + 12,3  + 18,7  + 21,0  + 21,5  + 22,6  + 24,4  + 22,3  + 20,3  + 24,0  + 25,2  + 24,0  + 23,7 

Q: Statistik Austria; Europäische Kommission; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Gleitende Summen über jeweils vier Quartale ("rolling years" 
bzw. "gleitende Jahre"). • Rückfragen: martina.einsiedl@wifo.ac.at 
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Verkehr 
Übersicht 19: Güter- und Personenverkehr  

2015 2016 2017 2017 2018 2018   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

Güterverkehr 
             

Verkehrsleistung 
             

Straße  + 3,3  + 5,4  + 1,7  + 2,7  + 2,0   .   .   .   .   .   .   .   . 
Schiene  – 1,0  – 0,9  + 17,9  + 13,7  – 2,1  – 2,1   .   .   .   .   .   .   . 
Luftfahrt1)  – 0,6  + 2,5  + 2,3  + 2,0  + 4,9  + 4,9   .  + 3,8  + 6,9   .   .   .   . 
Binnenschifffahrt  – 15,6  + 11,3  + 4,8  + 25,1  + 75,5   .   .   .   .   .   .   .   . 

               
Lkw-Fahrleistung2)   + 2,1  + 4,8  + 3,4  + 4,9  + 5,8  + 6,6  + 4,7  + 0,4  + 9,6  + 8,5  + 4,3  + 1,5  + 10,1 
Neuzulassungen Lkw3)  + 8,3  + 16,1  + 16,2  + 19,6  + 14,5  + 11,4  + 7,3  + 5,9  + 7,9  + 9,6  + 15,3  – 1,6  + 10,1 
               
Personenverkehr              
Straße (Pkw-Neuzulassungen)  + 1,7  + 6,8  + 7,2  + 7,8  + 2,2  + 4,4  – 0,5  + 0,4  + 7,3  + 13,5  + 31,3  – 41,8  – 20,3 
Bahn (Personenkilometer)  + 9,0  + 3,0  + 0,6   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Luftverkehr (Passagiere)4)  + 1,2  + 1,5  + 4,4  + 0,8  + 4,8  + 4,0   .  + 3,3  + 7,8   .   .   .   . 
               
Arbeitsmarkt Verkehr und Lagerei              
Unselbständig aktiv Beschäftigte  + 1,5  + 1,3  + 2,5  + 3,6  + 3,7  + 3,1  + 3,0  + 3,2  + 3,0  + 3,1  + 2,9  + 3,0  + 2,7 
Arbeitslose  + 8,0  + 1,6  – 2,4  – 5,2  – 7,0  – 6,8  – 8,0  – 7,9  – 8,2  – 8,3  – 8,2  – 7,6  – 5,4 
Offene Stellen  + 4,7  + 43,1  + 67,6  + 64,9  + 44,8  + 39,7  + 33,9  + 45,3  + 36,3  + 31,2  + 35,6  + 35,1  + 27,8 
               
Kraftstoffpreise              
Dieselkraftstoff  – 13,7  – 8,0  + 7,4  + 3,9  + 1,4  + 11,0  + 15,7  + 12,0  + 16,2  + 16,8  + 15,1  + 15,3  + 17,3 
Normalbenzin  – 10,9  – 7,4  + 6,0  + 4,1  + 0,9  + 7,8  + 12,2  + 8,7  + 11,9  + 12,5  + 12,5  + 11,6  + 13,6 
Q: Statistik Austria; BMWFW; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Aufkommen im Fracht- und Postverkehr.  2) Lkw mit einem höchstzulässigen 
Gesamtgewicht von 3,5 t oder mehr im hochrangigen mautpflichtigen Straßennetz.  3) Lkw mit einer Nutzlast von 1 t oder mehr.  4) Ankünfte und 
Abflüge. • Rückfragen: michael.weingaertler@wifo.ac.at 

 

Bankenstatistik 
Übersicht 20: Zinssätze, Bankeinlagen und -kredite  

2015 2016 2017 2017 2018 2018   
  III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
In % 

Geld- und Kapitalmarktzinssätze 
             

Basiszinssatz  – 0,1  – 0,5  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6  – 0,6 
Taggeldsatz  – 0,1  – 0,3  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4  – 0,4 
Dreimonatszinssatz 0,0  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3  – 0,3 
Sekundärmarktrendite Bund              

Benchmark 0,7 0,4 0,6 0,6 0,5 0,8 0,7 0,6 0,7 0,6 0,6 0,7 0,7 
Umlaufgewichtete Durch-
schnittsrendite  0,0 0,2 0,2 0,2 0,4 0,4 0,3 0,3 0,3 0,3 0,3 0,4 

  
             

Soll-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute 
           

An private Haushalte 
             

Für Konsum: 1 bis 5 Jahre 4,1 4,1 4,1 4,1 3,9 3,9 4,0 4,1 3,9 4,2 4,2 4,0 . 
Für Wohnbau: über 10 Jahre 2,5 2,3 2,2 2,2 2,2 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 2,3 . 

An nichtfinanzielle Unternehmen              
Bis 1 Mio. €: bis 1 Jahr 2,0 1,9 1,7 1,7 1,6 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,7 1,8 . 
Über 1 Mio. €: bis 1 Jahr 1,5 1,5 1,4 1,3 1,3 1,3 1,3 1,3 1,3 1,3 1,2 1,4 . 

An private Haushalte und nichtfi-
nanzielle Unternehmen              

In Yen 1,7 1,7 1,3 1,3 1,3 1,6 1,5 1,4 1,2 1,5 1,1 1,6 . 
In Schweizer Franken 1,4 1,3 1,2 1,6 1,0 1,0 0,9 1,0 0,9 1,1 1,1 1,0 . 

               
Haben-Zinssätze der inländischen Kreditinstitute 

           

Einlagen von privaten Haushalten 
             

Bis 1 Jahr 0,4 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 . 
Über 2 Jahre 0,9 0,8 0,7 0,6 0,7 0,7 0,6 0,6 0,7 0,6 0,6 0,6 . 

Spareinlagen von privaten Haushalten             
Bis 1 Jahr 0,4 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 0,2 . 
Über 2 Jahre 0,8 0,8 0,6 0,6 0,7 0,6 0,6 0,6 0,6 0,6 0,6 0,6 . 

  
             

 
Veränderung der Endstände gegen das Vorjahr in % 

Einlagen und Kredite 
             

Einlagen insgesamt  + 4,2  + 4,4  + 3,1  + 4,0  + 3,1  + 4,5  + 4,1   .      
Spareinlagen  – 2,1  – 0,3   .  + 0,1   .   .   .   .      
Termineinlagen  + 0,7  + 3,3   .  – 13,5   .   .   .   .      
Sichteinlagen  + 12,7  + 10,4   .  + 12,3   .   .   .   .      
Fremdwährungseinlagen  + 4,1  – 13,3   .  + 7,1   .   .   .   .      

Direktkredite an inländische 
Nichtbanken  + 2,0  + 1,8  + 0,9  + 0,8  + 0,9  + 2,0  + 3,1   .      
Q: OeNB; EZB; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at, nathalie.fischer@wifo.ac.at 
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Arbeitsmarkt 
Übersicht 21: Saisonbereinigte Arbeitsmarktindikatoren  

2017 2018 2018  
I. Qu. II. Qu.  III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Veränderung gegen die Vorperiode in % 

               
Unselbständig aktiv Beschäftigte1) + 0,5  + 0,5  + 0,6  + 0,8  + 0,8  + 0,5  + 0,4  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1  + 0,1 
Arbeitslose  – 1,7  – 1,9  – 1,3  – 3,9  – 3,6  – 0,1  + 0,2  – 0,2  + 0,3  + 0,4  – 0,1  – 0,5  – 0,4 
Offene Stellen  + 13,9  + 7,4  + 7,8  + 4,6  + 5,4  + 7,0  + 6,5  + 3,1  + 2,2  + 1,9  + 2,1  + 1,8  + 1,5 
Arbeitslosenquote              

In % der unselbständigen 
Erwerbspersonen  8,8 8,6 8,5 8,1 7,8 7,8 7,7 7,7 7,8 7,8 7,8 7,7 7,7 
In % der Erwerbspersonen 
(laut Eurostat)  5,8 5,6 5,4 5,4 5,0 4,7 4,9 4,7 4,8 4,9 4,9 4,9 . 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Eurostat; WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond.  1) Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. • Rückfragen: stefan.fuchs@ 
wifo.ac.at, christoph.lorenz@wifo.ac.at 
 

Übersicht 22: Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen 
  2015 2016 2017 2017 2018 2018   

  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

In 1.000 
               
Unselbständig Beschäftigte 3.535 3.587 3.655 3.673 3.672 3.735 3.808 3.737 3.767 3.828 3.812 3.786 3.767 

Männer 1.878 1.909 1.950 1.960 1.941 2.006 2.048 2.008 2.023 2.056 2.051 2.038 2.030 
Frauen  1.657 1.678 1.706 1.713 1.731 1.729 1.760 1.729 1.744 1.772 1.761 1.748 1.736 

               
Unselbständig aktiv Beschäftigte1) 3.449 3.502 3.573 3.592 3.590 3.654 3.729 3.656 3.686 3.749 3.733 3.706 3.687 

Männer  1.869 1.901 1.942 1.953 1.933 1.997 2.040 1.999 2.014 2.047 2.043 2.030 2.022 
Frauen 1.579 1.602 1.631 1.639 1.657 1.656 1.689 1.656 1.672 1.701 1.690 1.677 1.665 

               
Ausländische Arbeitskräfte 616 652 699 708 724 749 778 751 768 779 781 776 764 

               
Herstellung von Waren 580 582 601 607 609 616 627 616 617 629 627 625 625 
Bauwesen  246 249 253 253 228 273 282 274 275 282 282 281 283 
Private Dienstleistungen 1.648 1.680 1.708 1.713 1.732 1.732 1.789 1.731 1.761 1.805 1.796 1.766 1.746 
Öffentliche Dienstleistungen2)  904 920 939 950 954 954 951 955 952 952 948 954 960 

               
Arbeitslose 354 357 340 340 355 290 284 286 275 283 288 280 296 

Männer 205 204 193 193 217 156 148 154 146 148 149 147 154 
Frauen 149 153 147 147 138 134 135 132 128 134 139 133 142 

               
Personen in Schulung 65 67 72 73 78 72 60 73 66 58 56 65 69 
               
Offene Stellen  29 40 57 56 63 75 79 76 79 79 79 80 74 
                
  Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
                
Unselbständig Beschäftigte  + 31,5  + 52,0  + 68,4  + 79,2  + 92,6  + 89,4  + 84,9  + 89,5  + 83,0  + 87,7  + 86,7  + 80,3  + 77,6 

Männer  + 15,1  + 30,9  + 40,7  + 47,7  + 53,3  + 52,6  + 49,4  + 52,4  + 48,7  + 50,7  + 50,0  + 47,3  + 46,6 
Frauen  + 16,3  + 21,2  + 27,7  + 31,5  + 39,3  + 36,7  + 35,6  + 37,1  + 34,3  + 37,0  + 36,7  + 33,0  + 31,0 

                
Unselbständig aktiv Beschäftigte1) + 33,2  + 53,7  + 70,7  + 82,0  + 94,6  + 91,3  + 86,7  + 91,3  + 85,3  + 89,6  + 88,5  + 81,9  + 78,9 

Männer  + 15,4  + 31,3  + 41,4  + 48,4  + 53,9  + 52,5  + 49,2  + 52,0  + 49,0  + 50,8  + 49,8  + 46,9  + 45,8 
Frauen  + 17,8  + 22,4  + 29,3  + 33,6  + 40,7  + 38,8  + 37,5  + 39,3  + 36,3  + 38,8  + 38,7  + 35,0  + 33,1 

                
Ausländische Arbeitskräfte  + 27,0  + 36,0  + 46,8  + 51,3  + 55,5  + 56,1  + 54,4  + 56,5  + 53,6  + 54,5  + 56,2  + 52,7  + 52,0 

                
Herstellung von Waren  – 2,9  + 1,9  + 18,9  + 23,6  + 22,2  + 19,1  + 16,0  + 18,8  + 18,0  + 15,2  + 14,7  + 18,3  + 16,5 
Bauwesen  – 1,2  + 3,0  + 4,3  + 5,0  + 6,6  + 8,5  + 8,8  + 8,2  + 8,0  + 9,1  + 8,3  + 9,1  + 9,8 
Private Dienstleistungen  + 20,2  + 32,5  + 27,6  + 32,6  + 44,1  + 44,4  + 45,9  + 44,2  + 43,1  + 49,9  + 46,9  + 40,9  + 39,6 
Öffentliche Dienstleistungen2)   + 15,4  + 15,9  + 19,6  + 20,9  + 21,7  + 17,3  + 13,8  + 18,2  + 14,3  + 14,0  + 14,8  + 12,6  + 11,5 

                
Arbeitslose  + 35,0  + 3,0  – 17,3  – 28,5  – 37,1  – 30,1  – 23,6  – 31,9  – 29,3  – 24,6  – 23,3  – 22,9  – 19,5 

Männer  + 21,5  – 0,6  – 11,6  – 18,4  – 23,2  – 18,5  – 15,1  – 19,1  – 18,1  – 15,4  – 14,9  – 15,0  – 14,3 
Frauen  + 13,4  + 3,6  – 5,7  – 10,2  – 13,9  – 11,6  – 8,5  – 12,7  – 11,2  – 9,2  – 8,4  – 7,9  – 5,2 

                
Personen in Schulung  – 10,2  + 2,1  + 4,9  + 4,8  + 3,2  – 2,6  – 6,4  – 3,1  – 4,7  – 5,2  – 6,8  – 7,1  – 8,0 
                
Offene Stellen  + 2,9  + 11,0  + 16,6  + 15,4  + 13,4  + 16,4  + 16,2  + 15,7  + 18,1  + 14,1  + 17,5  + 17,1  + 14,5 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Ohne 
Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten.  2) ÖNACE 2008 Abschnitte O bis Q. • 
Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, christoph.lorenz@wifo.ac.at 
 

Übersicht 23: Arbeitslosenquote und Stellenandrang  
2015 2016 2017 2017 2018 2018 

  
 

  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
               
Arbeitslosenquote 9,1 9,1 8,5 8,5 8,8 7,2 6,9 7,1 6,8 6,9 7,0 6,9 7,3 

Männer 9,8 9,7 9,0 9,0 10,1 7,2 6,7 7,1 6,7 6,7 6,8 6,7 7,1 
Frauen 8,3 8,3 7,9 7,9 7,4 7,2 7,1 7,1 6,9 7,0 7,3 7,1 7,6 

Erweiterte Arbeitslosenquote1) 10,6 10,6 10,1 10,1 10,5 8,8 8,3 8,8 8,3 8,2 8,3 8,4 8,8 
               
 

In % der Arbeitslosen insgesamt 
               
Unter 25-jährige Arbeitslose 13,2 12,4 11,1 10,8 10,2 10,1 10,9 10,0 10,0 10,6 11,0 11,1 10,6 
Langzeitbeschäftigungslose2) 31,0 34,1 35,1 33,8 31,3 36,7 36,4 37,1 38,2 36,9 36,2 36,1 33,8 
                

Arbeitslose je offene Stelle 
               
Stellenandrang 12,1 8,9 6,0 6,1 5,7 3,9 3,6 3,8 3,5 3,6 3,6 3,5 4,0 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond.  1) Einschließ-
lich Personen in Schulung.  2) Geschäftsfalldauer über 365 Tage. • Rückfragen: stefan.fuchs@wifo.ac.at, christoph.lorenz@wifo.ac.at 
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Preise und Löhne 
Übersicht 24: Verbraucherpreise und Großhandelspreise  

2015 2016 2017 2017 2018 2018   
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
             

Harmonisierter VPI  + 0,8  + 1,0  + 2,2  + 2,4  + 2,0  + 2,1  + 2,2  + 2,1  + 2,3  + 2,3  + 2,3  + 2,1  + 2,4 
Verbraucherpreisindex  + 0,9  + 0,9  + 2,1  + 2,2  + 1,8  + 1,9  + 2,1  + 1,9  + 2,0  + 2,1  + 2,2  + 2,0  + 2,2 

Ohne Saisonwaren  + 0,9  + 0,9  + 2,1  + 2,2  + 1,9  + 2,0  + 2,2  + 2,0  + 2,1  + 2,2  + 2,2  + 2,1  + 2,2 
Nahrungsmittel, alkoholfreie 
Getränke  + 0,8  + 0,7  + 2,4  + 3,2  + 1,6  + 2,0  + 1,5  + 1,9  + 2,0  + 2,0  + 1,3  + 1,3  + 1,2 
Alkoholische Getränke, Tabak  + 3,1  + 1,5  + 3,2  + 3,7  + 4,9  + 3,1  + 3,9  + 2,7  + 3,6  + 3,7  + 4,0  + 3,9  + 3,7 
Bekleidung und Schuhe  + 0,2  + 0,7  + 1,5  + 2,0  + 1,2  + 0,9  + 0,0  + 0,3  + 1,0  + 0,9  – 0,3  – 0,5  – 0,5 
Wohnung, Wasser, Energie  + 1,2  + 0,8  + 1,7  + 2,0  + 2,1  + 2,2  + 2,3  + 2,2  + 2,2  + 2,2  + 2,3  + 2,2  + 2,8 
Hausrat und laufende 
Instandhaltung  + 1,3  + 1,4  + 0,7  + 1,1  + 2,0  + 2,6  + 2,4  + 2,5  + 2,6  + 2,3  + 2,8  + 2,2  + 1,7 
Gesundheitspflege  + 1,5  + 2,2  + 1,3  + 2,2  + 2,4  + 1,5  + 2,8  + 1,4  + 1,8  + 3,0  + 2,8  + 2,7  + 2,1 
Verkehr  – 3,1  – 1,8  + 2,9  + 2,1  + 1,2  + 2,8  + 3,9  + 3,2  + 4,1  + 3,8  + 4,1  + 3,8  + 5,0 
Nachrichtenübermittlung  + 0,9  – 1,7  – 1,4  – 3,1  – 3,3  – 4,3  – 1,6  – 4,2  – 4,4  – 1,7  – 1,5  – 1,8  – 2,1 
Freizeit und Kultur  + 1,7  + 1,3  + 2,4  + 2,6  + 0,5  + 0,4  + 0,1  + 0,6  + 0,1  – 0,3  + 0,5  + 0,2  – 0,2 
Erziehung und Unterricht  + 2,6  + 1,2  + 1,9  + 2,2  + 1,8  + 2,1  + 2,4  + 2,1  + 2,1  + 2,2  + 2,2  + 2,7  + 3,3 
Restaurants und Hotels  + 2,9  + 3,3  + 2,9  + 3,0  + 3,1  + 3,2  + 3,1  + 3,4  + 2,9  + 3,0  + 3,1  + 3,1  + 3,3 
Verschiedene Waren und 
Dienstleistungen  + 2,0  + 1,5  + 1,5  + 1,7  + 2,2  + 1,9  + 2,1  + 1,6  + 1,9  + 2,0  + 2,2  + 2,1  + 2,1 

               
Großhandelspreisindex  – 3,7  – 2,3  + 4,6  + 4,4  + 2,6  + 4,8  + 5,4  + 5,2  + 6,3  + 5,9  + 5,4  + 4,8  + 5,4 

Ohne Saisonprodukte  – 3,7  – 2,4  + 4,7  + 4,4  + 2,7  + 4,9  + 5,5  + 5,4  + 6,4  + 6,1  + 5,4  + 4,8  + 5,5 
Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: ursula.glauninger@wifo.ac.at 

 

 

Übersicht 25: Tariflöhne 
 2015 2016 2017 2017 2018 2018 
 

 
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-

ber 
Oktober 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
  

             

Beschäftigte  + 2,2  + 1,6  + 1,5  + 1,6  + 2,4  + 2,6  + 2,6  + 2,6  + 2,6  + 2,6  + 2,6  + 2,6  + 2,6 
Ohne öffentlichen Dienst  + 2,2  + 1,6  + 1,5  + 1,7  + 2,3  + 2,6  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7 

Arbeiter und Arbeiterinnen  + 2,2  + 1,6  + 1,7  + 1,9  + 2,3  + 2,6  + 2,7  + 2,6  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,6  + 2,7 
Angestellte  + 2,1  + 1,5  + 1,4  + 1,5  + 2,3  + 2,7  + 2,7  + 2,8  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7  + 2,7 
Bedienstete               

Öffentlicher Dienst  + 2,0  + 1,8  + 1,4  + 1,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4  + 2,4 
Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at, anna.brunner@wifo.ac.at  

 

 

Übersicht 26: Effektivverdienste  
 2015 2016 2017 2017 2018 2018 
 

 
  III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli 

 Veränderung gegen das Vorjahr in % 
Gesamtwirtschaft1) 

             

Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 3,2  + 3,9  + 3,4  + 3,2  + 3,8  + 4,8  + 4,9   .   .   .   .   .   . 
Lohn- und Gehaltssumme, netto  + 2,7  + 6,9  + 3,3   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Pro-Kopf-Einkommen der unselbständig Beschäftigten           

Brutto  + 2,0  + 2,3  + 1,4  + 1,2  + 1,7  + 2,3  + 2,6   .   .   .   .   .   . 
Netto  + 1,5  + 5,3  + 1,2   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 
Netto, real2)  + 0,6  + 4,3  – 0,8   .   .   .   .   .   .   .   .   .   . 

               
Herstellung von Waren3)4)              
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 2,6  + 2,2  + 4,2  + 3,5  + 5,1  + 6,6  + 6,6  + 6,6  + 6,3  + 7,4  + 5,9  + 6,6  + 6,5 
Pro-Kopf-Einkommen der unselb-
ständig Beschäftigten5)  + 2,0  + 1,6  + 2,1  + 1,0  + 2,1  + 2,7  + 2,9  + 2,6  + 2,5  + 3,5  + 2,4  + 3,1  + 2,9 
Stundenverdienste der Beschäf-
tigten pro Kopf5)  + 2,0  + 1,7  + 2,2  + 2,1  + 1,7  + 2,4  + 3,2  + 1,9  + 4,3  + 1,5  + 3,6  + 4,6  + 1,3 
               
Bauwesen3)               
Lohn- und Gehaltssumme, brutto  + 0,9  + 1,9  + 3,6  + 3,1  + 3,0  + 6,7  + 6,8  + 9,0  + 1,6  + 8,0  + 7,0  + 5,7  + 9,2 
Pro-Kopf-Einkommen der unselb-
ständig Beschäftigten5)  + 2,8  + 1,6  + 0,6  + 0,4  + 1,4  + 1,6  + 2,2  + 4,9  – 1,0  + 3,2  + 2,5  + 1,2  + 4,4 
Stundenverdienste der Beschäf-
tigten pro Kopf5)  + 2,5  + 1,0  + 0,6  + 1,3  + 0,5  + 1,6  + 2,1  + 1,8  + 1,7  + 2,2  + 2,2  + 2,4  + 2,5 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen.   1) Laut ESVG 2010.  2) Referenzjahr 2010.  3) Konjunkturerhebung (Primärerhebung).  4) Einschließlich Berg-
bau.  5) Einschließlich Sonderzahlungen. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at, anna.brunner@wifo.ac.at  
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Soziale Sicherheit 
Übersicht 27: Pensionen nach Pensionsversicherungsträgern  

2012 2013 2014 2015 2016 2017 2012 2013 2014 2015 2016 2017  
Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 

   
     

 
     

Bestand insgesamt 2.274 2.299 2.311 2.305 2.324 2.341 1.023 1.053 1.078 1.102 1.124 1.143 
Pensionsversicherung der Unselbständigen 1.882 1.908 1.915 1.912 1.929 1.945 1.037 1.066 1.091 1.114 1.136 1.155 

Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter und 
Arbeiterinnen 1.065 1.072 1.070 1.062 1.066 1.069 807 828 846 862 878 892 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 817 836 845 850 864 877 1.328 1.362 1.392 1.420 1.443 1.464 

Selbständige 353 353 358 357 359 360 948 979 1.006 1.034 1.057 1.079 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft 171 173 179 181 185 188 1.189 1.223 1.246 1.274 1.296 1.315 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und 
Bäuerinnen  183 180 179 176 174 171 715 738 758 777 795 811 

              
Neuzuerkennungen insgesamt 122 121 111 100 115 117 1.038 1.089 1.073 1.032 1.124 1.154 

Pensionsversicherung der Unselbständigen 102 104 93 84 96 97 1.042 1.092 1.072 1.027 1.128 1.162 
Pensionsversicherungsanstalt der Arbeiter und 
Arbeiterinnen 57 57 52 47 53 54 798 831 824 797 877 902 
Pensionsversicherungsanstalt der Angestellten 45 47 41 36 43 44 1.340 1.398 1.372 1.317 1.427 1.472 

Selbständige 18 16 17 15 18 18 1.020 1.070 1.077 1.058 1.098 2.086 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft 11 10 10 10 11 12 1.193 1.236 1.233 1.191 1.222 1.230 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und 
Bäuerinnen 7 6 7 5 6 6 776 777 832 810 884 856 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Ohne Versicherungsanstalt des österreichi-
schen Notariats. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at 

 

Übersicht 28: Pensionen nach Pensionsarten  
2012 2013 2014 2015 2016 2017 2012 2013 2014 2015 2016 2017  

Zahl der Pensionen in 1.000 Durchschnittspension in € 
  

            

Bestand insgesamt 2.274 2.299 2.311 2.305 2.324 2.340 1.023 1.052 1.078 1.101 1.123 1.142 
Direktpensionen 1.763 1.790 1.803 1.801 1.822 1.841 1.138 1.169 1.196 1.222 1.244 1.265 

Invaliditätspensionen1) 208 204 188 170 165 159 1.054 1.074 1.104 1.133 1.150 1.158 
Alle Alterspensionen2) 1.554 1.586 1.615 1.631 1.656 1.682 1.149 1.181 1.207 1.231 1.254 1.275 

Normale Alterspensionen 1.437 1.469 1.504 1.534 1.569 1.603 1.097 1.132 1.162 1.194 1.219 1.242 
Vorzeitige Alterspensionen 117 118 111 97 88 79 1.788 1.803 1.809 1.820 1.871 1.933 

Bei langer Versicherungsdauer 11 8 5 4 3 2 1.405 1.491 1.627 1.809 2.022 2.275 
Korridorpensionen 14 15 16 16 17 18 1.430 1.467 1.515 1.875 1.915 1.990 
Für Langzeitversicherte3) 89 91 84 67 53 39 1.897 1.891 1.880 1.596 1.717 1.813 
Schwerarbeitspensionen4) 4 4 6 7 9 11 1.638 1.685 1.759 1.829 1.932 2.004 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 462 460 460 456 455 452 657 673 688 704 716 725 
Waisenpensionen 48 48 48 47 48 47 333 343 352 361 368 373 

              
Neuzuerkennungen insgesamt 122 121 111 100 115 117 1.038 1.089 1.073 1.032 1.124 1.154 

Direktpensionen 91 91 81 70 84 86 1.190 1.251 1.240 1.201 1.300 1.329 
Invaliditätspensionen1) 27 24 20 15 19 17 1.010 1.018 1.095 1.123 1.137 1.122 
Alle Alterspensionen2) 64 67 61 55 65 69 1.266 1.333 1.288 1.223 1.347 1.382 

Normale Alterspensionen 28 29 30 32 37 42 797 847 895 933 984 1.035 
Vorzeitige Alterspensionen 36 38 31 23 28 27 1.627 1.700 1.676 1.632 1.833 1.916 

Bei langer Versicherungsdauer 7 6 4 3 3 1 1.292 1.346 1.389 1.421 1.491 1.694 
Korridorpensionen 6 6 6 6 7 8 1.395 1.475 1.538 1.612 1.900 2.001 
Für Langzeitversicherte3) 23 26 18 9 12 11 1.783 1.828 1.769 1.626 1.803 1.838 
Schwerarbeitspensionen4) 1 1 2 2 3 4 1.622 1.733 1.847 1.942 2.032 2.061 

Witwen- bzw. Witwerpensionen 25 25 25 25 26 26 657 673 693 710 725 732 
Waisenpensionen 5 5 5 5 5 5 263 271 279 294 297 300 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Ohne Versicherungsanstalt des österreichischen Notariats.  1) Vor dem vollendeten 
60. bzw. 65. Lebensjahr.  2) Einschließlich Invaliditätspensionen (Berufsunfähigkeits-, Erwerbsunfähigkeitspensionen) ab dem vollendeten 60. bzw. 65. Le-
bensjahr. Einschließlich Knappschaftssold.  3) Langzeitversichertenregelung ("Hacklerregelung").  4) Schwerarbeitspension gemäß Allgemeinem Pensi-
onsgesetz. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at 

 

Übersicht 29: Durchschnittsalter bei Neuzuerkennung der Pension in Jahren  
2012 2013 2014 2015 2016 2017 2012 2013 2014 2015 2016 2017  

Männer Frauen 
  

            

Alle Pensionsversicherungsträger, Direktpensionen 59,4 59,6 60,8 61,3 60,9 61,1 57,4 57,5 58,6 59,2 59,1 59,2 
Invaliditätspensionen 53,8 53,5 55,7 56,0 55,4 55,1 50,3 49,7 52,8 52,8 52,5 51,9 
Alle Alterspensionen 62,9 62,8 63,2 63,6 63,3 63,3 59,3 59,2 59,8 60,2 60,3 60,4 

Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger. Alle Pensionsversicherungsträger. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at 

 

Übersicht 30: Beiträge des Bundes zur Pensionsversicherung 
  2012 2013 2014 2015 2016 2017 2012 2013 2014 2015 2016 2017  

Mio. € In % des Pensionsaufwandes 
              
Pensionsversicherung der Unselbständigen 4.822,0 4.957,8 4.968,6 4.752,6 4.665,7 3.515,1 17,8 17,6 17,0 15,9 15,3 11,3 
Sozialversicherungsanstalt der gewerblichen 
Wirtschaft 1.125,9 1.045,5 1.309,2 1.272,2 1.230,6 1.251,4 40,7 36,2 42,9 40,2 37,6 37,0 
Sozialversicherungsanstalt der Bauern und 
Bäuerinnen 1.343,2 1.387,8 1.437,6 1.464,1 1.496,7 1.495,5 84,2 84,8 86,1 86,3 87,0 86,2 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: anna.albert@wifo.ac.at 
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Entwicklung in den Bundesländern 
Übersicht 31: Tourismus – Übernachtungen   

2015 2016 2017 2017 2018 2018 
  

 
  IV. Qu. I. Qu. II. Qu.  III. Qu. April Mai Juni Juli August Septem-

ber  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
             

Österreich  + 2,5  + 4,2  + 2,6  + 5,0  + 7,5  – 0,8  + 1,1  – 12,7  + 18,8  – 4,3  + 3,8  – 1,0  + 0,8 
               
Wien   + 5,9  + 4,4  + 3,7  + 2,4  + 7,6  + 1,9  + 3,1  – 1,0  + 4,7  + 2,1  + 3,2  + 4,9  + 1,1 
Niederösterreich  + 1,2  + 1,4  + 4,0  + 3,2  + 4,3  + 1,5  + 2,1  + 1,8  + 1,1  + 1,7  + 2,0  + 3,5  + 0,6 
Burgenland  + 0,0  + 5,8  + 0,3  + 0,1  + 7,6  + 0,3  – 1,8  – 0,7  + 12,3  – 8,6  – 0,6  – 2,8  – 1,8 
Steiermark  + 3,0  + 5,4  + 3,5  + 3,8  + 5,0  + 2,7  – 1,7  – 8,8  + 12,3  + 3,2  + 0,8  – 1,8  – 4,8 
Kärnten  + 0,6  + 4,6  + 2,4  + 6,5  + 8,8  + 1,8  – 0,9  – 1,0  + 19,2  – 6,1  + 1,2  – 2,8  – 0,8 
Oberösterreich  + 2,7  + 3,1  + 4,2  + 2,9  + 8,0  + 4,8  + 4,4  + 1,6  + 12,8  + 0,6  + 4,3  + 4,8  + 3,9 
Salzburg  + 2,6  + 5,2  + 2,9  + 8,3  + 8,4  – 2,5  + 1,3  – 19,8  + 25,9  – 5,1  + 6,2  – 1,4  – 1,9 
Tirol  + 2,4  + 3,5  + 2,0  + 6,0  + 7,4  – 4,8  + 1,9  – 22,5  + 40,5  – 9,5  + 5,6  – 2,4  + 3,8 
Vorarlberg  + 1,6  + 4,4  – 0,1  + 5,4  + 7,1  – 5,4  – 0,5  – 23,7  + 35,3  – 10,6  + 1,1  – 3,8  + 2,7 
Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at  

Übersicht 32: Abgesetzte Produktion der Sachgütererzeugung  
2015 2016 2017 2017 2018 2018   

  III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
             

Österreich  + 0,4  + 0,8  + 6,4  + 6,9  + 7,0  + 5,9  + 7,2  + 6,1  + 1,7  + 8,8  + 1,6  + 11,3  + 8,2 
               
Wien   – 0,1  – 1,3  + 2,1  + 11,7  – 5,0  – 0,1  + 2,5  – 6,1  + 2,2  + 7,8  + 0,2  + 0,3  – 6,9 
Niederösterreich  – 5,0  – 2,5  + 7,5  + 6,6  + 7,1  + 6,0  + 8,4  + 6,5  + 3,2  + 7,8  + 3,8  + 13,4  + 13,6 
Burgenland  + 4,4  + 4,3  + 7,3  + 7,3  + 10,7  + 7,6  + 5,3  + 5,7  + 2,1  + 13,0  – 2,1  + 5,9  + 3,8 
Steiermark  – 1,0  + 0,0  + 7,3  + 8,0  + 9,0  + 15,7  + 9,6  + 17,9  + 4,2  + 10,4  + 1,1  + 17,7  + 9,8 
Kärnten  + 5,0  + 7,8  + 9,6  + 4,4  + 7,3  + 5,2  + 7,4  + 5,0  + 1,5  + 6,7  + 1,9  + 13,8  + 18,8 
Oberösterreich  + 1,6  + 1,0  + 7,6  + 6,6  + 10,5  + 3,3  + 7,3  + 3,5  – 0,1  + 9,2  + 1,6  + 11,4  + 8,7 
Salzburg  + 4,4  + 4,9  + 3,2  + 4,9  + 7,7  + 3,6  + 5,8  + 3,3  + 1,4  + 11,0  – 1,0  + 8,2  + 5,9 
Tirol  + 3,7  + 2,9  + 6,4  + 6,8  + 4,7  + 3,8  + 7,2  + 4,5  + 0,6  + 9,2  + 1,2  + 11,5  + 4,8 
Vorarlberg  + 4,9  + 1,1  + 1,4  + 4,4  + 4,0  + 4,4  + 4,1  + 8,3  + 0,1  + 4,8  + 3,1  + 4,6  + 3,7 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). 2017: vorläufig. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at  

Übersicht 33: Abgesetzte Produktion im Bauwesen  
2015 2016 2017 2017 2018 2018     

III. Qu. IV. Qu. I. Qu. II. Qu. Februar März April Mai Juni Juli  
Veränderung gegen das Vorjahr in % 

  
             

Österreich  – 0,0  + 8,5  + 3,4  + 2,7  + 3,1  + 4,3  + 5,5  + 6,5  – 3,4  + 6,9  + 0,2  + 9,4  + 11,1 
               
Wien   – 4,5  + 13,1  + 0,0  – 1,4  + 1,4  – 0,0  + 6,1  + 1,5  – 5,2  + 8,8  – 0,8  + 10,7  + 15,2 
Niederösterreich  + 1,2  + 6,4  + 4,3  + 5,7  + 6,0  + 6,9  + 9,2  + 11,1  – 2,3  + 8,7  + 2,1  + 16,3  + 15,3 
Burgenland  + 8,1  + 3,4  + 16,8  + 12,1  + 13,2  – 18,1  – 3,5  – 2,9  – 38,5  – 9,6  – 6,5  + 4,4  + 6,9 
Steiermark  – 2,3  + 9,8  + 1,6  – 0,3  – 2,0  – 0,0  + 1,7  + 3,1  – 5,6  + 3,7  – 5,0  + 6,7  + 8,7 
Kärnten  + 0,7  + 7,0  + 4,9  + 2,9  + 3,8  + 0,4  + 0,8  + 3,8  – 14,5  + 3,3  – 5,2  + 4,8  + 8,6 
Oberösterreich  + 0,1  + 5,1  + 4,0  + 3,8  + 4,9  + 16,6  + 7,4  + 19,1  + 11,1  + 6,4  + 6,1  + 9,5  + 14,2 
Salzburg  + 0,8  + 8,1  – 0,5  – 1,9  + 2,0  + 6,0  + 9,7  + 3,2  – 1,3  + 20,1  + 2,4  + 8,9  + 6,2 
Tirol  + 4,8  + 9,9  + 7,8  + 7,9  + 4,0  – 6,8  + 1,0  – 8,8  – 13,0  + 0,3  – 3,1  + 5,4  + 8,4 
Vorarlberg  + 4,3  + 10,8  + 4,4  + 4,3  + 1,6  + 20,1  + 9,3  + 21,8  + 9,9  + 18,9  + 3,2  + 7,7  – 3,1 
Q: Statistik Austria, WIFO-Berechnungen. Konjunkturerhebung (Grundgesamtheit). 2017: vorläufig. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at  

Übersicht 34: Beschäftigung   
2015 2016 2017 2017 2018 2018   

  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

In 1.000 
  

             

Österreich 3.449 3.502 3.573 3.592 3.590 3.654 3.729 3.656 3.686 3.749 3.733 3.706 3.687 
              
Wien  788 800 816 825 820 837 844 837 839 846 843 844 848 
Niederösterreich 572 581 591 594 585 609 618 610 612 620 618 616 615 
Burgenland 97 98 100 100 97 104 106 104 105 107 106 105 104 
Steiermark 477 485 497 501 497 513 524 513 518 525 525 524 520 
Kärnten 200 202 205 203 201 211 218 212 215 222 220 214 211 
Oberösterreich 612 622 634 639 633 651 661 651 653 664 661 659 660 
Salzburg 240 244 248 248 256 248 257 248 253 261 258 253 248 
Tirol 309 315 323 322 337 321 336 320 330 340 338 331 320 
Vorarlberg 152 155 158 159 164 159 164 159 161 166 164 162 161 
                

Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
  

             

Österreich  + 33,2  + 53,7  + 70,7  + 82,0  + 94,6  + 91,3  + 86,7  + 91,3  + 85,3  + 89,6  + 88,5  + 81,9  + 78,9 
              
Wien   + 6,2  + 12,0  + 16,0  + 19,4  + 20,6  + 20,3  + 19,8  + 19,9  + 18,9  + 20,7  + 19,6  + 19,1  + 18,2 
Niederösterreich  + 6,0  + 9,1  + 10,6  + 12,3  + 13,5  + 13,9  + 13,2  + 14,2  + 12,8  + 13,6  + 13,9  + 12,1  + 12,5 
Burgenland  + 1,3  + 1,2  + 1,9  + 2,0  + 1,9  + 2,4  + 1,8  + 2,2  + 2,1  + 1,8  + 2,3  + 1,2  + 1,6 
Steiermark  + 4,7  + 7,1  + 12,1  + 14,9  + 16,9  + 16,7  + 15,7  + 16,2  + 16,5  + 16,1  + 16,6  + 14,5  + 14,0 
Kärnten  + 0,9  + 2,4  + 3,0  + 3,5  + 4,2  + 4,0  + 3,5  + 4,0  + 3,3  + 3,6  + 3,3  + 3,5  + 3,6 
Oberösterreich  + 6,4  + 9,9  + 11,9  + 13,5  + 16,6  + 16,2  + 16,0  + 15,8  + 14,9  + 16,1  + 16,3  + 15,5  + 14,8 
Salzburg  + 2,4  + 3,5  + 4,3  + 5,1  + 6,7  + 5,1  + 4,6  + 5,4  + 5,0  + 4,9  + 4,5  + 4,5  + 4,1 
Tirol  + 2,8  + 5,8  + 7,7  + 8,0  + 9,9  + 8,5  + 8,2  + 9,4  + 8,1  + 8,4  + 8,2  + 7,9  + 6,5 
Vorarlberg  + 2,6  + 2,8  + 3,2  + 3,4  + 4,3  + 4,1  + 3,9  + 4,1  + 3,7  + 4,3  + 3,8  + 3,6  + 3,6 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond. Ohne Personen in aufrechtem Dienstverhältnis, die Kinderbetreuungsgeld beziehen bzw. Präsenzdienst leisten. • Rückfragen: regional@ 
wifo.ac.at 
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Übersicht 35: Arbeitslosigkeit   
2015 2016 2017 2017 2018 2018   

  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

In 1.000 
  

             

Österreich 354 357 340 340 355 290 284 286 275 283 288 280 296 
              
Wien  125 128 124 123 126 113 115 113 113 115 116 113 113 
Niederösterreich 59 60 58 57 63 47 48 47 46 48 49 46 47 
Burgenland 10 10 10 9 11 7 7 7 7 8 8 7 7 
Steiermark 44 44 40 39 43 31 30 30 29 31 31 30 31 
Kärnten 26 25 24 25 27 19 18 18 17 17 18 18 20 
Oberösterreich 41 42 40 39 42 31 32 30 30 33 33 31 31 
Salzburg 15 15 14 15 14 13 11 13 11 11 11 12 15 
Tirol 24 22 20 22 18 19 13 19 14 12 13 14 22 
Vorarlberg 10 10 10 11 10 9 9 9 8 9 9 9 10 
  

             
 

Veränderung gegen das Vorjahr in 1.000 
               
Österreich  + 35,0  + 3,0  – 17,3  – 28,5  – 37,1  – 30,1  – 23,6  – 31,9  – 29,3  – 24,6  – 23,3  – 22,9  – 19,5 
               
Wien   + 20,3  + 3,7  – 4,3  – 7,2  – 8,8  – 6,2  – 3,4  – 6,3  – 5,5  – 3,2  – 3,3  – 3,8  – 3,8 
Niederösterreich  + 4,9  + 1,3  – 1,9  – 4,4  – 6,2  – 6,3  – 5,4  – 6,8  – 6,1  – 5,9  – 5,5  – 4,7  – 4,3 
Burgenland  + 0,7  + 0,0  – 0,7  – 0,9  – 1,0  – 0,9  – 0,8  – 0,9  – 1,0  – 1,0  – 0,8  – 0,6  – 0,6 
Steiermark  + 2,6  – 0,1  – 4,2  – 6,3  – 7,2  – 5,6  – 4,5  – 5,7  – 5,6  – 4,8  – 4,7  – 4,1  – 3,0 
Kärnten  + 1,0  – 0,2  – 1,6  – 2,2  – 2,6  – 2,2  – 1,9  – 2,3  – 2,2  – 1,9  – 1,7  – 2,1  – 1,9 
Oberösterreich  + 3,7  + 0,5  – 2,0  – 3,8  – 5,7  – 4,7  – 4,1  – 4,6  – 4,6  – 4,2  – 4,3  – 3,7  – 3,4 
Salzburg  + 0,8  – 0,6  – 0,6  – 0,9  – 1,4  – 0,6  – 0,6  – 1,0  – 0,6  – 0,6  – 0,5  – 0,7  – 0,2 
Tirol  + 0,6  – 1,6  – 1,9  – 2,6  – 3,6  – 3,1  – 2,5  – 3,8  – 3,1  – 2,5  – 2,3  – 2,7  – 2,0 
Vorarlberg  + 0,4  – 0,2  – 0,1  – 0,1  – 0,5  – 0,5  – 0,4  – 0,5  – 0,6  – 0,4  – 0,3  – 0,5  – 0,2 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 

 

Übersicht 36: Arbeitslosenquote  
2015 2016 2017 2017 2018 2018   

  IV. Qu. I. Qu. II. Qu. III. Qu. Mai Juni Juli August Septem-
ber 

Oktober 
 

In % der unselbständigen Erwerbspersonen 
  

             

Österreich 9,1 9,1 8,5 8,5 8,8 7,2 6,9 7,1 6,8 6,9 7,0 6,9 7,3 
               
Wien  13,5 13,6 13,0 12,8 13,2 11,8 11,8 11,7 11,7 11,8 12,0 11,7 11,6 
Niederösterreich 9,1 9,1 8,7 8,5 9,4 7,1 7,0 6,9 6,9 7,0 7,1 6,8 6,9 
Burgenland 9,3 9,3 8,6 8,5 10,3 6,4 6,5 6,3 6,2 6,5 6,7 6,2 6,4 
Steiermark 8,3 8,2 7,3 7,1 7,9 5,5 5,4 5,4 5,1 5,4 5,5 5,3 5,5 
Kärnten 11,1 10,9 10,2 10,8 11,7 8,0 7,3 7,7 7,0 7,1 7,3 7,5 8,6 
Oberösterreich 6,1 6,1 5,8 5,6 6,1 4,4 4,6 4,3 4,3 4,6 4,7 4,4 4,4 
Salzburg 5,9 5,6 5,3 5,7 5,2 5,0 4,2 5,0 4,1 4,0 4,1 4,4 5,6 
Tirol 7,0 6,4 5,8 6,4 4,9 5,4 3,6 5,5 3,9 3,3 3,5 4,0 6,2 
Vorarlberg 6,1 5,9 5,8 6,1 5,4 5,4 5,1 5,4 4,9 4,9 5,2 5,1 5,8 
Q: Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger; Arbeitsmarktservice Österreich; Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macro-
bond. • Rückfragen: regional@wifo.ac.at 

 

Staatshaushalt 
Übersicht 37: Staatsquoten 
  2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017  

In % des Bruttoinlandsproduktes 
Staatsquoten 

             

Staatsausgabenquote 51,2 50,4 49,2 49,9 54,1 52,8 50,9 51,2 51,6 52,4 51,1 50,3 49,2 
Staatseinnahmenquote 48,6 47,8 47,9 48,4 48,8 48,4 48,3 49,0 49,7 49,7 50,1 48,7 48,4 
Abgabenquote Staat und EU               

Indikator 4 42,2 41,5 41,6 42,4 42,0 41,9 42,0 42,6 43,4 43,5 43,9 42,6 42,4 
Indikator 2 41,2 40,6 40,7 41,5 41,1 41,1 41,2 41,9 42,7 42,8 43,2 41,9 41,8 

               
Budgetsalden              
Finanzierungssaldo (Maastricht) 
Gesamtstaat  – 2,5  – 2,5  – 1,4  – 1,5  – 5,3  – 4,4  – 2,6  – 2,2  – 2,0  – 2,7  – 1,0  – 1,6  – 0,8 

Bund  – 2,4  – 2,2  – 1,1  – 1,3  – 4,3  – 3,3  – 2,3  – 2,1  – 2,0  – 2,8  – 1,2  – 1,2  – 0,9 
Länder . . . . . . . . . 0,0 0,1  – 0,4 0,0 
Gemeinden . . . . . . . . . 0,0 0,1 0,0 0,0 
Wien . . . . . . . . . 0,0 0,0  – 0,1 0,0 
Sozialversicherungsträger 0,0 0,0  – 0,1 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 0,1 0,1 0,0 0,1 0,1 

Struktureller Budgetsaldo . . . . .  – 3,2  – 2,5  – 1,8  – 1,2  – 0,7 0,2  – 0,5  – 0,1 
Primärsaldo 0,7 0,6 1,8 1,5  – 2,2  – 1,5 0,2 0,5 0,7  – 0,3 1,3 0,5 1,0 
               
Schuldenstand (Maastricht)              
Gesamtstaat 68,6 67,3 65,0 68,7 79,9 82,7 82,4 81,9 81,3 84,0 84,8 83,0 78,3 

Bund . . . . . . . . . 73,5 74,3 72,3 68,1 
Länder . . . . . . . . . 6,1 6,0 6,2 5,8 
Gemeinden . . . . . . . . . 2,3 2,3 2,2 2,2 
Wien . . . . . . . . . 1,7 1,9 2,0 2,0 
Sozialversicherungsträger . . . . . . . . . 0,4 0,4 0,4 0,3 

Q: Statistik Austria; WDS  WIFO-Daten-System, Macrobond. Daten gemäß Maastricht-Notifikation. Indikator 2 ohne, Indikator 4 einschließlich imputierter 
Sozialbeiträge. Länder und Gemeinden ohne Wien. • Rückfragen: andrea.sutrich@wifo.ac.at 
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Georg M. Busch 

Wie zielführend sind die Vorschläge der 
Europäischen Kommission zur Vertiefung der 
Wirtschafts- und Währungsunion? 

Wie zielführend sind die Vorschläge der Europäischen Kommission zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion? 
Aufgrund der Erfahrungen aus der Finanzmarkt- und Schuldenkrise unterbreitete die Europäische Kommission dem Europäischen 
Rat eine Reihe von Vorschlägen zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion. Sie betreffen die Umwandlung des Stabilitäts-
mechanismus ESM zu einem Europäischen Währungsfonds und die Schaffung neuer Finanzinstrumente zur Unterstützung von Struk-
turreformen in den Mitgliedstaaten und zur Stabilisierung der Wirtschaft bei exogenen Schocks. Der Wirtschafts- und Währungskom-
missar soll als "Europäischer Finanzminister" künftig auch den Vorsitz im Rat der Finanzminister der Euro-Länder übernehmen. Die 
Kommission will damit stärkeren Einfluss auf die nationale Wirtschaftspolitik gewinnen; ihre Vorschläge lösen aber nicht das Grund-
problem, dass viele Euro-Länder ihre Politik im eigenen Wirkungsbereich nicht hinreichend an den Regeln und Bedingungen einer 
Währungsunion ausrichten. In politischer Hinsicht bedeuten die Vorschläge eine Verlagerung von Kompetenzen zugunsten der 
europäischen Institutionen, weitere Schritte in Richtung Transferunion und Vergemeinschaftung von Risiken und Haftung. Konsens 
darüber wird zwischen den Mitgliedstaaten nur schwer zu erzielen sein, wie schon der bisherige Verlauf der Debatte zeigt. Zukunfts-
weisender wäre, im Europäischen Rat einen Grundsatzbeschluss darüber anzustreben, zu den ordnungspolitischen Prinzipien der 
Währungsunion zurückzukehren, mit der Verpflichtung der Mitgliedstaaten, diese im jeweils nationalen Rechtsrahmen dauerhaft zu 
verankern. 

How Effective are the European Commission's Proposals for Deepening Economic and Monetary Union? 
Drawing on the experience of the euro area debt crisis, the European Commission has submitted to the European Council a set of 
proposals for a deepening of Economic and Monetary Union. The proposals include the transformation of the ESM into a European 
Monetary Fund and new financial instruments to support structural reform in the member countries and economic stabilisation in 
the event of external shocks. As "European Finance Minister", the Commissioner for Economic and Financial Affairs shall in future 
also take over the presidency of the Ecofin Council. The Commission thereby wants to gain greater influence on economic policies 
at the national level. The proposals are, however, unlikely to solve the basic problem, i.e., that many member countries fail to 
sufficiently align policy in their own area of competence to the rules and requirements of a monetary union. In political terms, the 
proposals imply a shift of responsibilities towards the European institutions, further steps towards a transfer union and the pooling of 
risks and liabilities. Consensus between member countries on these issues will be difficult to achieve, as witnessed by the reception 
of the proposals so far. More constructive and forward-looking would be for the European Council to agree on a "manifesto" rein-
stating the original regulatory principles of national responsibility governing EMU and to ensure that these principles be firmly en-
shrined in the member countries' fundamental legislation. 

Kontakt: 
Dr. Georg M. Busch: georg.mw.busch@gmail.com 

JEL-Codes: E61, F15, F45 • Keywords: Wirtschaftspolitik, Europäische Integration, Wirtschafts- und Währungsunion  

Der Autor war bis 1997 wissenschaftlicher Mitarbeiter am Österreichischen Institut für Wirtschaftsforschung und anschließend Refe-
ratsleiter in der Generaldirektion für Wirtschaft und Finanzen der Europäischen Kommission. Der Beitrag gibt ausschließlich seine 
persönliche Meinung wieder. 

Begutachtung: Marcus Scheiblecker • Wissenschaftliche Assistenz: Maria Riegler (maria.riegler@wifo.ac.at) 

1. Rahmenbedingungen und politischer Kontext 
Die weltweite Finanzmarktkrise 2007/08 und die tiefe Rezession 2009 ließen grundsätz-
liche Schwächen in Konzeption und Funktion der Europäischen Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion klar hervortreten. Was vor Ausbruch der Krise eher als abstrakte Gefahr 
angesehen wurde, der Vertrauensverlust und Finanzierungsprobleme einzelner Mit-
gliedstaaten auf den Finanzmärkten und die negativen Rückwirkungen auf die Stabi-
lität der Währungsunion, wurde kurzerhand Realität. Die Krise rief auch die ökonomi-
schen Bedingungen in Erinnerung, denen (weitgehend) souveräne Mitgliedstaaten in 
einem Währungsverbund unterworfen sind, vor allem hinsichtlich ihrer öffentlichen Fi-
nanzen und externen Wettbewerbsfähigkeit.  
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Unter dem akuten Druck der Probleme, in die einzelne Mitgliedstaaten geraten wa-
ren, reagierten die europäischen Institutionen und die Mitgliedstaaten mit Ad-hoc-
Maßnahmen, die teilweise den EU-Rechtsrahmen dehnten, überschritten oder verletz-
ten. Sie betrafen vor allem den Ausschluss der Schuldenübernahme zwischen den 
Ländern des Euro-Raumes und das Verbot der monetären Staatsfinanzierung durch 
die EZB. Mit dem Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) schufen die Euro-Länder 
einen finanziellen "Rettungsschirm" für krisengeschüttelte Mitglieder der Euro-Zone, die 
sich nicht mehr über den Kapitalmarkt finanzieren können. Die EZB ihrerseits gefährdet 
mit ihrer prolongierten Nullzinspolitik und außerordentlichen Maßnahmen wie dem for-
cierten Kauf von Staatsanleihen nach Meinung vieler Beobachter ihren Status der Un-
abhängigkeit von staatlicher Fiskalpolitik. 

  

Abbildung 1: Wirtschaftswachstum in der EU und im Euro-Raum 

BIP, real 

 

Q: Europäische Kommission. 2018 bis 2020: Prognose. 
  
  

Abbildung 2: Beschäftigte in der EU 

 

Q: Eurostat. 15- bis 64-Jährige. 
  

Nach der Überwindung der Krise und mit der Besserung der Konjunktur in Europa sieht 
die Europäische Kommission nun den Zeitpunkt gekommen, die Lehren aus der Krise 
zu ziehen und die Währungsunion stabiler und krisenfester zu machen. Sie greift mit 
ihrer Initiative auf frühere Vorschläge der führenden EU-Institutionen zurück ("Five-
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Presidents Report")1). Auch sieht sie sich darin in der steigenden Akzeptanz bestätigt, 
die die EU und die Gemeinschaftswährung in der Bevölkerung genießen, seit Wachs-
tum und Beschäftigung wieder kräftiger ausfallen2) (Abbildungen 1 bis 4). 

  

Abbildung 3: Arbeitslose in der EU 

 

Q: Eurostat. 
  
  

Abbildung 4: Das Bild der EU in der Bevölkerung 

 

Q: Standard-Eurobarometer 89. Frage QA9: "Ganz allgemein gesprochen, ruft die EU bei Ihnen ein sehr 
positives, ziemlich positives, weder positives noch negatives, ziemlich negatives oder sehr negatives Bild 
hervor?" 

2. Vorschläge der Europäischen Kommission zur Stärkung der Währungsunion 
Ende Mai 2017 konkretisierte die Europäische Kommission in einem "Reflexionspapier" 
ihre Vorschläge zur Vertiefung der Wirtschafts- und Währungsunion3). Im September 
griff der französische Präsident Emmanuel Macron in einer Grundsatzrede zur Zukunft 

                                                           
1)  Completing Europe's Economic and Monetary Union, Report by Jean-Claude Juncker, in close cooperation 
with Donald Tusk, Jeroen Dijsselbloem, Mario Draghi and Martin Schulz, Brüssel, 2015.  
2)  Flash Eurobarometer 458, 4. Dezember 2017.  
3)  Reflection Paper on the deepening of the Economic and Monetary Union, COM(2017) 291, 2017. 
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Europas manche dieser Ideen auf. In einer Mitteilung vom 6. Dezember 2017 präsen-
tierte die Europäische Kommission einen "Fahrplan" zur Vollendung der Wirtschafts- 
und Währungsunion bis 2025 mit dem Ziel, die "Einheit, Effizienz und demokratische 
Kontrolle der WWU zu stärken"4). Die Initiative umfasst folgende Vorschläge: 

 Weiterentwicklung des ESM zu einem Europäischen Währungsfonds, integriert in 
den Rechtsrahmen der EU, 

 Integration des "Fiskalpaktes" in den EU-Rechtsrahmen und die Regeln des Stabili-
täts- und Wachstumspaktes, 

 Entwicklung neuer Finanzinstrumente für den Euro-Raum, 

 Schaffung der Position eines Europäischen Finanzministers. 

2.1 Europäischer Währungsfonds (EWF) 
Der ESM (und sein Vorläufer EFSF) wurde 2012, unter dem akuten Druck der Finanz-
markt- und Schuldenkrise, als intergovernmentale Institution errichtet. Sein Grundkapi-
tal besteht aus finanziellen Beiträgen und Garantien der Euro-Länder. Der Verwal-
tungsrat konstituiert sich aus den Finanzministern der Euro-Länder unter dem Präsidium 
des Vorsitzenden der Euro-Gruppe. Für die wichtigen Entscheidungen, vor allem über 
Programme zur Unterstützung der Wirtschaft, gilt das Einstimmigkeitsprinzip. Nach dem 
Vorschlag soll gemäß Art. 352 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union ein Europäischer Währungsfonds die Rechtsnachfolge des ESM als juristische 
Person nach EU-Recht antreten, mit allen seinen Rechten und Pflichten, seiner institu-
tionellen und finanziellen Struktur und unter Wahrung der Verantwortlichkeit seiner Mit-
glieder gegenüber ihren nationalen Parlamenten. 

Zusätzlich soll beim EWF ein finanzieller Rückhalt ("Letztsicherung" bzw. "Backstop") für 
den Bankenabwicklungsfonds (Single Resolution Fund, SRF) im Rahmen der Banken-
union eingerichtet werden, in Form einer Kreditlinie oder finanzieller Garantien. Für be-
stimmte finanzielle Entscheidungen des EWF, so im Rahmen des Backstop, soll nicht 
mehr das Einstimmigkeitsprinzip gelten, sondern eine qualifizierte Mehrheit von 85% 
der Stimmrechte genügen. In der Durchführung der finanziellen Unterstützungspro-
gramme soll der EWF, neben der Kommission, künftig eine größere Rolle spielen. 
Schließlich schlägt die Kommission vor, dass der EWF neue Finanzinstrumente ent-
wickle, um andere EU-Finanzhilfen zu unterstützen und zu ergänzen, notabene im Hin-
blick auf die  neu zu schaffende  Stabilisierungsfazilität für die Euro-Zone. 

2.2 Der "Fiskalpakt" 
Unter dem Eindruck der Finanzmarktkrise schlossen 25 EU-Mitgliedstaaten (ohne Tsche-
chien, Kroatien und das Vereinigte Königreich) im März 2012 den "Vertrag über Stabi-
lität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion" (auch be-
kannt als "Fiskalpakt") als intergovernmentales Abkommen5). Er trat mit Anfang 2013 
in Kraft und stärkt die Fiskalregeln des "Stabilitäts- und Wachstumspaktes" laut EU-
Recht. Insbesondere verpflichtet er die Mitgliedstaaten zu strukturell nahezu ausgegli-
chenen Haushalten und zur Einrichtung eines automatischen Korrekturmechanismus, 
der bei Abweichungen von diesem Ziel greift. Der Vertrag sah vor (Art. 16), dass seine 
wesentlichen Bestimmungen binnen fünf Jahren in den EU-Rechtsrahmen übernom-
men würden. 

2.3 Neue Finanzinstrumente für die Währungsunion 

2.3.1 Förderung und Belohnung nationaler Strukturreformen ("Reform Delivery Tool") 
Das Reform Delivery Tool unterstützt Strukturreformen, die wirtschaftspolitischen Emp-
fehlungen im Rahmen des "Europäischen Semesters" entsprechen, und soll allen EU-
Mitgliedstaaten offenstehen. Auf Vorschlag von Projekten der nationalen Ebene er-
stellt die Kommission mehrjährige "Reform Commitment Packages", deren Umsetzung 
innerhalb einer Dreijahresperiode zusammen mit jenen der Nationalen Reform-

                                                           
4)  Further steps towards completing Europe's Economic and Monetary Union: A Roadmap, COM(2017) 821 
final.  
5)  Treaty on Stability, Coordination and Governance in the Economic and Monetary Union, EUR-Lex 1403-3. 
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programme überwacht wird. Die Kommission legt Kriterien, Etappen und Zeitpläne für 
die Umsetzung fest, über die die Mitgliedstaaten Bericht erstatten. Im Finanzrahmen 
2021-2027 sind hierfür 22 Mrd. € vorgesehen. Neben finanziellen Zuwendungen bietet 
die Kommission "technische" Unterstützung bei Planung und Durchführung an, in Fort-
führung ihres seit 2017 bestehenden Programmes "Structural Reform Support" (Ge-
samtrahmen von 0,84 Mrd. €). 

2.3.2 Konvergenzfazilität für Kandidatenländer für den Eintritt in die Währungsunion 
Im Anschluss an den "Technical Support", der derzeit im Rahmen des Structural-Re-
form-Support-Programmes geleistet wird, schlägt die Kommission ab 2021 eine eigene 
Konvergenzfazilität vor, mit dem Ziel der Vorbereitung auf den Eintritt in die Währungs-
union. Diese ist an keine Auflagen gebunden und unabhängig vom formalen Beitritts-
prozess nach Art. 140 TFEU (regelmäßige Konvergenzberichte von Kommission und EZB 
über den Fortschritt zur Erfüllung der Beitrittskriterien). Unterstützt werden Reformen in 
den Bereichen öffentliche Verwaltung einschließlich Finanzmanagement, Finanzsek-
tor, wirtschaftliche Rahmenbedingungen, Güter- und Arbeitsmärkte. Im Finanzrah-
men 2021-2027 sind hierfür 2,16 Mrd. € veranschlagt. 

2.3.3 Letztsicherung ("Backstop") für die Bankenunion 
Ein Backstop wurde von den Mitgliedstaaten im Grundsatz 2013 beschlossen, für den 
Fall, dass die Mittel des SRF zur Bankenabwicklung nicht ausreichen. Er soll keine Bud-
getbelastung mit sich bringen, da in der Bankenunion alle Abwicklungskosten vom 
Finanzsektor getragen werden sollen. Er soll beim ESM bzw. EWF als Kreditlinie oder 
Garantien für den SRF eingerichtet werden. Neue Mitglieder der Bankenunion, die 
nicht an der Währungsunion teilnehmen, sollen auf nationaler Ebene eine eigene Fa-
zilität (parallel zum ESM) einrichten. Die Entscheidungsstrukturen müssen, wie beim SRF, 
rasches (finanzielles) Eingreifen ermöglichen, um die Stabilität des Finanzsystems ins-
gesamt zu sichern. 

2.3.4 Stabilisierungsfunktion für asymmetrische Schocks 
Zur Bewältigung asymmetrischer Schocks, mit denen einzelne Mitgliedstaaten über-
fordert wären, und um deren Auswirkungen auf andere Euro-Länder abzufedern, soll 
eine finanzielle "Stabilisierungsfunktion" eingerichtet werden. Ein betroffenes Mitglieds-
land soll im Ausmaß von mindestens 1% des BIP unterstützt werden. Es sollen sowohl 
Kredite als auch Subventionen im Ausmaß der Zinskosten gewährt werden. Abwei-
chend vom Prinzip des ausgeglichenen Budgets für den EU-Haushalt soll die Stabilisie-
rungsfunktion mit einer Verschuldungsmöglichkeit ausgestattet werden. Für die kon-
krete Ausgestaltung werden drei Optionen zur Diskussion gestellt: ein Programm zur 
Stabilisierung öffentlicher Investitionen, die Europäische Arbeitslosen-Rückversiche-
rung und ein "Rainy Days Fund", gespeist aus regelmäßigen Beiträgen der Mitglied-
staaten. Die Finanzierung der Stabilisierungsfunktion soll teils aus dem EU-Budget, 
durch den ESM bzw. EWF und durch einen eben genannten Fonds aus Beiträgen der 
Mitgliedstaaten erfolgen. Im Finanzrahmen 2021-2027 ist für vom EU-Haushalt abgesi-
cherte Darlehen ein Rahmen von 30 Mrd. € vorgesehen. Die Zinssubventionen sollen 
durch den Stabilisierungsfonds gedeckt werden, in den die Seigniorage-Erträge, d. h. 
die Einkünfte der nationalen Zentralbanken aus der Bargeldemission fließen sollen. 

2.4 Europäischer Finanzminister 
Als einer der Vizepräsidenten der Kommission vereinigt der Europäische Finanzminister 
die Funktionen des Wirtschafts- und Währungskommissars und des Vorsitzenden der 
Euro-Gruppe. Er ist auch Ratsvorsitzender im künftigen EWF. Er soll die allgemeinen Be-
lange der Währungsunion auf internationaler Ebene vertreten, die Koordination der 
Fiskalpolitik und die Einhaltung der Fiskalregeln stärken, Leitlinien für die Fiskalpolitik der 
Währungsunion definieren und die Aufsicht über den Einsatz der EU-Finanzinstrumente 
führen. Als Vorsitzender der Euro-Gruppe könnte seine Amtszeit jener der Kommission 
entsprechen.  
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3. Halten die Vorschläge der Europäischen Kommission, was sie versprechen? 
Mit ihren Vorschlägen zur Weiterentwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion zieht 
die Europäische Kommission Konsequenzen aus der Finanzmarktkrise von 2007/08 und 
ihren Folgen für die Währungsunion. Frühere Initiativen in die gleiche Richtung wurden 
unmittelbar unter dem Eindruck der Krise ergriffen, wie die Rechtsakte des "Six-Pack"6) 
und des "Two-Pack"7). Letztere dienten vor allem der engeren Koordination der Fiskal-
politik der Mitgliedstaaten im Rahmen des Stabilitäts- und Wachstumspaktes und der 
Förderung von Stabilität und Strukturreformen durch neue Verfahren im Rahmen des 
"Europäischen Semesters". Die neuen Vorschläge betreffen Anpassungen des EU-
Rechtsrahmens sowie die Schaffung neuer Institutionen und weiterer finanzieller Ne-
benhaushalte. 

Zur Bewertung der Vorschläge sollen hier zwei Kriterien dienen: ihre ökonomische Sinn-
haftigkeit einerseits und ihre politische Realisierbarkeit andererseits. 

3.1 Sind die neuen Vorschläge sachgerecht? 
Unter dem Eindruck der existenziellen Krise der Währungsunion wurden grundlegende 
Regeln ihres Rechtsrahmens verletzt oder gebeugt. Dies betraf das Verbot der mone-
tären Staatsfinanzierung durch die Zentralbank und von Schuldübernahmen zwischen 
den Mitgliedstaaten, sowie die faktische Sistierung des Stabilitäts- und Wachstums-
paktes. Dringende Entscheidungen und Notmaßnahmen wurden nicht mehr (nur) im 
Rahmen der zuständigen Institutionen der Gemeinschaft (Kommission, Rat und Parla-
ment) getroffen, sondern mehrfach durch zwischenstaatliche Initiativen im Europäi-
schen Rat ("intergovernmental"). Dies betraf vor allem die Errichtung des "Rettungs-
schirmes" ESM und seines Vorläufers EFSF zur finanziellen Unterstützung überschuldeter 
Mitgliedstaaten und den Abschluss des Fiskalpaktes im Rahmen des Vertrages über 
Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion.  

Es ist verständlich  und sogar geboten , dass die Kommission als "Hüterin der Ver-
träge" nun darauf dringt, diese institutionell-legistische Doppelgleisigkeit zu beenden 
und sowohl den ESM als auch den Fiskalpakt in den gemeinschaftlichen EU-Rechts-
rahmen zu integrieren. Diesem Ziel dienen die Vorschläge zur Weiterentwicklung des 
ESM und zur Übernahme des Fiskalpaktes. Allerdings würde sich die Rolle der beiden 
Instrumente wesentlich verändern. 

Der ESM bzw. EWF soll als finanzieller Backstop für den gemeinsamen Abwicklungs-
fonds im Rahmen der Bankenunion fungieren und neue Finanzinstrumente zur Unter-
stützung von Mitgliedstaaten entwickeln. Über die derzeit ausschließliche Finanzierung 
von Anpassungsprogrammen unter strikten Auflagen bei Finanzkrisen hinausgehend, 
soll er künftig ein viel weiteres Mandat erhalten bezüglich Interventionsfällen, Kredit-
nehmern und Konditionalität. Durch die Integration als EU-Institution und die Anpas-
sung der Entscheidungsregeln ist zudem die Verantwortlichkeit jeder finanziellen Un-
terstützung gegenüber den nationalen Parlamenten seiner Mitglieder in Frage ge-
stellt. Auf lange Sicht könnte der ESM so zu einem weiteren zwischenstaatlichen Trans-
ferhaushalt der EU mutieren. 

Die Integration des Fiskalpaktes in den EU-Rechtsrahmen entspricht der ursprüngli-
chen Absicht der 25 Mitgliedstaaten, die ihn 2012 geschlossenen haben. Der Vor-
schlag der Kommission betont aber gleichzeitig die "angemessene Flexibilität" (Ap-
propriate Flexibility), die der Stabilitäts- und Wachstumspakt enthält, und wie diese 
von der Kommission angewandt wurde. Dieser Hinweis muss eindeutig als eine Auf-
weichung der strikteren Regeln des Fiskalpaktes verstanden werden: Gerade die 
Kommission unter Juncker sah in den letzten Jahren vielfach von einer regeltreuen 
Anwendung des Stabilitätspaktes ab, so etwa im Fall Frankreichs, Portugals und 

                                                           
6)  Bestehend aus fünf Verordnungen und einer Leitlinie zur Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes und 
zur Feststellung und Korrektur von makroökonomischen Ungleichgewichten. Der Six-Pack trat im Dezember 
2011 in Kraft. 
7)  Zwei weitere Verordnungen zur Ex-ante-Überprüfung der nationalen Budgetvoranschläge durch die Euro-
päische Kommission bzw. zur "verstärkten Überwachung" von Mitgliedstaaten in einem finanziell unterstützten 
Anpassungsprogramm oder einem Verfahren bei makroökonomischen Ungleichgewichten. Der Two-Pack trat 
im Mai 2013 in Kraft. 
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Spaniens, und rechtfertigte ihre laxe Haltung mit einer "politischen" Interpretation der 
Regeln. 

Die Vorschläge zu neuen Finanzinstrumenten werfen ihrerseits Fragen der Zweckmä-
ßigkeit und möglicher Anreizeffekte auf. Ist es sinnvoll, seitens der EU einzelne Mitglied-
staaten für die Durchführung von Strukturreformen zu "belohnen", die letztlich in deren 
eigenem Interesse liegen? Wenn etwa die öffentliche Altersvorsorge an die steigende 
Lebenserwartung angepasst wird, entlastet dies in erster Linie das nationale Budget, 
externe Effekte für die EU insgesamt sind dagegen gering. Viele solcher Maßnahmen 
könnten übrigens auch aus bestehenden Förder- und Investitionsprogrammen der EU 
unterstützt werden. Sollten hierfür neue Programme und finanzielle Mittel gefordert 
werden, dann stellen sich überdies Fragen der Priorität von Ausgaben im EU-Budget 
und der Bereitschaft, diese zu finanzieren. 

Durch die finanzielle Unterstützung von Strukturreformen will die Kommission offenbar 
der Durchsetzung ihrer Empfehlungen im Rahmen des Europäischen Semesters Nach-
druck verleihen, die bisher von den Mitgliedstaaten nur halbherzig aufgegriffen wur-
den. Dies lag und liegt jedoch weniger an den Kosten solcher Reformen als daran, 
dass sie für unpopulär oder politisch nicht durchsetzbar gehalten werden. Tatsächlich 
verursachen Maßnahmen wie Anpassungen des Arbeitsrechtes keine Kosten oder 
entlasten sogar, wie etwa Reformen des Pensionssystems, mittel- und langfristig die 
öffentlichen Haushalte. Selbst wenn Strukturreformen Kosten verursachen, ist dies je-
doch noch kein hinreichendes Argument für ihre (teilweise) Finanzierung durch die EU. 
Es liegt in erster Linie an den Mitgliedstaaten, durch die Abwägung von Kosten und 
Erträgen entsprechende Prioritäten zu setzen.  

Der Vorschlag einer "Konvergenzfazilität" für Kandidatenländer für die Währungsunion 
drückt den Wunsch der Kommission aus, die Währungsunion möglichst zügig auf alle 
Mitgliedstaaten zu erweitern. Die Erfahrungen der Krise zeigen aber, dass die Wäh-
rungsunion schon jetzt eher "zu groß" ist und dass die Erfüllung der Konvergenzkriterien 
beim Eintritt in die Währungsunion noch keine hinreichende Bedingung ist, um die fi-
nanzielle Stabilität und strukturelle Wettbewerbsfähigkeit einer Volkswirtschaft in ei-
nem Währungsverbund nachhaltig zu gewährleisten. Es scheint daher nicht gerecht-
fertigt, diesen Konvergenzprozess, der sich auf weite Bereiche der Wirtschaft und ihre 
institutionelle Struktur erstrecken muss, durch externe punktuelle Maßnahmen be-
schleunigen zu wollen. Auch in diesem Fall gilt übrigens, dass beim Eintritt in die Wäh-
rungsunion das Interesse des betreffenden Kandidatenlandes gegenüber dem der 
Gemeinschaft überwiegt. 

Der beim ESM bzw. EWF einzurichtende Backstop für die Bankenunion wirft seinerseits 
Moral-Hazard-Probleme auf. Er soll dann in Aktion treten, wenn und solange die Mittel 
des Gemeinsamen Abwicklungsfonds SRF nicht ausreichen, die Kosten der Abwick-
lung illiquider Banken zu decken. Der Fonds wird aus Beiträgen der Banken bis 2023 
auf die Zielhöhe von mindestens 1% der Einlagen der in der Bankenunion zusammen-
geschlossenen Banken dotiert. Derzeit gibt es noch keine belastbare Schätzung zur 
Höhe dieser Kosten aus den Altlasten der Finanzmarktkrise. Während für die Krisenlän-
der, die einem Anpassungsprogramm unterworfen waren (wie Griechenland oder Zy-
pern), hinreichend gesicherte Informationen vorliegen, besteht erhebliche Unsicher-
heit über den Finanzbedarf italienischer Banken. Mancherorts besteht die Befürch-
tung, dass in Kenntnis der potentiell erheblichen notfalls verfügbaren Mittel aus dem 
Sicherheitsnetz des Backstop Banken versucht sein könnten, neuerlich unvertretbare 
Risiken einzugehen. 

Den Vorschlag der Einführung einer "Stabilisierungsfunktion" begründet die Kommis-
sion mit der Bewältigung von massiven asymmetrischen Schocks, die das betroffene 
Mitgliedsland überfordern würden. Sie definiert solche Schocks nicht näher, denkt da-
bei aber offenbar an die Erfahrungen der Krisenländer. Sie übersieht dabei, dass de-
ren Probleme nicht auf "Schocks" im Sinne von exogenen, unvorhergesehenen und 
unabwendbaren Ereignissen, sondern auf Politikfehler und -versäumnisse zurückzufüh-
ren sind. Dazu zählen vor allem die Nichteinhaltung der Fiskalregeln, Kontrollverlust im 
Finanzsektor und die Verschleppung von Reformen zur Stärkung der Wettbewerbsfä-
higkeit, also Versäumnisse im Regierungshandeln, die notwendige Bedingungen für 
die Funktionsfähigkeit der Währungsunion betreffen. Auch im Hinblick auf die bereits 
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auf nationaler Ebene kräftig wirksamen automatischen fiskalischen Stabilisatoren und 
die Konkurrenz mit bereits bestehenden EU-Förder- und -Investitionsprogrammen 
scheint die Forderung nach einem weiteren Instrument zu diesem Zweck unzu-
reichend begründet.  

Die Bestellung eines Europäischen Finanzministers schließlich ist vom Wunsch der Kom-
mission geprägt, stärkeren Einfluss auf die Fiskalpolitik der Mitgliedstaaten zu erlangen 
und dies durch den neuen Titel erkennbar zu machen. Der Vorschlag wirft eine Reihe 
von Kompetenzproblemen auf, sowohl zwischen der Kommission und dem Minister-
rat  der Währungskommissar soll Vorsitzender der Euro-Gruppe werden  als auch 
gegenüber den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten. Wenn der Euro-
päische Finanzminister kein direktes Weisungs- und Eingriffsrecht auf die nationale 
Budgeterstellung erhält, was eine Änderung der EU-Verträge bedingen würde und 
auf absehbare Zeit wenig realistisch scheint, beschränkt sich seine Funktion auf allge-
meine Empfehlungen zur Fiskalpolitik in der Euro-Zone und die Überwachung der Fis-
kalregeln, mit geringem Mehrwert für deren effektive Durchsetzung. 

3.2 Sind die Vorschläge politisch realisierbar? 
Mit ihren neuen Initiativen zur Stärkung der Währungsunion verfolgt die Europäische 
Kommission erkennbar das Ziel, ihre Stellung im institutionellen Gefüge der EU zu festi-
gen und im Zuge der Euro-Krise verlorenes Terrain zurückzugewinnen. Sie will ihre Kom-
petenz hinsichtlich der nationalen Fiskalpolitik erweitern und über neue Finanzinstru-
mente Konjunktur, Investitionen und Strukturreformen in den Mitgliedstaaten steuern8). 
Die Vorschläge implizieren mithin eine Kompetenzverschiebung von den Mitglied-
staaten zur Kommission und eine stärkere Umverteilung finanzieller Ressourcen. Wenn-
gleich die Kommission betont, dass potentiell jedes Mitgliedsland davon profitieren 
kann, ist im Lichte der bisherigen Erfahrung eine Verschiebung zugunsten der labilen 
Länder der Währungsunion und der schon bisherigen Nettoempfänger aus dem EU-
Budget absehbar. Ein Konsens der Mitgliedstaaten wird aus diesem Grund nur schwer 
zu erzielen sein. Eine Gruppe von nördlichen EU-Ländern hat bereits ihren Widerstand 
gegen die neuen Vorschläge kundgetan. Auch in Deutschland ist seit der letzten Bun-
destagswahl die Bereitschaft zu neuen Kompetenz- und Finanztransfers zugunsten der 
EU gesunken.  

Neues Konfliktpotential droht mit den Verhandlungen zum mehrjährigen Finanzrah-
men 2021-2027 aufzubrechen. So lehnte etwa Österreichs Regierung bereits im Vor-
feld eine Erhöhung des EU-Budgets ab. Gleichzeitig verlässt mit dem Brexit der zweit-
größte Nettozahler die EU, während für neue Herausforderungen wie Verteidigung, 
Grenzschutz, Migration, innere Sicherheit, aber auch Forschung und Digitalisierung hö-
here Ausgaben gefordert werden. Neben einem internen Nord-Süd-Konflikt zeichnet 
sich in Europa ein weiterer zwischen West und Ost ab, da die neuen EU-Länder auf 
Priorität für gemeinsame Verteidigung und Schutz der Außengrenzen pochen und we-
nig geneigt sind, reformunwillige Krisenländer zu subventionieren, deren Pro-Kopf-Ein-
kommen deutlich über dem ihren liegt. 

Ein Konsens ist insofern schwierig zu erreichen, als hinsichtlich der Verfasstheit und künf-
tigen Entwicklung der EU zwei gegensätzliche Konzepte aufeinanderprallen: jenes der 
souveränen Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten einerseits und das der gemein-
schaftlichen Risikoteilung in einer Transferunion andererseits. Ersteres entspricht der ge-
genwärtigen Kompetenzordnung zwischen den EU-Institutionen und den Mitglied-
staaten: der Unabhängigkeit der Notenbank, dem Verbot der monetären Staatsfi-
nanzierung, dem Haftungsausschluss für die Schulden anderer Mitgliedstaaten; der 
Souveränität jedes Mitgliedslandes in der Fiskalpolitik innerhalb des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes, der Rolle der Kommission als "Hüterin der Verträge" mit dem Initia-
tivrecht zur Weiterentwicklung der EU-Politik und Integration, und des Rates der EU als 
beschlussfassendem Organ. Letzteres Konzept, d. h. eine Transferunion, beinhaltet die 
Übertragung weiterer Souveränitätsrechte von der nationalen Ebene auf die EU-

                                                           
8)  Nach den Vorstellungen der Kommission erlegt etwa das Programm zur Unterstützung von Strukturreformen 
den daran beteiligten Mitgliedstaaten in potentiell aufwendigen Verfahren der Abwicklung neue Kontrollen 
und Berichtspflichten auf. Solche Verfahren sind jenen der Anpassungsprogramme in den Krisenländern nicht 
unähnlich und könnten Probleme der politischen und gesellschaftlichen Akzeptanz aufwerfen. 
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Institutionen, vor allem die Kommission, die stärkere Vergemeinschaftung ökonomi-
scher Risiken und deren Haftung und die Schaffung neuer Finanztransfers jenseits der 
bestehenden Ausgleichsmechanismen der Agrar- und Kohäsionspolitik. 

Angesichts der erheblichen Auffassungsunterschiede zur Zukunft der EU und des Wi-
derstandes in vielen Ländern gegen eine stärkere Zentralisierung von Kompetenzen 
und Ressourcen wären die Mitgliedstaaten gut beraten, einen Konsens über die 
grundsätzliche Verfassung der Wirtschafts- und Währungsunion zu finden und zu er-
neuern. Auf absehbare Zeit scheint hierfür nur die Bestätigung des ordnungspoliti-
schen Rahmens realistisch, der durch den Europäischen Binnenmarkt, die Wettbe-
werbsordnung und die souveräne Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten im Rah-
men der Erfordernisse der Stabilität der gemeinsamen Währung definiert ist. In diesem 
Sinne läge es in der Verantwortung des Europäischen Rates der Staats- und Regie-
rungsoberhäupter, in einem "Manifest" die Rückkehr zu den gemeinsamen Regeln und 
Vereinbarungen zu bekräftigen. Die Mitgliedstaaten ihrerseits sollten sich verpflichten, 
die Grundsätze dieser Wirtschaftsverfassung anzuerkennen und ihre dauernde Einhal-
tung durch gesetzliche Grundlagen im Verfassungsrang und effektive Korrektur- und 
Sanktionsmechanismen sicherzustellen. 

4. Fazit 
Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion beruht auf zwei ordnungspolitischen 
Grundsätzen: dem Verbot der monetären Staatsfinanzierung durch die Europäische 
Zentralbank und dem Ausschluss der Übernahme und Haftung von öffentlichen Schul-
den zwischen den Mitgliedstaaten9). Beide Prinzipien legen den Mitgliedstaaten ein 
hohes Maß an Verantwortung für die Stabilität der Währungsunion auf, vor allem in 
Bezug auf die öffentlichen Finanzen und die Sicherung der externen Wettbewerbsfä-
higkeit der nationalen Wirtschaft. Die Krise im Euro-Raum hat ihre Ursache darin, dass 
die Mitgliedstaaten ihre Politik im eigenen Wirkungsbereich nicht hinreichend an den 
Regeln und Bedingungen einer Währungsunion ausrichteten, die auf diesen Prinzipien 
basiert. Zur Bewältigung der Euro-Krise wurden beide Grundprinzipien sistiert, um die 
Integrität der Währungsunion zu retten. Die Europäische Kommission zieht mit ihren 
neuen Vorschlägen die Lehren aus der Krise  aber nicht dahingehend, zu den Grund-
sätzen zurückzukehren, wozu die bestehenden Institutionen, Regelungen und Verfah-
ren ausreichten. Stattdessen strebt sie eine "Vertiefung" der Währungsunion durch 
neue Ämter, erweiterte Kompetenzen der Gemeinschaftsinstitutionen und neue 
Transfermechanismen an, die die Mitgliedstaaten von ihrer Verantwortung teilweise 
entlasten, aber auch ihre Souveränität weiter einschränken.  

Die bislang zurückhaltende Reaktion wichtiger Mitgliedstaaten auf die Vorschläge 
und die Verzögerungen im Zeitplan für Beschlüsse in der Sache lassen einen Konsens 
noch in der gegenwärtigen Amtsperiode der Kommission als wenig aussichtsreich er-
scheinen. Zusätzlich entstand mit dem Budgetkurs der neuen Regierung in Italien ein 
Konflikt, der nicht in bisheriger Weise mittels Finanzhilfen der Mitgliedstaaten unter der 
Bedingung eines Sanierungsprogrammes gelöst werden könnte. Die Wirtschafts- und 
Währungsunion könnte in absehbarer Zeit vor eine Richtungsentscheidung gestellt 
sein, von der ihre Existenz und Integrität abhinge: zwischen einem Verbund, der auf 
der souveränen Selbstverantwortung der Mitgliedstaaten beruht, und einer weiterge-
henden Vergemeinschaftung und zentralen Steuerung der Wirtschaftspolitik, mit ei-
nem finanziellen Lastenausgleich zwischen strukturstärkeren und schwächeren Mit-
gliedstaaten. 

                                                           
9)  Art. 123 und Art. 125 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union. 
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Unternehmen nutzen unterschiedliche Instrumente, um möglichst flexibel und kosten-
günstig auf Schwankungen ihres Bedarfs an Arbeitskräften zu reagieren. Dazu gehö-
ren flexible Arbeitszeitmodelle, vorübergehende Kurzarbeit, leistungsorientierte Entloh-
nungssysteme ebenso wie die Anpassung der Belegschaft durch Einstellung und Ent-
lassung, Auslagerung von Tätigkeiten oder den Einsatz von befristeten Arbeitsverträ-
gen und Leiharbeit. Eine personalpolitische Flexibilisierungsstrategie wurde bisher im 
öffentlichen und wissenschaftlichen Diskurs kaum thematisiert: temporäre Layoffs, 
d. h. die vorübergehende Beschäftigungsbeendigung ("Layoff") und anschließende 
Wiedereinstellung von Beschäftigten ("Recall") durch denselben Arbeitgeber.  
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Um kurzfristige Nachfrageschwankungen abzufedern, kündigen Betriebe in Zeiten 
knapper Produktionskapazitäten einen Teil der Belegschaft oder suchen eine einver-
nehmliche Auflösung von Dienstverhältnissen und stellen nach Verbesserung der Auf-
tragslage dieselben Personen wieder ein. Im Gegensatz zur Karenzierung bleibt das 
Arbeitsverhältnis im Zuge einer solchen Aussetzung nicht aufrecht, sondern wird auf-
gelöst. Häufig wird bei der Beendigung eine spätere Wiedereinstellung zugesagt oder 
sogar eine konkrete Wiedereinstellungsvereinbarung getroffen. Nach der Unterbre-
chung wird ein neues Dienstverhältnis begründet.  

Der Vorteil dieser "befristeten Beschäftigungsbeendigung" für Unternehmen liegt in 
der Einsparung von Personalaufwand während der Zeit der Aussetzung, etwa in Zeiten 
geringeren Arbeitskraftbedarfs. Gleichzeitig werden Nachteile vermieden, die norma-
lerweise mit einer "endgültigen" Kündigung verbunden sind, wie der Verlust von unter-
nehmensspezifischem Humankapital oder die Kosten von Neueinstellungen (Personal-
suche und -screening, Einarbeitung usw.). Sobald der Personalbedarf wieder steigt, 
kann das Unternehmen auf verlässliche und erfahrene Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter zurückgreifen, die ihre Kompetenz und Motivation bereits bewiesen haben und 
keine kostenintensive Einschulung benötigen (Liebig  Hense, 2007). Voraussetzung ist, 
dass die betroffene Arbeitskraft nicht inzwischen eine andere Arbeit aufnimmt.  

Für die betroffenen Beschäftigten haben temporäre Layoffs potentiell weitreichende 
Konsequenzen. Sie verlieren zumindest vorübergehend ihren Arbeitsplatz und das da-
mit verbundene Erwerbseinkommen und haben keine Sicherheit, tatsächlich wieder 
eingestellt zu werden. Dies kann längerfristig ihre Beschäftigungschancen beeinträch-
tigen. Wie eine Untersuchung des WIFO zeigt (Eppel  Horvath  Mahringer, 2017), sind 
Personen, die ein Arbeitsverhältnis mit temporärem Layoff aufnehmen, in den sechs 
Folgejahren im Durchschnitt um 80 Tage weniger in Beschäftigung und um 74 Tage 
länger arbeitslos als vergleichbare Personen mit permanentem Arbeitsplatz. Nur ein 
Teil dieses Unterschiedes beruht direkt auf der Beschäftigungsunterbrechung und der 
(Layoff-)Arbeitslosigkeit in dieser Zeit. Der temporäre Layoff wirkt sich auch über den 
betreffenden Arbeitsplatz hinaus negativ auf die Integration in die Beschäftigung aus. 

Die betroffenen Arbeitskräfte sind häufig während der Beschäftigungsunterbrechung 
als arbeitslos vorgemerkt und beziehen Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung. 
Dadurch entstehen aus temporären Layoffs Mehrkosten für die sozialen Sicherungs-
systeme. Sie bedeuten eine zeitweise Verlagerung von Arbeitskräften in die Arbeitslo-
sigkeit, eine Externalisierung unternehmerischer Risiken und eine Abwälzung von Per-
sonalkosten auf die Allgemeinheit der Beitragszahlerinnen und Beitragszahler. 

Wie mehrere internationale Studien dokumentieren, sind temporäre Layoffs ein quan-
titativ bedeutsames Phänomen in Europa und Nordamerika (siehe z. B. Böheim, 2006, 
Nivorozhkin, 2008, Nekoei  Weber, 2015, Fujita  Moscarini, 2017). Für Österreich leg-
ten zuletzt Eppel et al. (2015A, 2015B, 2015C) umfassende Analysen der Rolle dieser 
Personalstrategie im Umgang mit Auslastungsschwankungen vor. Der Fokus lag dabei 
auf Beschäftigungsunterbrechungen mit einer Episode der Arbeitslosigkeit zwischen 
Kündigung und Wiedereinstellung. Auf diesen Analysen aufbauend, bietet eine neue 
WIFO-Studie im Auftrag der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich 
ein Update zur quantitativen Bedeutung temporärer Beschäftigungsunterbrechun-
gen, ihrer Struktur und Entwicklung über die Zeit, den beteiligten Betrieben und be-
troffenen Arbeitskräften sowie ihrem Beitrag zur Arbeitslosigkeit und den damit ver-
bundenen Kosten für das System der sozialen Sicherheit. Der vorliegende Beitrag fasst 
die wichtigsten Ergebnisse dieser Studie zusammen.  

1. Empirisches Untersuchungsdesign 

1.1 Datengrundlage 
Für die Identifikation und Analyse temporärer Layoffs werden Informationen zum Er-
werbsverlauf der Arbeitskräfte ebenso wie zu den freisetzenden und einstellenden Be-
trieben benötigt (Liebig  Hense, 2007). Diese Verknüpfung von Beschäftigten- und 
Betriebsdaten im Längsschnitt (Linked-Employer-Employee-Daten) bieten die anony-
misierten Individualdaten (Longitudinaldaten) der Versicherungsdatei des Hauptver-

Temporäre Layoffs  die vo-
rübergehende Beschäfti-
gungsbeendigung ("Layoff") 
und anschließende Wieder-
einstellung von Beschäftig-
ten ("Recall") durch densel-
ben Arbeitgeber  wurden 
bisher weitgehend aus dem 
öffentlichen und wissen-
schaftlichen Diskurs ausge-
klammert, haben aber er-
hebliche individuelle und ge-
sellschaftliche Konsequen-
zen. 

Der vorliegende Beitrag bie-
tet ein Update zur WIFO-
Analyse der Bedeutung tem-
porärer Layoffs in Österreich, 
ihrer Struktur und Entwicklung 
über die Zeit, der beteiligten 
Betriebe und betroffenen Be-
schäftigten sowie der damit 
unmittelbar verbundenen 
Kosten für die soziale Siche-
rung.  
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bandes der österreichischen Sozialversicherungsträger. Sie enthalten Informationen 
über alle sozialversicherungsrechtlich relevanten Versicherungsepisoden seit 1972 auf 
einer täglichen Basis, über die Beitragsgrundlage zur Sozialversicherung und da-
mit  bis zur Höchstbeitragsgrundlage  das Lohnniveau, über personenbezogene 
Merkmale von Arbeitskräften wie Alter und Geschlecht sowie über die Beschäftiger-
betriebe. Charakteristika der Beschäftigerbetriebe liegen zum Teil bereits in den Roh-
daten vor, zum Teil werden sie aus diesen generiert, wie etwa Stand und Entwicklung 
der Beschäftigtenzahl im Betrieb oder die Geschlechts-, Alters- und Lohnstruktur auf 
Betriebsebene. Unvollständig sind in den Hauptverbandsdaten die Angaben zum Bil-
dungsstand. Informationen zur höchsten abgeschlossenen Ausbildung werden daher 
mittels Imputationsverfahren aus den Sozialversicherungsdaten, den Daten des Ar-
beitsmarktservice sowie aus sekundären Quellen wie dem Mikrozensus gewonnen 
(siehe dazu Eppel  Horvath  Mahringer, 2013). Zusätzlich zu den Hauptverbandsda-
ten greifen die Analysen auf anonymisierte Individualdaten des Arbeitsmarktservice, 
insbesondere auf die Vormerkungen arbeitsloser Personen zurück. 

1.2 Identifikation temporärer Layoffs 
Grundgesamtheit dieses vom WIFO auf dieser breiten Datengrundlage erstellten Ana-
lysedatensatzes sind sämtliche mindestens einen Tag lang aufrechte Episoden unselb-
ständiger, voll sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung in Österreich von 1990 bis 
2017 sowie dazu jeweils Informationen zu den beschäftigten Personen, den beschäf-
tigenden Betrieben und zu einem allfälligen vorangehenden Layoff. Unberücksichtigt 
bleiben geringfügige Beschäftigungsverhältnisse und Erwerbsepisoden auf Basis von 
freien Dienstverträgen oder Werkverträgen.  

Für jedes erfasste Beschäftigungsverhältnis gilt es festzustellen, ob es ein "Recall", also 
eine Wiederbeschäftigung einer Arbeitskraft beim früheren Arbeitgeber, oder eine 
Einstellung bei einem neuen Arbeitgeber ist. Für diese Unterscheidung wird in der 
Hauptvariante folgende Definition gewählt: Als Recall gilt die Neuaufnahme eines Be-
schäftigungsverhältnisses beim früheren Arbeitgeber innerhalb eines Jahres 
(365 Tage) nach einer Arbeitslosigkeitsepisode.  

Temporäre Layoffs werden in Österreich nicht nur zur Abfederung von Saisonschwan-
kungen, sondern auch zum Ausgleich sonstiger Schwankungen des Arbeitskräftebe-
darfs eingesetzt (Eppel et al., 2015A, 2015B, 2015C). Mit der relativ breiten Abgrenzung 
von Wiedereinstellungen innerhalb eines Jahres soll das Phänomen möglichst vollstän-
dig erfasst werden. Um zusätzlich einen spezifischen Fokus auf jenen Teil von Beschäf-
tigungsunterbrechungen zu richten, die nicht zum Ausgleich saisonbedingter Schwan-
kungen des Arbeitskräftebedarfs erfolgen, wird ergänzend eine zweite Definitionsva-
riante angewandt. Ein Recall liegt demnach vor, wenn eine Arbeitskraft innerhalb von 
zwei Monaten (62 Tagen) zu ihrem früheren Arbeitgeber zurückkehrt. Eine Unterbre-
chung von weniger als zwei Monaten ist nämlich typischerweise kürzer als Saisonpau-
sen, wie sie etwa in der Bau- und Landwirtschaft und im Tourismus zu beobachten 
sind. Diese engere Definition ermöglicht daher Aufschlüsse über die Bedeutung der 
sehr kurzfristigen und nicht saisonbedingten Aussetzung von Dienstverhältnissen. 

Nicht alle betroffenen Arbeitskräfte sind in der Zeit zwischen Beschäftigungsbeendi-
gung und Wiedereinstellung als arbeitslos vorgemerkt. Zum Teil sind sie in dieser Zeit 
erwerbsinaktiv, in seltenen Fällen bei einem anderen Arbeitgeber beschäftigt. Das In-
teresse des vorliegenden Beitrages gilt jedoch der Rolle der zeitweisen Verlagerung 
von Arbeitskräften in die Arbeitslosigkeit. Aus diesem Grund werden die Daten einge-
schränkt auf temporäre Layoffs mit mindestens einem Tag der Arbeitslosigkeit (in Ös-
terreich) während der Beschäftigungsunterbrechung (nach einer breiten Definition, 
die neben registrierter Arbeitslosigkeit u. a. Schulungen umfasst). Eine Wiedereinstel-
lung ohne zwischenzeitliche Arbeitslosigkeitsepisode ist nicht als Recall definiert1).  

                                                           
1)  Grenzgänger und Grenzgängerinnen bzw. Grenzpendler und Grenzpendlerinnen, die während der Layoff-
Phase in ihrem Heimatland als arbeitslos vorgemerkt sind und dort ihren in Österreich erworbenen Anspruch 
auf Arbeitslosengeld in Anspruch nehmen, werden ebenfalls nicht als Recall erfasst, da die vorliegenden AMS-
Daten nur über Vormerkungen und Leistungsbezüge in Österreich Auskunft geben. 

Für die Analyse temporärer 
Layoffs wurden Daten des 

Hauptverbandes der öster-
reichischen Sozialversiche-

rungsträger und des AMS Ös-
terreich verknüpft. 
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2. Relevanz temporärer Layoffs in Österreich 

2.1 Anteil der Recalls an den Beschäftigungsaufnahmen 
Die vielfältige Bewegung auf dem österreichischen Arbeitsmarkt drückt sich in einer 
hohen Zahl an Aufnahmen und Beendigungen von Dienstverhältnissen aus. Ein we-
sentlicher Anteil dieses Beschäftigungsumschlages wird durch die Beendigung und 
anschließende Neubegründung von Arbeitsverhältnissen nach einer kurzen Episode 
der Arbeitslosigkeit verursacht. Die Bedeutung dieser temporären Layoffs lässt sich an-
hand des Anteils der Wiedereinstellungen von Arbeitskräften beim selben Dienstgeber 
an allen Beschäftigungsaufnahmen eines Jahres messen ("Recall-Quote"). 

Die Summe der Wiedereinstellungen innerhalb eines Jahres macht seit den 1990er-
Jahren zwischen 10,5% und 15,1% der Beschäftigungsaufnahmen aus. Zu Beginn der 
1990er-Jahre erhöhte sich die Recall-Quote erheblich. Seit 1995 ist keine eindeutige 
Entwicklungsrichtung zu erkennen.  

Die Recall-Quote schwankt deutlich antizyklisch mit dem Konjunkturverlauf: Im Kon-
junktureinbruch nimmt sie tendenziell zu. Dies liegt sowohl an einer geringeren Zahl der 
Beschäftigungsaufnahmen insgesamt (der Nenner der Recall-Quote) als auch an ei-
ner Erhöhung der temporären Layoffs. In einer angespannten Konjunkturphase wer-
den vermehrt Dienstverhältnisse ausgesetzt, um Auslastungslücken zu überbrücken. 
Betriebe könnten dieses Mittel in Zeiten höherer Arbeitslosigkeit verstärkt einsetzen, da 
bei einem größeren Überangebot an Arbeitsuchenden das Risiko geringer ist, dass 
Arbeitskräfte eine andere Beschäftigung aufnehmen, statt auf die Wiedereinstellung 
zu warten (Liebig  Hense, 2007). Im Jahr 2009, auf dem Höhepunkt der Finanzmarkt- 
und Wirtschaftskrise, stieg die Recall-Quote besonders markant.  

2017 entfiel ein Anteil von 13,7% aller Beschäftigungsaufnahmen auf Wiedereinstellun-
gen beim früheren Arbeitgeber innerhalb eines Jahres. Die Recall-Quote nach einer 
sehr kurzen Unterbrechung von bis zu zwei Monaten war in den vergangenen Jahr-
zehnten mit 4,7% bis 7,7% ebenfalls beträchtlich (2017: 6,4%; Übersicht 1, Abbil-
dung 1)2).  

  

Übersicht 1: Recall-Quote  Anteil der Recalls an den Beschäftigungsaufnahmen 
eines Jahres 
       
 Beschäftigungs-

aufnahmen 
Recalls 

 
Wiedereinstellung innerhalb von 

1 Jahr 
Wiedereinstellung innerhalb von 

2 Monaten 
 Absolut Absolut Recall-Quote in % Absolut Recall-Quote in % 
       
1990 1,888.825 198.216 10,5 89.670 4,7 
1995 1,854.192 252.471 13,6 119.096 6,4 
2000 2,016.647 244.380 12,1 110.643 5,5 
2005 2,068.920 273.969 13,2 123.585 6,0 
2008 2,151.745 267.747 12,4 136.617 6,3 
2009 2,044.335 309.294 15,1 157.029 7,7 
2010 2,136.219 304.929 14,3 152.692 7,1 
2015 2,267.501 311.768 13,7 157.743 7,0 
2016 2,366.675 311.342 13,2 160.606 6,8 
2017 1,957.702 268.727 13,7 125.446 6,4 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
und des Arbeitsmarktservice Österreich. 

                                                           
2)  Im Jahr 2017 hatte ein Strukturbruch in den Beschäftigungsmeldungen bei der Sozialversicherung einen 
deutlichen Rückgang der Zahl der An- und Abmeldungen zu voll sozialversicherungspflichtiger unselbständiger 
Beschäftigung zur Folge. Die Gesamtzahl der Beschäftigungsaufnahmen verringerte sich um rund 17%. Dieser 
Strukturbruch war auf eine Änderung des Meldeverhaltens für sehr kurzer Beschäftigungsverhältnisse (Dauer 
bis eine Woche) zurückzuführen, die mit der Gesetzesänderung zum 1. Jänner 2017 zusammenhängen dürfte 
(z. B. Sozialbetrugsbekämpfungsgesetz und Entfall der täglichen Geringfügigkeitsgrenze). Während Wieder-
einstellungen innerhalb eines Jahres unterproportional von der Verringerung der Beschäftigungsaufnahmen 
betroffen waren (14%), ging die Zahl der Wiederaufnahmen innerhalb von zwei Monaten überproportional 
zurück (22%). Die Recall-Quote stieg deshalb für die längeren Beschäftigungsunterbrechungen und sank für 
die kürzeren. 
In der vorliegenden Studie liegt der Fokus auf den Beschäftigungsaufnahmen. Gemäß früheren Auswertungen 
(Eppel  Horvath  Mahringer, 2017) betrug die Recall-Quote am Bestand der Beschäftigung im Jahresdurch-
schnitt 2016 7,4% (unter Berücksichtigung aller Wiedereinstellungen innerhalb eines Jahres). 

Temporäre Layoffs spielen in 
Österreich seit Jahrzehnten 
eine bedeutende Rolle. Im 
Jahr 2017 entfielen 13,7% al-
ler Beschäftigungsaufnah-
men auf Wiedereinstellun-
gen beim selben Dienstge-
ber nach einer weniger als 
einjährigen Beschäftigungs-
unterbrechung, 6,4% auf 
Wiedereinstellungen inner-
halb von zwei Monaten.  
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Abbildung 1: Recall-Quote und Arbeitslosenquote 

 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
und des Arbeitsmarktservice Österreich. Recall-Quote: Anteil der Wiedereinstellungen an allen Beschäfti-
gungsaufnahmen des jeweiligen Jahres. Arbeitslosenquote: berechnet anhand der registrierten Arbeitslo-
sigkeit ohne Personen in Schulungen des Arbeitsmarktservice Österreich. 

2.2 Anteil der beteiligten Betriebe und betroffenen Arbeitskräfte 
Von den rund 192.000 Betrieben, die im Jahr 2017 mindestens eine Person einstellten, 
holten rund 55.000 bzw. 28,7% mindestens einmal eine Person ins Unternehmen zurück, 
die während einer bis zu einjährigen Aussetzung als arbeitslos vorgemerkt war (1990: 
27,0%). Somit stellt jeder dritte bis vierte einstellende Betrieb zumindest einmal im Jahr 
eine Arbeitskraft nach einer vorübergehenden Beschäftigungsbeendigung wieder 
ein. Gemessen an den kurzen Beschäftigungsunterbrechungen von bis zu zwei Mona-
ten beträgt der Anteil etwa ein Siebentel (2017: 13,7%, 1990: 11,8%).  

Rund ein Sechstel aller eingestellten Arbeitskräfte ist von temporären Layoffs betrof-
fen: 15,4% aller Personen, die 2017 eine Beschäftigung aufnahmen, kehrten im Laufe 
dieses Jahres mindestens einmal  nach einer bis zu einjährigen Unterbrechung  zu 
ihrem früheren Arbeitgeber zurück (1990: 13,6%). Von einer Wiedereinstellung inner-
halb von zwei Monaten waren 7,1% aller Personen mit Aufnahme einer Beschäftigung 
im Jahr 2017 betroffen.  

2.3 Beitrag zur Gesamtarbeitslosigkeit und Kosten für die 
Arbeitslosenversicherung  

Temporäre Layoffs sind  entsprechend der hier verwendeten Definition  von Arbeits-
losigkeit und dem Bezug von Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung begleitet. 
Von der Gesamtzahl aller Tage, die in Österreich in einem Jahr in registrierter Arbeits-
losigkeit verbracht wurden, entfielen seit den 1990er-Jahren zwischen 11,6% und 20,8% 
auf "Layoff-Arbeitslosigkeit", also auf Arbeitslosigkeit während vorübergehenden, we-
niger als ein Jahr dauernden Beschäftigungsunterbrechungen. 2017 machten tem-
poräre Layoffs mit 11,6% mehr als ein Achtel der registrierten Gesamtarbeitslosigkeit 
aus. Damit waren diese Beschäftigungsunterbrechungen für rund 1 Prozentpunkt der 
Arbeitslosenquote von 8,5% bestimmend. Gut ein Viertel davon wurde durch die kurze 
Aussetzung von Dienstverhältnissen für weniger als zwei Monate verursacht (Über-
sicht 2, Abbildung 2).  

Längerfristig, und insbesondere in der Zeit nach Ausbruch der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise 2008/09, nahm der Layoff-Anteil an der Gesamtarbeitslosigkeit ab, da die 
nicht mit temporären Layoffs verbundene Arbeitslosigkeit zunahm und sich verfestigte 
(Eppel et al., 2018). Die Zahl der Layoff-Arbeitslosigkeitstage war aber nicht rückläufig, 
sondern schwankte  in Abhängigkeit von der Konjunktur  seit 2008 zwischen 14,1 und 
17,8 Mio. Nach einem vorläufigen Höchstwert im Jahr 2015 war zuletzt ein Rückgang 
zu beobachten, der auf einen geringeren Bedarf an temporären Layoffs infolge der 
Konjunkturerholung zurückzuführen sein dürfte.  
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Übersicht 2: Beitrag temporärer Layoffs zur registrierten Arbeitslosigkeit 

Wiedereinstellung innerhalb von 1 Jahr 
  

   
 

Arbeitslosigkeit insgesamt Layoff-Arbeitslosigkeit Layoff-Anteil  
Tage Tage In % 

  
   

1990 58,895.240 12,274.651 20,8 
1995 76,891.432 15,020.304 19,5 
2000 70,007.968 14,454.704 20,6 
2005 89,899.376 16,632.217 18,5 
2008 75,576.008 14,066.303 18,6 
2009 92,351.544 17,449.104 18,9 
2010 89,212.848 16,493.606 18,5 
2015 125,950.632 17,760.448 14,1 
2016 127,567.352 17,131.692 13,4 
2017 121,137.024 14,006.473 11,6 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
und des Arbeitsmarktservice Österreich. Registrierte Arbeitslosigkeit (Status "arbeitslos") laut Arbeitsmarktser-
vice Österreich. Layoff-Arbeitslosigkeit: Registrierte Arbeitslosigkeit zwischen Beschäftigungsbeendigung 
und Wiedereinstellung beim selben Dienstgeber. 
  
  

Abbildung 2: Beitrag temporärer Layoffs zur registrierten Arbeitslosigkeit insgesamt 

Alle Wiedereinstellungen innerhalb 1 Jahres 

 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
und des Arbeitsmarktservice Österreich. Registrierte Arbeitslosigkeit (Status "arbeitslos") laut Arbeitsmarktser-
vice Österreich. Layoff-Arbeitslosigkeit: Registrierte Arbeitslosigkeit zwischen Beschäftigungsbeendigung 
und Wiedereinstellung beim selben Dienstgeber. 
  

Temporäre Layoffs sind mit Kosten für die Arbeitslosenversicherung verbunden, wenn 
die betroffenen Arbeitskräfte während der Beschäftigungsunterbrechung Lohnersatz-
leistungen aus der Arbeitslosenversicherung beziehen. In den letzten Jahren erreich-
ten die Aufwendungen für Existenzsicherungsleistungen (Arbeitslosengeld, Notstands-
hilfe) während temporärer Layoffs (nur Zeiten registrierter Arbeitslosigkeit) rund 
500 Mio. €. Ungefähr 110 Mio. € wandte das AMS für Personen auf, die innerhalb von 
zwei Monaten zu ihrem früheren Arbeitgeber zurückkehrten.  

Die in Abbildung 3 für das Jahr 2017 ausgewiesenen Kosten an Arbeitslosengeld und 
Notstandshilfe von 432 Mio. € (Unterbrechung bis ein Jahr) und 114 Mio. € (Unterbre-
chung bis zwei Monate) sind ein vorläufiger Wert, der das Gesamtausmaß unter-
schätzt, da die Layoff-Arbeitslosigkeit von Personen mit Wiedereinstellung im Jahr 2018 
noch nicht berücksichtigt ist. Aufgrund der bisherigen Erfahrung dürften die Kosten 
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der Layoffs mit einer Dauer bis zu einem Jahr durchaus um 10% untererfasst sein3). 
Durchwegs sind die vom AMS pauschal entrichteten Beiträge für die Sozialversiche-
rung während der Arbeitslosigkeit nicht enthalten. Darüber hinaus wird hier nur die 
sich unmittelbar aus der Layoff-Arbeitslosigkeit ergebende Belastung berücksichtigt. 
Zusätzlich resultieren Folgekosten aus einer längerfristig geringeren Integration der be-
troffenen Arbeitskräfte in die Beschäftigung4). 

  

Abbildung 3: Aufwendungen für Existenzsicherungsleistungen während temporärer 
Layoffs 

 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
und des Arbeitsmarktservice Österreich. Auszahlungen an Arbeitslosengeld und Notstandshilfe bei registrier-
ter Arbeitslosigkeit (Status "arbeitslos") während temporärer Layoffs. 2017: noch untererfasst, da die Layoff-
Arbeitslosigkeit von Personen mit Wiedereinstellung im Jahr 2018 noch nicht berücksichtigt ist. 

3. Merkmale temporärer Layoffs  
Temporäre Layoffs lassen sich u. a. wie folgt charakterisieren:  

 Ein großer Teil der Beschäftigungsunterbrechungen ist kurz. Bei Berücksichtigung 
aller Wiedereinstellungen innerhalb eines Jahres dauern zwei Drittel (67,4%; 2017) 
nicht länger als drei Monate und annähernd die Hälfte (46,7%) höchstens zwei Mo-
nate. Knapp ein Viertel der Layoffs (22,9%) dauert nicht länger als einen Monat. In 
etwa 10% der Fälle erfolgt eine Wiedereinstellung nach höchstens zwei Wochen 
(9,8%). Der Median liegt bei etwa zwei Monaten, das arithmetische Mittel (auf-
grund einiger sehr langer Unterbrechungen) bei knapp drei Monaten (Über-
sicht 3).  

 Die Aussetzungsdauer veränderte sich in den vergangenen Jahrzehnten kaum. 
2017 erhöhte sie sich jedoch gegenüber dem Vorjahr im Durchschnitt markant: 
Das arithmetische Mittel stieg von 83 auf 90, der Median von 60 auf 65 Tage. Die 
Ursache war ein markanter Rückgang der Zahl der sehr kurzen Beschäftigungsun-
terbrechungen, der mit den angesprochenen Gesetzesänderungen zusammen-
hängen dürfte: Der Anteil der Unterbrechungen von Dienstverhältnissen für höchs-
tens eine Woche verringerte sich von 12,0% im Jahr 2016 auf 5,7% 2017. 

 Arbeitskräfte, die zwischen Beschäftigungsbeendigung und Wiedereinstellung ar-
beitslos sind, verbringen in der Regel den Großteil oder den gesamten Ausset-

                                                           
3)  Auf die Kostenschätzung für temporäre Layoffs mit einer Unterbrechung unter zwei Monaten wirkt sich die 
Nichtberücksichtigung der Layoff-Arbeitslosigkeit von Personen mit Wiedereinstellung im Jahr 2018 kaum aus, 
da solche Layoff-Perioden höchstens bis Ende Februar 2018 dauerten. 
4)  Die Kostenschätzung basiert nicht auf einer (kausal interpretierbaren) kontrafaktischen Wirkungsanalyse. 
Gemäß der Grundannahme der Berechnungen haben Betriebe einen Spielraum, um auf Auslastungsschwan-
kungen zu reagieren, und die betroffenen Arbeitskräfte wären durchgehend in Beschäftigung geblieben 
(möglicherweise mit geringerer Arbeitszeit) und hätten keine Arbeitslosenversicherungsleistungen bean-
sprucht, wenn ihr Beschäftigungsverhältnis nicht ausgesetzt worden wäre. 
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zungszeitraum in Arbeitslosigkeit. Sie gehen nur äußerst selten während der Be-
schäftigungsunterbrechung irgendeiner sonstigen Form der Erwerbstätigkeit nach. 

 

Übersicht 3: Verteilung der Beschäftigungsunterbrechungen nach der Dauer 2017 

Alle Wiedereinstellungen innerhalb 1 Jahres 
             

Österreich Wien Nieder-
österreich 

Burgen-
land 

Steiermark Kärnten Ober-
österreich 

Salzburg Tirol Vorarlberg 

 Anteile in % 
            
1 bis 7 Tage 5,7 7,0 8,1 3,7 6,3 4,4 8,8 2,9 2,4 4,6 
8 bis 14 Tage 4,2 4,4 4,9 2,7 5,0 4,1 6,8 2,9 1,8 3,3 
15 bis 31 Tage 13,1 13,6 13,4 12,2 13,7 13,1 16,2 13,8 10,7 11,6 
32 bis 61 Tage 23,8 15,3 20,2 22,5 21,3 22,3 22,7 29,2 33,8 29,3 
62 bis 92 Tage 20,8 16,4 21,9 26,2 22,2 21,6 19,1 21,9 23,9 17,3 
93 oder mehr Tage 32,6 43,4 31,5 32,8 31,5 34,5 26,5 29,3 27,4 34,0 
            
Insgesamt 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 
            
 Tage 
            
Arithmetisches Mittel 90 103 82 85 83 92 76 90 90 100 
Median 65 79 65 71 65 69 58 63 63 63 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger und des Arbeitsmarktservice Österreich.  
  

 Eine Beschäftigung wird häufig nicht nur einmal, sondern mehrmals hintereinander 
unterbrochen. So waren 71,2% der im Jahr 2017 beobachteten Recalls nicht die 
erste, sondern bereits eine wiederholte Wiedereinstellung in einer Reihe von Be-
schäftigungsunterbrechungen. In 16,4% der Fälle wurde die Beschäftigung bereits 
zweimal in Folge für weniger als ein Jahr unterbrochen, reihten sich also bereits drei 
Beschäftigungsverhältnisse aneinander. 10,4% der Recalls waren bereits die dritte 
Wiedereinstellung in Folge (vier Beschäftigungsverhältnisse). Mindestens vier Unter-
brechungen und damit mindestens fünf Beschäftigungsverhältnisse beim selben 
Dienstgeber betrafen 44,4% der Recalls. 

 Das deutliche Muster der temporären Layoffs im Verlauf eines Kalenderjahres spie-
gelt das für Österreich typische Saisonmuster der Arbeitslosigkeit wider: Zu Beginn 
des Winters häufen sich die Beschäftigungsbeendigungen aufgrund der Produkti-
onsunterbrechungen in der Bauwirtschaft. Als Folge ist im Jänner der Bestand an 
Arbeitslosen am höchsten, und auch der Anteil der Arbeitslosen mit Einstellungszu-
sage erreicht zu dieser Zeit seinen Höchstwert. Zu Frühjahrsbeginn werden viele Ar-
beitskräfte für die Sommersaison wiedereingestellt. Als Konsequenz geht die Ar-
beitslosigkeit zurück und erreicht, ebenso wie der Anteil der Arbeitslosen mit Ein-
stellungszusage, im Sommer ihren Tiefpunkt.  

 Die Recall-Quote für Unterbrechungen von höchstens zwei Monaten verläuft fla-
cher, da sie kaum saisonbedingte Beschäftigungsunterbrechungen enthält. Den-
noch zeigt sich auch hier eine Spitze in den Wintermonaten Jänner und Februar. 
Dienstverhältnisse werden somit offenbar auch unabhängig von der Saisonalität 
der Tätigkeit zu den Ferienzeiten im Winter verstärkt ausgesetzt. Da temporäre 
Layoffs kein ausschließlich saisonbedingtes Phänomen sind, erfolgen Wiederein-
stellungen keineswegs nur zu den typischen saisonbedingten Zeitpunkten, sondern 
das ganze Jahr hindurch in nennenswerter Zahl (Abbildung 4).  

 Betriebe in Bauwirtschaft, Tourismus und Arbeitskräfteüberlassung setzen Beschäf-
tigungsverhältnisse besonders häufig aus, um Auslastungsschwankungen abzufe-
dern. Diese Branchen, in denen typischerweise Saisonschwankungen der Produk-
tion eine große Rolle spielen, sind für ungefähr zwei Drittel aller Recalls bestim-
mend. Auch in den Bereichen "Verkehr und Lagerei", "Kunst, Unterhaltung und Er-
holung", "Grundstücks- und Wohnungswesen", sowie "Wasser-, Abwasser- und Ab-
fallentsorgung" werden relativ häufig Beschäftigungsverhältnisse vorübergehend 
beendet und dieselben Arbeitskräfte nach kurzer Arbeitslosigkeit wiedereingestellt. 
Diese Strategie wird aber in allen Wirtschaftsbereichen eingesetzt, um den betrieb-
lichen Personalbestand nicht nur an saisonbedingte, sondern auch an sonstige 
Auslastungsschwankungen anzupassen (Abbildung 5).  

Temporäre Layoffs werden in 
allen Wirtschaftsbereichen 
zum Ausgleich saison- und 
nicht saisonbedingter 
Schwankungen des Arbeits-
kräftebedarfs genutzt. Über-
proportional betroffen sind 
Männer, ältere Arbeitskräfte, 
Geringqualifizierte, Lehrab-
solventen und Lehrabsolven-
tinnen sowie Personen aus 
den traditionellen Gastarbei-
terländern. 
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Abbildung 4: Zeitliches Muster der Arbeitslosigkeit und der Recalls 

 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
und des Arbeitsmarktservice Österreich. Registrierte Arbeitslosigkeit (Status "arbeitslos") laut Arbeitsmarktser-
vice Österreich. 
  
  

Abbildung 5: Recall-Quote nach Wirtschaftsbereichen 2017 

 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger und des Arbeitsmarktservice Österreich. 
Ohne private Haushalte, exterritoriale Organisationen und Wirtschaftsklasse unbekannt. 
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 Es sind weniger Großunternehmen mit über 250 Beschäftigten als mittlere und vor 
allem kleine Unternehmen mit bis zu 50 Beschäftigten, die Arbeitsverhältnisse aus-
setzen, um in Zeiten geringerer Auslastung Personalkosten zu sparen. Kurze Unter-
brechungen für weniger als zwei Monate sind allerdings in Kleinstbetrieben eher 
selten. Viele Betriebe, die Dienstverhältnisse aussetzen, sind durch eine hohe Ar-
beitskräftefluktuation (viele Einstellungen und Personalabgänge) und ein hohes 
Ausmaß an Personalumschlag charakterisiert, das über die effektive Beschäfti-
gungsveränderung hinausgeht (Churning). Jene Betriebe, die stark schrumpfen, 
weisen einen hohen Recall-Anteil an den Einstellungen auf (Recall-Quote). Dar-
über hinaus werden temporäre Layoffs verstärkt von Betrieben mit einem geringen 
Frauenanteil an der Beschäftigung, einem hohen Anteil an Arbeitern und Arbeite-
rinnen sowie einem hohen Anteil an über 44-Jährigen als Personalanpassungsstra-
tegie eingesetzt.  

 Betroffen sind häufiger Männer als Frauen und häufiger Geringqualifizierte und Per-
sonen mit Lehrabschluss als Höherqualifizierte. Die Betroffenheit steigt mit dem Al-
ter: 45- bis 54-Jährige und insbesondere 55- bis 64-Jährige weisen wesentlich hö-
here Recall-Quoten auf als Personen im mittleren Erwerbsalter und Jugendliche 
unter 25 Jahren. Eine wichtige Ursache dürfte sein, dass generell viel weniger ältere 
als jüngere Arbeitskräfte eine Beschäftigung aufnehmen und Wiedereinstellungen 
daher stärker ins Gewicht fallen. Personen aus den traditionellen Gastarbeiterlän-
dern (Türkei und früheres Jugoslawien) sowie Mütter älterer Kinder sind weitere 
Gruppen mit überproportionaler Betroffenheit.  

 Temporäre Layoffs spielen in ganz Österreich eine Rolle, vor allem aber in Kärnten 
und Tirol vor Salzburg und der Steiermark, am wenigsten in Wien (Abbildung 6).  

  

Abbildung 6: Recall-Quote nach Bundesländern 2017 

 

Q: WIFO-INDI-DV auf Basis von Daten des Hauptverbandes der österreichischen Sozialversicherungsträger 
und des Arbeitsmarktservice Österreich.  

4. Fazit 
Temporäre Layoffs, definiert als Beendigung von Beschäftigungsverhältnissen und 
Wiedereinstellung dieser Arbeitskräfte nach einer Arbeitslosigkeitsepisode durch den-
selben Arbeitgeber, spielen in Österreich eine bedeutende Rolle. Diese Flexibilisie-
rungsstrategie wird seit Jahrzehnten von einem Teil der Betriebe gewählt, um nicht nur 
Saisonschwankungen, sondern auch andere kurzfristige Schwankungen des Arbeits-
kräftebedarfs auszugleichen. Diese Betriebe übertragen so das mit Produktions-
schwankungen verbundene Risiko auf die betroffenen Arbeitskräfte und wälzen Per-
sonalkosten, die sie zu Zeiten geringerer Auslastung hätten, teilweise auf die Arbeitslo-
senversicherung ab, da die Beschäftigungsunterbrechungen in der Regel in Arbeits-
losigkeit verbracht werden. Temporäre Layoffs sind jährlich mit unmittelbaren Zusatz-
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kosten für die Arbeitslosenversicherung von rund 500 Mio. € verbunden (ohne Aufwen-
dungen für Sozialversicherungsbeiträge).  

In Österreich wird derzeit durch die institutionellen Rahmenbedingungen ein Anreiz 
gesetzt, kurzfristige Auslastungsschwankungen über Beschäftigungsbeendigungen 
und anschließende Wiedereinstellungen auszugleichen (Eppel et al., 2015A):  

 Der Kündigungsschutz für unbefristete Beschäftigungsverhältnisse ist relativ 
schwach ausgeprägt.  

 Die Systeme der sozialen Sicherheit übernehmen die finanzielle Absicherung der 
Arbeitskräfte während der Beschäftigungsunterbrechung.  

 Arbeitslose mit Einstellungszusage werden von der öffentlichen Arbeitsvermittlung 
kaum zur Aufnahme einer anderweitigen Beschäftigung angehalten, da ja bereits 
eine Wiedereinstellung in Aussicht steht.  

 Gleichzeitig gibt es, von der noch bis 2019 vorgesehenen Auflösungsabgabe ab-
gesehen, keine betrieblichen Anreize, die Verlagerung von Arbeitskräften in die 
Arbeitslosigkeit zu vermeiden. Im Gegenteil: Da die Arbeitgeberbeiträge zur Finan-
zierung der Arbeitslosenversicherung nicht erfahrungsbasiert und risikoabhängig, 
sondern einheitlich sind, wird die Nutzung der Arbeitslosenversicherung zur Finan-
zierung zeitweiliger Beschäftigungsunterbrechungen begünstigt. Die für das Sozial-
system "risikoarmen" Betriebe bzw. Branchen zahlen, gemessen an ihrer Risikoposi-
tion, zu hohe Beiträge für die Arbeitslosenversicherung, quersubventionieren also 
implizit jene Betriebe und Branchen, die sich in Hinblick auf die Beanspruchung der 
Arbeitslosenversicherung riskant verhalten (Fath  Fuest, 2005).  

Ein möglicher Ansatz, um die vom Arbeitslosenversicherungssystem getragenen Kos-
ten stärker zu internalisieren, also den Verursachern anzulasten, wäre die Einführung 
eines Experience Rating in der Arbeitslosenversicherung. In einem solchen System wür-
den die Finanzierungsbeiträge der Arbeitgeber von ihrem Kündigungsverhalten in der 
Vergangenheit und der damit einhergehenden Inanspruchnahme der Arbeitslosen-
versicherung abhängen. Betriebe würden somit  im Sinne des Verursacherprin-
zips  stärker selbst für die von ihnen verursachten Kosten aufkommen. Jene Betriebe, 
die geringere Kosten verursachen, würden im Gegenzug entlastet.  

Mit einem solchen Experience Rating könnte der Anreiz zu einer übermäßigen Inan-
spruchnahme der Arbeitslosenversicherung eingedämmt und umgekehrt ein stärkerer 
Anreiz geschaffen werden, nicht zwingend notwendige Kündigungen zu vermeiden 
und stattdessen Arbeitskräfte kontinuierlicher  auch über Zeiten geringerer Auslas-
tung hinweg  zu beschäftigen (Feldstein, 1976, 1978, Genosko  Hirte  Weber, 1999, 
Fath  Fuest, 2005, Blanchard  Tirole, 2008, Cahuc  Zylberberg, 2008). Wie die bis-
herigen Erfahrungen der USA mit Experience-Rating-Systemen zeigen, können damit 
potentiell die Zahl temporärer Layoffs, die Arbeitslosigkeit und die damit verbundenen 
Sozialversicherungsausgaben gesenkt werden (Anderson  Meyer, 1993, 1994, 2000, 
Card  Levine, 1994, Topel, 1983, O'Leary  Barnow, 2016, Lenaerts – Paquier – 
Simonetta, 2017).  

Eine mögliche Alternative zu einem Experience Rating im herkömmlichen Sinn wäre 
eine Beteiligung der Betriebe an den Kosten der Existenzsicherungsleistungen, etwa in 
der Form einer anfänglichen Übernahme des Arbeitslosengeldes nach der Beendi-
gung eines Beschäftigungsverhältnisses.  

Bei einer solchen Umstellung auf eine erfahrungsbasierte Arbeitslosenversicherung 
wäre allerdings darauf zu achten, dass ein hohes Maß an betrieblicher Flexibilität auf-
rechterhalten und die  auch und vor allem aufgrund des Strukturwandels der Wirt-
schaft  notwendige Reallokation auf dem Arbeitsmarkt nicht behindert wird.  
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1. Einleitung 
Im Dezember 2016 beauftragte das BMVIT ein Konsortium aus WIK Consult (Wissen-
schaftliches Institut für Infrastruktur und Kommunikationsdienste) und WIFO mit der Eva-
luierung der Phase 1 der Umsetzung der Breitbandstrategie 2020 (BMVIT, 2014A) und 
des Masterplans (BMVIT, 2014B) zur Breitbandförderung (Neumann et al., 2017), und 
zwar konkret des Programmdesigns in Bezug auf die definierten Ziele (bisherige Zieler-
reichung), der Abwicklung der Förderung (um weitere Optimierungspotentiale aufzei-
gen zu können) und der Abstimmung kommender Ausschreibungen auf den künfti-
gen Ausbau des 5G-Netzes. Die Evaluierung bezieht sich auf den Zeitraum 2015/161). 

                                                           
1)  In diesem Zeitraum sollte die erste Phase des Masterplans umgesetzt werden. Da der Start der Förderpro-
gramme wegen der gerichtlichen Anfechtung der Ergebnisse der Frequenzauktion teilweise aufgeschoben 
wurde, verzögerte sich der Abschluss der ersten Phase des Masterplans bis ins Jahr 2017. Die Phase 1 konnte 
daher nicht vollständig in die Evaluierung einbezogen werden. 
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2. Methodische Vorbemerkungen 
Die Leitlinien der EU zur Forcierung der Versorgung mit Breitbanddatennetzen (Euro-
päische Kommission, 2013, Randnummer 53) sehen vor, bestimme Beihilfenmaßnah-
men einer Evaluierung zu unterziehen. Diesbezüglich legte Österreich der Europäi-
schen Kommission einen Evaluierungsplan vor (BMVIT, 2014C). Auf dessen Basis defi-
nierte die Kommission eine Reihe von weiteren Evaluierungsansätzen und Indikator-
prüfungen2). Allerdings können die darin  zumindest auf Ebene der quantitativen Wir-
kungsanalysen  aufgezählten Evaluierungsfragen überwiegend erst dann beantwor-
tet werden, wenn die Fördermaßnahmen sich in Investitionsprojekten niederschlagen. 
Da zu Beginn der Erstellung der Evaluierungsstudie (Neumann et al., 2017) Anfang 
2017 der Prozess der ersten Calls erst begonnen hatte und voraussichtlich erst zwei bis 
drei Jahre später abgeschlossen sein wird, konnte nur eine erste Zwischenevaluierung 
der Breitbandstrategie Austria 2020 erstellt werden. Im Vordergrund dieser Zwischene-
valuierung stehen deshalb die Prozessanalyse und die Abstimmung der einzelnen Pro-
gramme untereinander sowie die Effizienz der Abwicklung der Fördermaßnahmen. 

Zur Durchführung dieser Zwischenevaluierung wurden zunächst umfassende Datener-
hebungen und Interviews mit den für die Förderung Verantwortlichen des BMVIT und 
der mit der Abwicklung betrauten Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft 
(FFG) durchgeführt. Die Einschätzung der beteiligten Unternehmen und Gebietskör-
perschaften zum Förderprozess, aber auch zum Programmdesign wurde in einer Reihe 
von weiteren Interviews3) erhoben. Die Erkenntnisse daraus flossen in den Evaluie-
rungsbericht gemäß den Einschätzungen und Bewertungen der Autoren und Autorin-
nen ein. 

3. Ergebnisse der Evaluierung 

3.1 Verfügbarkeit von Breitbanddatennetzen und Wirtschaftswachstum in 
Österreich 

Breitbanddatennetze sind ein wichtiger Teil der modernen Infrastruktur, da sie die 
Grundlage für viele Informations- und Kommunikationsanwendungen und damit das 
technologische Rückgrat der digitalen Transformation von Wirtschaft und Gesell-
schaft sind. Wie eine Vielzahl von Studien4) zeigt, wirkt sich die Nutzung von Breitband-
datennetzen positiv auf makroökonomische Dimensionen aus. So schätzt das WIFO 
(Peneder et al., 2016) auf Basis eines Input-Output-Modells die mit zusätzlichen Inves-
titionen in die Digitalisierung von 1 Mrd. € verbundene Wertschöpfung in Österreich 
auf 1,2 Mrd. €; dadurch werden direkt 14.700 Arbeitsplätze geschaffen und gesi-
chert5). Zudem lassen Investitionen in bessere Datennetze positive Wirkungen auf In-
novationen erwarten, nicht zuletzt durch den hohen Technologie- bzw. Forschungs- 
und Entwicklungsgehalt der Infrastruktur. 

                                                           
2)  Im Detail siehe Neumann et al. (2017, S. Offs). 
3)  Im Einzelnen wurden Interviews mit Gesprächspartnern von VAT (Verband Alternativer Telekom-Netzbetrei-
ber), UPC Austria GmbH, NÖ Glasfaserinfrastrukturges. m.b.H (nöGIG), T-Mobile Austria und A1 Telekom Austria 
geführt. Zudem wurden Verantwortliche der Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR) insbesondere 
zum Infrastrukturverzeichnis, zu den Zugangsauflagen und den Wettbewerbswirkungen der Förderung befragt. 
Mit Ansprechpersonen aus dem österreichischen Gemeindeverbund wurden die Anliegen und Bewertungen 
der Gemeinden zur Förderung erörtert. Erste Ergebnisse der Evaluierung wurden zudem mit den Beauftragten 
der Bundesländer zur Breitbandentwicklung im Rahmen der Lenkungsausschusssitzung am 29. März 2017 im 
BMVIT diskutiert. Im Vorfeld wurde die Breitbandpolitik der Bundesländer in einem Fragebogen erhoben. 
4)  Einen Überblick geben Friesenbichler (2012) und Neumann et al. (2017). 
5)  Aufgrund der engen Verflechtung entfallen die größten Wertschöpfungseffekte auf den Bausektor, die Her-
stellung von Waren und den Handel (Peneder et al., 2016). 
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3.2 Österreichs Breitbandversorgung im internationalen Vergleich 
Österreich weist bereits eine relativ hohe Abdeckung mit Breitbandzugängen der Ka-
tegorie NGA6) auf, diese stützt sich im Wesentlichen auf FTTC und VDSL7). Zwar tragen 
auch die Kabelnetze zur NGA-Abdeckung bei, doch überlappen die Kabel- und die 
FTTC- bzw. VDSL-Abdeckung weitgehend. Unter dem europäischen Durchschnitt liegt 
in Österreich die Verfügbarkeit von Breitbandanschlüssen mit einer Geschwindigkeit 
über 100 Mbps. Ultraschnelle Breitbandzugänge stellen im Wesentlichen die Kabel-
netze zur Verfügung. Einen noch deutlicheren Aufholbedarf weist Österreich (ebenso 
wie Deutschland) im Bereich der Glasfasernetze auf. 

Auffällig ist in Österreich die  im internationalen Vergleich  relativ geringe Nachfrage 
nach Anschlüssen mit hoher Geschwindigkeit. Dies gilt sowohl für Bandbreiten über 
30 Mbps als auch für Bandbreiten über 100 Mbps. Nur 13% aller Haushalte fragten 2015 
in Österreich einen schnellen Breitbandanschluss (über 30 Mbps) nach, in der EU ins-
gesamt waren es 22%. In den führenden Ländern Belgien und Niederlande betrug der 
Anteil dagegen bereits 60% bzw. 58%8). Der Rückstand Österreichs gegenüber den 
hinsichtlich Angebot und Nachfrage nach Hochgeschwindigkeitsanschlüssen in Eu-
ropa führenden Ländern ist somit noch größer. 

3.3 Programmdesign von Breitband Austria 2020 
Im Rahmen der österreichischen Breitbandstrategie 2020 werden drei große Infrastruk-
turprogramme  Access9), Backhaul10) und Leerverrohrungsprogramm11)  umgesetzt, 
welche durch ein Anwendungs- und ein Anbindungsförderprogramm ergänzt wer-
den. Das Backhaul-Programm auf der einen Seite und das Access- und das Leerver-
rohrungsprogramm auf der anderen Seite sind komplementär zueinander. Auf dieser 
Ebene sind deshalb insgesamt nahezu keine Synergien und keine Konflikte festzustel-
len. Potentiell können sich Synergien und Kosteneinsparungen zwischen dem Back-
haul- und den anderen zwei Programmen ergeben, wenn in Fördergebieten des Ac-
cess- und des Leerverrohrungsprogrammes Mobilfunkbasisstationen neu an ein Glas-
fasernetz angeschlossen werden können.  

Der Förderwettbewerb innerhalb der Regionen war in den bisherigen Förderaufrufen 
sehr schwach ausgeprägt. Access stand praktisch nicht im Wettbewerb mit FTTC, da 
nahezu ausschließlich A1 Telekom diesbezügliche Förderanträge stellte. In einzelnen 
Regionen ergab sich Wettbewerb zwischen FTTC- und FTTH-Projekten. Wettbewerb 
manifestierte sich hauptsächlich in der Überlappung beantragter Fördergebiete. Im 
Wesentlichen hat dieser Mangel an Förderwettbewerb zwei Ursachen: einerseits den 
mangelnden Wettbewerb auf dem Markt generell und andererseits (auch) das kon-
krete Förderdesign. 

Der Wettbewerb um die Errichtung von Festnetzinfrastruktur ist in Österreich äußerst 
schwach ausgeprägt und beschränkt sich bislang bis auf wenige Ballungsgebiete. 
Neben der A1 Telekom sind nur wenige Wettbewerber mit Marktrelevanz aktiv. Das ist 
ein grundsätzliches wettbewerbs- und regulierungspolitisches Problem, dessen Lösung 
nicht von einem Subventionsprogramm (allein) erwartet werden kann. Wo kein Wett-
bewerb herrscht, kann sich auch kein Förderwettbewerb einstellen. Mit Wirksam-

                                                           
6)  NGA (Next Generation Access) steht für Breitbandzugänge mit einer Downloadgeschwindigkeit von mehr 
als 30 Mbit pro Sekunde. 
7)  FTTC (Fibre to the Curb oder Fibre to the Cabinet): Glasfaserleitungen, welche an einem Straßennetzknoten 
in der Nähe der Endkunden enden. Auf der letzten Wegstrecke von FTTC- und VDSL-Netzen (Very High Speed 
Digital Subscriber Line) werden Kupferkabel, für Kabelnetze und DOCSIS-3-Netze (Data Over Cable Service 
Interface Specification) Koaxialkabel verlegt (BMVIT, 2017). FTTC kann als Zwischenschritt in Richtung Glasfa-
seranschluss (Fibre to the Home  FTTH, also Glasfaser auf der gesamten Strecke) gesehen werden. Als FTTB 
("Fibre To The Building") bezeichnet man die Verlegung von Glasfasernetzen bis zum Gebäude. 
8)  Auswertungen basierend auf Digital Scoreboard 2016 der Europäischen Kommission. 
9)  Das Access-Programm zielt darauf ab, größere Flächen mit leistungsstarken Breitbandzugangsnetzen zu 
versorgen (BMVIT, 2017), also Investitionen in die Flächenausdehnung zu stimulieren (BMVIT, 2018). 
10)  Das Backhaul-Programm unterstützt die Verstärkung der Zubringernetze (BMVIT, 2017). Durch die Moderni-
sierung bestehender Backhaul-Netze und die Anbindung von Basisstationen sollen bestehende oder künftige 
NGA-Netze mit ausreichender Kapazität versorgt werden (BMVIT, 2018). 
11)  Das Leerverrohrungsprogramm sieht vor, bei geplanten kommunalen Tiefbauarbeiten die Leerverrohrun-
gen für Kommunikationsnetze mit zu verlegen (BMVIT, 2017). 
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werden der von der Europäischen Kommission ohne Auflagen genehmigten Über-
nahme von UPC durch T-Mobile entsteht im Jahr 2019 ein neuer integrierter Telekom-
munikationsanbieter, sodass sich der Wettbewerb potentiell beleben kann. Diese 
Marktentwicklung wird die österreichische Wettbewerbs- und Regulierungspolitik aber 
nicht aus der Verantwortung entlassen, ihre Strategien zu überdenken und die Imple-
mentierung von wettbewerbsbelebenden Initiativen substantiell zu verstärken.  

Allerdings hat sich durch die Förderung die relative Wettbewerbsposition des Markt-
führers A1 Telekom sowohl auf dem Festnetz- als auch auf dem Mobilfunkmarkt weiter 
substantiell verbessert. Soll dieser Effekt nicht weiter verstärkt, sondern abgeschwächt 
werden  wofür die genannten wettbewerbs- und regulierungspolitischen Gründe 
sprechen , dann muss die Förderstrategie durch Überarbeitung des Förderdesigns 
auf diese (unerwünschte) Situation reagieren. Im Mobilfunk sieht die Studie von WIK 
Consult und WIFO den Ansatzpunkt dazu in einer deutlichen Ausweitung der Förde-
rung von Kooperationsmodellen zwischen Mobilfunkbetreibern und anderen Infra-
strukturträgern. So könnte der direkte Erwerb von "Indefeasible Rights of Use" (IRU)12) 
direkt förderfähig werden. Im Festnetzbereich könnte und sollte die Förderung stärker 
auf FTTH ausgerichtet werden. Die Möglichkeit für die Förderwerber, den Zuschnitt ih-
res beantragten Fördergebietes als Teil einer NUTS-3-Region selbst festzulegen, sollte 
deutlich eingeschränkt werden. 

Eine kleinräumige Förderkarte wie die österreichische birgt grundsätzlich Strukturprob-
leme: Fördergebiete erweisen sich oft als nicht zusammenhängende Teile eines grö-
ßeren Ausbaugebietes. Das Förderregime sollte jedoch nicht einen Netzausbau nach 
dem "Fleckerlteppichmuster" der Förderkarte herbeiführen, sondern einen ökono-
misch effizienten Netzausbau. Größer definierte Fördergebiete bergen dagegen das 
Risiko der "Übersubventionierung", d. h. der Generierung von Mitnahmeeffekten der 
Förderung. Dieses Problem ist umso gravierender, je geringer die Intensität des Förder-
wettbewerbes ist. Der Förderwettbewerb innerhalb einer Region ist in Österreich je-
doch eher schwach ausgeprägt. Dies spricht dann aber für einen Förderkartenansatz 
mit kleinen Rastern, um die Förderung auf Gebiete zu beschränken, in denen keine 
wirtschaftliche Versorgung ohne Förderung darstellbar ist. Die Studie empfiehlt  trotz 
des erwähnten Strukturproblems  daher ein Festhalten am bisherigen Förderkarten-
ansatz. 

Zum Programmdesign und zu den Bewertungsansätzen der Förderung wurden fol-
gende Reformvorschläge erarbeitet13): 

 stärkere Berücksichtigung der Vorteile von Glasfasernetzen, 

 Anhebung der Mindestbetragsgrenzen der Förderung, 

 stärkere Berücksichtigung von Wettbewerbsaspekten in den Bewertungskriterien, 

 Sicherstellung ausreichender Glasfaserkapazität der PoP-Anbindung14) für die spä-
tere Aufrüstung auf FTTH, 

 stärkere Verzahnung des Anbindungsförderungsprogrammes mit dem Access-Pro-
gramm, 

 Anpassung der Kostensätze an aktuelle Marktpreise, 

 Erleichterung der Infrastrukturübertragung, 

 Behandlung des Erwerbes von IRU an Leerrohren und/oder Glasfaserverbindungen 
als förderbare Investitionen ohne einschränkende Bedingungen, 

 differenzierte Bewertung von P2P und P2MP-Glasfaser-Topologien15), 

                                                           
12)  Eigentumsgleiche Rechte an gemeinsam mit anderen verlegten oder von diesen erworbenen Telekom-
munikationskapazitäten, die typischerweise mit einer Einmalzahlung abgegolten werden. Diese Zahlung ist 
wirtschaftlich eine Investition (Neumann et al., 2017). 
13)  Im Detail siehe Neumann et al. (2017, S. 78ff). 
14)  "Point of Presence" (Verteilknotenpunkt). 
15)  Unter P2P ("Point-to-Point") versteht man eine Netzwerktopologie, die jedem Teilnehmer eine eigene An-
schlussleitung bis zur Ortszentrale zur Verfügung stellt, während eine P2MP-Topologie ("Point-to-Multipoint") für 
jeden Teilnehmer eine eigene Anschlussleitung nur bis zu einem zwischengeschalteten passiven Netzknoten 
vorsieht. Dort werden diese Leitungen zu einer gemeinsam genutzten Leitung zusammengefasst (BMVIT, 2017). 
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 Obergrenzen für die Förderung je unversorgten Wohnsitz, 

 Deckungsfähigkeit der Fördermittel zwischen den drei Programmen in der dritten 
Projektphase, 

 Modifizierung der Zuteilung von Fördermitteln auf Regionen in der zweiten und drit-
ten Programmphase, 

 stärkere Berücksichtigung der Aufrüstung neu versorgter Anschlüsse auf 100 Mbps, 

 Präferierung von Bewerbern in der 3. Phase, die alle (bislang) unversorgten Wohn-
sitze in einer NUTS-3-Region versorgen, 

 keine FTTC-Förderung mehr in der dritten Programmphase, 

 Bezug der Backhaul-Förderung auch auf die Glasfaseranbindung neuer PoP und 
Standorte. 

3.4 Das quantitative Bild der bisherigen Förderungen und deren Effekte 
Für die 2015/16 (Phase 1) initiierten Ausschreibungen Access 1, Backhaul 1 sowie Leer-
rohr 1&2 wurden insgesamt 293 Mio. € an Fördermitteln zur Verfügung gestellt. Die Mit-
tel für Access 1 waren zweifach überzeichnet und wurden zu 99% abgeholt. Hingegen 
konnten nur rund 40% der Budgetmittel für Leerrohr und 71% der für Backhaul allozier-
ten Mittel vergeben werden. In Summe wurden in dieser Phase 204 Mio. € vergeben. 
Die Förderbudgetmittel wurden von der Politik ex ante den Bundesländern bzw. 
NUTS-3-Regionen nach einem Schlüssel zugeteilt, der dem Verhältnis zwischen der 
Zahl der nicht mit Breitbanddatennetzen versorgten und der bereits versorgten Wohn-
sitze in der entsprechenden Region entsprach. Insgesamt waren vor dem Start der 
Förderprogramme etwa 1,9 Mio. förderungsfähige Haupt- und Nebenwohnsitze nicht 
mit Breitbandanschlüssen (NGA) versorgt, rund 20% aller Haupt- und Nebenwohnsitze 
in Österreich. Nach Implementierung von Phase 1 können durch die Förderungen ins-
gesamt rund 30% der bisher unversorgten Wohnsitze neu versorgt werden, wenn die 
geförderten Projekte und Investitionen umgesetzt sind. Am höchsten war dieser Ver-
sorgungslückenschluss auf Bundesländerebene in Tirol (fast 50%), Vorarlberg (44%) 
und Kärnten (42%) vor Niederösterreich (32%), der Steiermark (24%) und dem Burgen-
land (23%) sowie Oberösterreich (20%). Nur in Wien (7%) und Salzburg (10%) lag dieser 
Anteil deutlich unter dem Österreich-Durchschnitt. 

  

Übersicht 1: Breitbandabdeckung vor und nach Umsetzung der Phase 1 der Breitbandstrategie 2020 
             

Wohnsitze Investitionen Förderungen Förderquote 
 Vor Umsetzung der Phase 1 Nach Umsetzung der Phase 1     
 Nicht 

versorgt 
Versorgt Nicht 

versorgt 
Versorgt     

  In 1.000 Anteile an 
allen Wohn-
sitzen in % 

In 1.000 Anteile an 
allen Wohn-
sitzen in % 

In % der 
zuvor unver-

sorgten 
Wohnsitze 

In € je neu versorgten 
Wohnsitz 

Österreich = 
100 

In % der 
Investitionen 

            
Wien 99,6 1.928,0 4,9 7,2 0,4 7,2 144 72 30 50,0 
Niederösterreich 475,9 1.459,9 24,6 152,1 7,9 32,0 559 278 115 49,8 
Burgenland 41,7 296,4 12,3 9,7 2,9 23,3 471 235 97 50,0 
Steiermark 457,2 884,5 34,1 108,8 8,1 23,8 330 165 68 50,0 
Kärnten 216,3 410,4 34,5 91,2 14,6 42,2 322 161 66 50,0 
Oberösterreich 318,7 1.251,1 20,3 64,5 4,1 20,2 828 409 169 49,4 
Salzburg 32,8 581,5 5,3 3,4 0,6 10,4 1.072 536 221 50,0 
Tirol 198,4 628,1 24,0 98,3 11,9 49,6 544 270 111 49,7 
Vorarlberg 50,0 352,4 12,4 21,9 5,4 43,8 247 123 51 50,0 
            
Österreich  1.890,6 7.792,3 19,5 557,1 5,8 29,5 488 243  49,7 

Mittelwert       502 250   

Q: FFG, Neumann et al. (2017). Daten zur Zahl der versorgten Wohnsitze sind nur für die Programme Access 1 und Leerrohr 1&2 verfügbar. Phase 1 war 
zum Zeitpunkt der Auswertung dieser Daten noch nicht abgeschlossen (siehe Text). 
 

Fast die Hälfte der 204 Mio. € an bewilligten Förderungen entfällt auf Access 1, etwas 
mehr als ein Drittel auf Backhaul 1 und ein Fünftel auf Leerrohr 1&2. Bei einer durch-
schnittlichen Förderintensität knapp an der Obergrenze von 50% erreichten die geför-
derten Projektkosten ungefähr 410 Mio. €. Da die Projektkosten effektiv höher sind und 
Investitionen in aktive Netzkomponenten erforderlich sind, die nicht gefördert werden, 



BREITBANDSTRATEGIE UND BREITBANDFÖRDERUNG   
 

818 WIFO-Monatsberichte, 2018, 91(11), S. 813-821 WIFO 

aber von den Fördernehmern beigestellt werden müssen, um die geförderte passive 
Infrastruktur für Telekommunikationszwecke nutzen zu können, dürften durch die För-
derung insgesamt Investitionen von 503 Mio. € ausgelöst werden. Der Multiplikator ist, 
gemessen an der Relation zwischen Förderung und getätigten Investitionen, mit 2,5 
deutlich höher als die vorgesehene Verdoppelung der Förderung durch die privaten 
Telekom-Betreiber. Nicht berücksichtigt sind hier indirekte Effekte durch induzierte In-
vestitionen in Gebieten, die an Fördergebiete angrenzen. 

Im Vergleich mit dem bisher in Österreich gemessenen Niveau der Investitionen der 
Betreiber in die Netzinfrastruktur von rund 600 Mio. € p. a. (ohne Frequenzaufwendun-
gen) ist dieser Effekt erheblich. Durch die Förderung wird somit das im internationalen 
Vergleich eher niedrige Niveau der Telekommunikationsinvestitionen in Österreich 
(deutlich) angehoben. 

Je neu versorgten Wohnsitz wurden 2015/16 im Durchschnitt 488 € investiert. Im Pro-
gramm Access 1 war dieser Betrag mit rund 400 € relativ niedrig, für die Leerrohrpro-
gramme 1 und 2 fielen durchschnittliche Investitionskosten von rund 1.000 € je neu 
versorgten Wohnsitz an. Im Durchschnitt war FTTH im Ausbau der Phase 1 die teuerste 
Technologie (1.654 €) vor FTTB (1.112 €). Unterdurchschnittlich war der Aufwand für 
FTTC (verschiedene DSL-Verfahren; 475 €) und Mobilfunk (252 €). 

3.5 Abwicklung der Fördermaßnahmen 
Der Förderprozess dauerte bisher relativ lang. Der zeitliche Ablauf sollte deshalb über-
dacht werden. Die Gesamtdauer des ersten Leerrohr-Calls erforderte 19 Monate und 
die des ersten Access-Calls 13 Monate. Die Evaluierungsstudie hält eine Gesamtdauer 
von 10 Monaten von der Eröffnung eines Förderaufrufs bis zu den Vertragsabschlüssen 
für angemessen. Ausschlaggebend für die lange Dauer der ersten Phase waren vor 
allem Verhandlungen über die Bedingungen der Zugangsgewährung. Im Streitfall 
muss die Abwicklungsstelle hier zeitgerecht abschließend die Bedingungen festlegen. 
Angesichts der Komplexität der Materie erscheint der Verwaltungsaufwand der FFG 
und des BMVIT für die Breitbandförderung angemessen und eher knapp als großzügig 
bemessen. 

Die Evaluierungsstudie entwickelt die folgenden Reformvorschläge zur Verbesserung 
der Abwicklungseffizienz16): 

 Verkürzung des Förderabwicklungsprozesses, 

 zeitliche Entzerrung der Calls für die einzelnen Programme, 

 offener Call für das Leerrohrprogramm, 

 Überausschöpfung der Budgetobergrenzen, 

 frühzeitige Einstellung geförderter Projekte in das Infrastrukturverzeichnis. 

3.6 Breitbandförderung und Breitbandstrategie – gute Voraussetzungen 
für die Einführung der 5G-Technologie 

Zu jeder Breitbandstrategie, die zu einem bestimmten Zeitpunkt formuliert wurde, müs-
sen nach einigen Jahren die Prämissen zu Technologie und Markt überprüft und an 
Änderungen seither bzw. über den Planungshorizont angepasst werden. Ähnliches gilt 
für politische, insbesondere europapolitische Randbedingungen. Die Zwischenevalu-
ierungsstudie sah zum Erstellungszeitpunkt vor allem vier Entwicklungen, aus denen 
sich wichtige Änderungen bzw. Konkretisierungen gegenüber den Entscheidungen 
zur aktuellen Breitbandstrategie ergeben: 

 Die Entwicklung der 5G-Technologie17) ist konkreter und umsetzungsnäher gewor-
den. 

 Die Orientierung auf flächendeckende Glasfasernetze als universelle Festnetzinf-
rastruktur wird immer deutlicher und in immer mehr Ländern Realität. 

                                                           
16)  Für Details und Begründungen siehe Neumann et al. (2017). 
17)  5G impliziert als fünfte Generation der Mobilfunkkommunikation eine hohe Datenrate, verringerte Latenz, 
Energieeinsparung, Kostensenkung, höhere Systemkapazität und massive Gerätekonnektivität. 
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 Die EU formuliert aktuell die Ziele ihrer Digitalen Agenda zur Verfügbarkeit von Breit-
banddatenanschlüssen neu. 

 Die Nachfrageentwicklung bestätigt den Bedarf an Bandbreiten deutlich über 
dem derzeitigen Ziel von 100 Mbps bereits ab 2025. 

Die Erwartungen in Bezug auf die 5G-Technologie sind sehr optimistisch und suggerie-
ren eine signifikante makroökonomische Dimension, vor allem vor dem Hintergrund 
der digitalen Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft (Bock-Schappel-
wein  Böheim, 2018). Insgesamt wird die Umsetzung von 5G eine Vielzahl disruptiver 
Anwendungen mit sich bringen, die in vielen Sektoren wesentliche Innovationen und 
Produktivitätssteigerungen ermöglichen. Allerdings gibt es auch warnende Stimmen, 
die Gesamtentwicklung von 5G dürfe nicht überschätzt und vor allem keine zu 
schnelle Realisierung erwartet werden. So erwarten viele nicht einen disruptiven, son-
dern einen evolutionären Übergang auf die 5G-Technologie. Vielfach wird auch be-
zweifelt, dass der Einsatz von 5G ein relevantes zusätzliches Umsatzpotential für die 
Betreiber generieren könne. Hingegen sind erhebliche Investitionen erforderlich, die 
das Modell des Infrastrukturwettbewerbes in Frage stellen können. 

Kein Land kann sich dem technologischen Fortschritt und dem Generationswechsel 
der Mobilfunktechnologien entziehen. Die technologischen Potentiale der 5G-Tech-
nologie sind erheblich. Weniger deutlich scheinen aber die Wachstumseffekte, wie 
die Evaluierungsstudie zeigt. Ein beschleunigter Technologiewechsel von 3G und 4G 
auf 5G ließe sich wirtschaftlich nur rechtfertigen, wenn dies zusätzliche Erlöse er-
schließt. Andernfalls bringt ein beschleunigter Technologiewechsel hohe wirtschaftli-
che Risiken bis hin zur Existenzgefährdung für die Mobilfunknetzbetreiber (Mobile Net-
work Operator  MNO). Mit besonders hohen Risiken für die Betreiber scheint daher 
eine Vorreiterstrategie verbunden zu sein, wie sie etwa Little (2017) im Auftrag der In-
ternetoffensive propagiert; diese Studie spricht sich allerdings auch nicht für eine Stra-
tegie des Abwartens in der Einführung der 5G-Technologie aus. Vielmehr wird eine 
Strategie der forcierten Verbesserung und Steigerung der "5G Readiness" als beson-
ders vorteilhaft und effizient sowohl für die österreichische Gesamtwirtschaft als auch 
für die Mobilfunkbetreiber gesehen. Eine solche Strategie baut durch eine Vielzahl 
von Maßnahmen Hemmnisse ab und schafft gute Voraussetzungen für eine später 
forcierte Einführung von 5G. Little (2017) führt die folgenden Maßnahmen an, mit wel-
chen Österreich seine 5G Readiness weiter vorantreiben kann: 

 weitere Steigerung der Netzabdeckung und Netzverdichtung im 4G-Bereich, 

 Glasfaseranbindung einer möglichst großen Zahl an Mobilfunkstandorten, 

 Flächenausbau eines Glasfasernetzes, 

 Entwicklung eines regulatorischen und wettbewerbsrechtlichen Rahmens, der 
eine stärkere Netzkooperation der Mobilfunkbetreiber erlaubt, 

 Förderung von Pilotprojekten in ausgewählten Regionen, 

 Senkung der Kosten für neue (und auch bestehende) Standorte, 

 Intensivierung der 4G-Nutzung, 

 Förderung von innovativen Anwendungen, 

 frühzeitige Verfügbarkeit von Frequenzen und Transparenz des Vergabeprozesses, 

 Erleichterung des Prozesses der Erschließung und Nutzung neuer Standorte, 

 kostenfreie Errichtung von Infrastruktur auf öffentlichem und privatem Grund, 

 Leitungsrechte gemäß TKG nicht nur für Kabelleitungen, sondern auch für Sende-
standorte, 

 Überprüfung und Senkung von Stromanschlusskosten, 

 Entwicklung von großflächigen Pilotanwendungen im Bereich öffentlicher Instituti-
onen. 

Die österreichische Breitbandstrategie ist bislang darauf angelegt, dass sich die Infra-
struktur (primär) evolutionär von NGA-Konnektivität zu ultraschnellen Breitbandan-
schlüssen bis zur Gigabit-Konnektivität entwickelt. Dieser Ansatz hat den strategischen 
Vorteil, relativ schnell und förderbudgetschonend eine flächendeckende Versorgung 
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mit NGA-Breitbanddatennetzen und vielleicht sogar mit ultraschnellen Breitbandda-
tennetzen zu erreichen. Einer Breitbandstrategie, die sich nicht dieser betriebswirt-
schaftlichen Logik des evolutionären Ausbaus aussetzen und den langsamen Über-
gang auf Gigabit-Konnektivität nicht akzeptieren will, bleibt nur die Option, Gigabit-
Netze im Rahmen eines Überbaus zu forcieren. Eine solche Strategie des disruptiven 
Überganges kann aus zwei Elementen bestehen: 

 keine Förderung (mehr) für den FTTC-Ausbau, sondern nur noch für den Leerrohr-
ausbau und von FTTB und FTTH im Rahmen der Access-Förderschiene, 

 Förderung von Leerrohrausbau und FTTH auch in Gebieten, in denen FTTC ausge-
baut wurde. 

Der Masterplan zur aktuellen Breitbandstrategie muss sich auch bereits für die Umset-
zung in der zweiten und dritten Phase stärker auf die weiterentwickelten Ziele ausrich-
ten. Neumann et al. (2017) bieten in ihrer Bewertung der Breitbandinitiative dazu fol-
gende Elemente an: 

 stärkere Differenzierung der Bewertungskriterien mit Blick auf das Leistungspoten-
tial von FTTH, 

 stärkere Berücksichtigung von LTE, insbesondere aber 5G in der Access-Förderung, 

 stärkere Berücksichtigung des Netzausbaus in größeren Ausbaugebieten. 

3.7 Breitbandstrategien der Bundesländer und des Bundes 
Die Bundesländer haben eigene Breitbandstrategien, zum Teil auch eigene umfang-
reiche Breitbandstrategiedokumente entwickelt. Deren Ziele sind unterschiedlich am-
bitioniert, was den Zeitraum, aber auch die Bandbreite betrifft18). Auch die Art der 
Umsetzung unterscheidet sich zwischen den Bundesländern. Wie die Analyse gezeigt 
hat, präsentieren sich die Breitbandstrategien der Bundesländer als sehr individuell 
und divers. Idealerweise sollten jedoch die Strategien, Ziele und Maßnahmen der Bun-
desländer im Einklang mit den Breitbandstrategien und -zielen des Bundes stehen, 
diese jedenfalls nicht konterkarieren. Im Wesentlichen nützen die Bundesländer die 
Breitbandförderung des Bundes, um ihre länderspezifischen Breitbandstrategien um-
zusetzen und sich diese Umsetzung durch Bundesmittel (ko-)finanzieren zu lassen. Ziel-
orientierte Koordinationsbemühungen auf beiden Seiten könnten daher noch mehr 
intensiviert werden. Insbesondere die Abstimmung zwischen den Bundesländern un-
tereinander und mit der Strategie des Bundes ist nicht immer ausreichend. Der Len-
kungsausschuss ist ein Gremium, dem hier eine stärkere Rolle zuwachsen könnte19). 
Eine verbesserte Koordination könnte die Effizienz und die Effektivität aller Förderun-
gen sowohl auf Bundes- als auch auf Länderebene nachhaltig stärken. 

4. Fazit 
Das BMVIT hat sich seit Vorlage der Zwischenevaluierungsstudie auf seiner Website 
bereits dazu bekannt, deren Empfehlungen überwiegend in seine Breitbandstrategie 
einzuarbeiten, insbesondere die Verkürzung der Dauer der Förderabwicklung, mobile 
Beratung vor Ort sowie verstärkten Fokus auf den Glasfaserausbau20). 

Zumindest in einem Punkt besteht jedoch noch Verbesserungsbedarf auch hinsicht-
lich künftiger Evaluierungsstudien, nämlich hinsichtlich der Verfügbarkeit von Informa-
tionen über den Fördermitteleinsatz der Bundesländer. Da noch keine einheitlichen 
Reporting-Standards implementiert sind, erscheint eine umfassende Evaluierung un-
nötig erschwert. Ziel muss es sein, pro futuro alle Subventionen des Bundes und der 
Länder in einer öffentlich zugänglichen Datenbank zu speichern. Dies ist im Sinne einer 
evidenzbasierten Wirtschaftspolitik nicht nur für künftige quantitative Evaluierungen 

                                                           
18)  Details siehe Neumann et al. (2017, Tabelle 5-5). 
19)  Wünschenswert wäre zumindest ein Informationsaustausch über wesentliche strategische Initiativen des 
Bundes sowie der einzelnen Bundesländer einschließlich eines Überblicks über Art und Umfang der jeweiligen 
Förderungen und Förderbudgets. 
20)  https://www.bmvit.gv.at/telekommunikation/breitband/publikationen/evaluierungen/evaluierung 
_initiative.html (abgerufen am 3. 9. 2018). 
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unabdingbar, sondern auch für die begleitende Projektsteuerung der Förderstellen 
von großem Nutzen. Diese Informationen fehlen auch für eine bessere Abstimmung 
der Länderstrategien mit der Breitbandstrategie des Bundes sowie der Breitbandstra-
tegien der Bundesländer untereinander. 
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Der Masterplan zur Breitbandstrategie sieht eine erste Zwischenevaluierung
nach Abschluss der ersten Phase der Programme vor. Für die 2015/16 initiier-
ten Ausschreibungen Access 1, Backhaul 1 sowie Leerrohr 1&2 waren Förder-
mittel von insgesamt 293 Mio. € budgetiert, die zu fast gleichen Teilen auf die
einzelnen Förderschienen entfielen. Relativ ungleichgewichtig zeigt sich da-
gegen die Inanspruchnahme der Programme. Die Mittel des Access-1-Auf-
rufs waren zweifach überzeichnet und wurden daher zu 99% abgeholt. Hin-
gegen wurden nur rund 40% der Budgetmittel für Leerrohr vergeben und 71%
der für Backhaul allozierten Mittel. In Summe wurden in 2015/16 von 293 Mio. 
€ budgetierten Mitteln 204 Mio. € vergeben.  
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Diese Studie analysiert die Verwendung von Bestbieter- und Billigstbieter-
prinzip in Österreich auf Basis ökonomischer Argumente und empirischer Evi-
denz. Wie die ökonomische Literatur zeigt, ist das Bestbieterprinzip bei Vor-
liegen bestimmter Projekteigenschaften (Volumen, Komplexität und vertrag-
liche Unvollständigkeit) bzw. Marktstrukturen dem Billigstbieterprinzip überle-
gen. Österreich befindet sich zwar hinsichtlich der Verwendung des Bestan-
gebotsprinzips mit Deutschland, Schweden und Finnland im europäischen
Mittelfeld, die Gewichtung von preisfremden Kriterien im Rahmen von Best-
bieterverfahren ist aber deutlich unterdurchschnittlich. Diese Befunde wer-
den durch Interviews auf Auftraggeber und Auftragnehmerseite validiert
und wirtschaftspolitische Implikationen diskutiert. 
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Auf Basis des Konzeptes eines Tourismus-Satellitenkontos (TSA) erreichten die 
Tourismusaufwendungen von in- und ausländischen Reisenden in Österreich 
2017 41,64 Mrd. € (Schätzung; +3,6% gegenüber 2016). Die sich daraus erge-
benden direkten und indirekten Wertschöpfungseffekte von 32,25 Mrd. € 
(+3,3%) trugen 8,7% zum BIP bei. Zusammen mit den Effekten des nichttouris-
tischen Freizeitkonsums der Inländer und Inländerinnen am Wohnort erwirt-
schaftete die heimische Tourismus- und Freizeitwirtschaft 2017 direkt und indi-
rekt 58,82 Mrd. € (+4,2%), ihr Beitrag zum BIP machte rund 15,9% aus (2016:
16,0%). Zudem generierte die Nachfrage der Tourismus- und Freizeitwirtschaft 
mit rund 719.300 Erwerbstätigen (Vollzeitäquivalente, direkt und indirekt) fast
ein Fünftel der Gesamtbeschäftigung. Österreichs Tourismusexporte wuchsen
2017 real nur schwach (+0,8%, 2016 +1,1%), der Binnenreiseverkehr stagnierte 
(real +0,2%), nachdem 2016 eine Steigerung um 1,9% verzeichnet worden
war. Die preisbereinigten Gesamteinnahmen aus dem Tourismus stiegen
2017 um 0,7% (2016 +1,3%). Im internationalen Vergleich (EU 28) lag Öster-
reich gemessen an den nominellen Tourismusexporten 2017 mit einem
Marktanteil von 5,0% (2016: 5,1%) unverändert auf Rang 6. Im Durchschnitt
der letzten fünf Jahre blieb das Gewicht annähernd konstant und war deut-
lich niedriger als 2009 (5,5%, Tiefstwert 2000: 4,8%). 
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